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Pie Raffen nieder! 

Stn^jüge aui( ben ürt^tilcn brr treffe: 

.Äf» tn btffm 3n5re blf ((^önrn, ftinm ^frbfttoa« waren, jafi it^ in einem 
tDalbe bei Arieelac^ unb lai ein $uc^: „Xic SBajfen nicbec von SBett^a opti 
CuUnrt. ^<S) lai juift loqe baran unb bteff jiDct logc finb ein ffreigniS 
In meinem ßebcn. SUe bie Srttfitr ju (Jnbc »ot, ^attc ic^ tcii einen lcb= 
haften CBunfc^, btrfe« Sucb möchte in alle ftutturfprad^en übcrjc&t, in 
alle S ü cf) c r c i c n aufgenommen, in alle @(^ulcn ctnaefü^ct 
»erben, di Qifbt QJcfcCfc^aften jut Serbrcitunfl bet »ibcl; möcic fic^ auc^ 
fliif ®efellf<5aft bilben jut Verbreitung biefci merfiDüvbidf n 
8u(^el, »ctc^ i4 gotcigt bin. ein e)>o(^cmac^cni>e> Vietl «u nennen." 

9- 1. Il«feif e«. «I^cfoifutcn", lloMattec uti. 

. . . l!oS ^errlitfte Ktv! wirb, ic^ bin übcr.vcucit, ein Standard-worV luctbrn. 
Seit grau OonStafil ^aben wie feine io mäc^tiac weibiic^e ^ebct auf> 
liinelfc«. S«icbfi<t t. e«ieii|lc>t (Bl(M«fe«M). 

91 m Mef et«9lM|, tef nai^ ieber Rid^tung imf49x|ien Sinne be« ^orte« 
•Cfdictt; Intern (• boi gomen Räuber, abet atu^ ben unocigänglic^en äSett^ 
c^tcc flmC Ihitlcgt 

Vul bcm .Dcrt^a t>. Suttnet* ttterf^tfeBenen nnb ^tm 

nei^Sratbs^nbgeoibneten Satneri gejeic^netcmQfeilttle* 
ton ber .9teuen freien $rc{fe". 16. SfiHxi im. 

. . . SJanun gc^Sct \ix Ou4 i^cn gefmitailtaif Je |C|#(M(ii ttMtai 

tn einem Qcntltetvn tef •Dentnct S«{ef tttt*. 

3(6 Win bae Suc^ nic^t freifrn, nennen will ii^ c«. 9}on ^anb ju 
Win id) cS reichen 1 £3ie einSoangeiium foll et SUngerftnben, 
hit t» in bie föelt tiaacnl 

4anftSanb(ia fcincin am is. gebiuac 1890 im 6aale bet flBU|dm|kfc 
11t in QcvItH Iffcntti^ tAt^Umm VoctM|c). 

... ©ei ben €<^ilbcrunßcn bc? Jtriege» gewinnt ibre DorfteKung eine 9t» 
babenbeit, bie an bie giditen 97iet{tet bet SBeltlitesatut gemannt 
«albntn «c»ltct, «Itaic 3in|lb a. IMq iBWk. 

. ■ . e« ift ein ttVlItBcB unb ein flusc« 9u((, ba« grau D. SttttnCT 
grjdjiicbcn ^at. Wlai färben, .Die 9totion", Stetig 

.Sin ftuUttR»m«n"> 
S>af ifl ni^t nur ein 9a4: el ift ein Ctcignift. 

«elttcl4 «Att, MMe Ilm»f4w*> 
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Vorrede. 



leh habe memer Schrift nur wenige Worte Toiznsetzen. Ihr 
Zweefc ist im Titel, ihre Tendenz in der Einleitung ausgesprochen. 

Tadehi ist leichter als Bessennachen. So findet man denn auch 
in den meisten Abhandlungen Uber die sodale Frage entweder eine 
rficksichtslose Verdammnis der gegenwärtigen Zustände, oder eine ver- 
nichtende Kritik der auf ihre Besserung gerichteten Bestrebungen, 
praktische 7orschlftge zu ihrer Lösung enthalten nnr wenige von ihnen. 

Mein Bestreben in vorliegender Schrift diesen Fehler zu ver- 
meiden, könnte ibr vielleicht zugute gelialten werden, zugleich aber 
auch al8 EntschulJigunrr dienen, wenn die ächwierige Aufgabe, dio sie 
sicii gestüllt bat, nur unvollkommen gelöst worden sein sollte. 

„Gutta cavat lapidem, non vi sed saepe cadendo." Möge diese 
Schrift auch ein solcher Tropfen sein, der den harten Fels der socialen 
Frage auflösen hilft Mehr beansprucht sie nicht. 
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Kinleitung. 



„Sine in et itndio." 

Das Zeichen unserer Zeit ist die Unzufriedenheit mit den socialen 
Zuständen. £b soll damit niebt gesagt Bein, dafe in frfiheren Zeiten 
die Menschen mit ihrem Lose immer zufrieden waren, im Gegenteil, 
zu allen Zeiten waren sie mit den socialen Zuständen mehr oder 
weniger unzufrieden und strebten eine Besserung derselben an. Von 
Zeit zu Zeit schwillt dieee rnziifriedenheit aber zu pinem mächtigen 
Strome an, durchdringt alle Schiebten der Gesellschaft und prägt der 
Epoche ihren Stempel auf. Ein solches Anschwellen dieser Strömung 
sehen wir auch heutzutage in der ganzen civilisirten Welt, die ganze 
Bevölkerung hat sie ergriffen. Dafs die unteren, besitzlosen Volks- 
schichten unzufrieden sind, ist eine allbekannte Thattjache, jeder Tag, 
jedes Zeituugsblatt giebt unB genügend Zeugnis davon. Aber auch 
der hohfiitti imd höchstan Sdiiditaii Iiat sieb ein Unbehagen bemftchtigt, 
das bei den Emsiebtsvolieren der Überzeugung entspringt, dafs unsere 
socialen Zustinde dem Qeiste der Zeit niebt entsprecben, bei den 
minder EinsicbtsroUen aber darin wnrzelt, dafs ibre Stelinng dnieb 
die forfgeaetzten Angriffe Ton unten ans bedroht wird, und sie ihre 
Yorreebte niebt mit der Bnhe geniefsen können, die zu einem wahren, 
ungesebmftlerten Genüsse erforderlich ist. 

Die natürliche Folge dieser Unzufriedenheit mit den socialen Zu- 
ständen ist das Bestreben, dieselben zu ändern« und auf einer Grund- 
lage aufzubauen, die der Menschheit allgemeine Z ufriedenheit 
verbürgen soll. Wenn auch die Besorgnis, die manchmal geäufsert 
wird, dafs diese allgemeine Zufriedenheit eine Stagnation, ja einen 
Rückschritt in der Entwi(kelung der Menschheit bewirken würde, 
theoretisch vielleicht als richtig anerkannt werden kann, so braucht 
uns dies doch nicht davon abzuschrecken in praxi darnach zu streben ; 
denn die allgemeine Zufriedenheit wird immer nur ein frommer Wunsch, 
ein unerreichbares Ideal bleiben, und die Zahl der Unzufriedenen wird 
stets groiij genug sein, um die berürchlele ytaguation zu verhindern. 
Diese UnzuMedenheit liegi eben in der menschlichen Natur, und keine 
Booiale Befonn, und w&re sie noch so vollkommen, wird imstande 
sein, sie giaziioh an besdtigea. Sowie aber das Streben nach jedem 
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JSnleitmi^. 



anderen Trleale berechtigt ist, so ist es auch das Streben Dach all- 
gemeiner Zufriedenheit, erreicht wild sie ja doch niemals werden, 
flonst wäre sie kein Ideal. 

Die allgemeine Zufriedenheit soll also das ideale Ziel einer jeden 
Reform der socialen Zustände sein. Schade nur, dafs die Bedingungen 
der Zufriedenheit ebenso mannigfach sind als es nianniL^rache Stände 
in unserer Qesellschaffc giebt. Ein jeder Stand hält seine Foi lorungen 
für berechtigt, und da dieselben sich in den meisten Fällen kreuzen, 
ja selbst sich diametral entgegenstehen, so kann das angestrebte Ziel 
niemals erreicht werden, wenn jeder auf seinen Forderungen besteht. 
Soll also ein Fortschritt in dieser Richtung gemacht werden, und 
sollen die Gegensätze überhaupt auf friedlichem Wege, und nicht 
durch Gewalt, durch eine sociale Revolution einen Ausgleich finden, so 
ist es evident, dafs ein jeder Stand bis zu einem gewissen Grade 
Konceseiotten machen mnfs, nnd dafs ein haltbarer socialer Znstaod 
nnr anf Grandlage eines Kompromisses der verachiedenen 
ForderuDgen geschaffen werden kann.*) Hier tfirmen sich nns aber 
neue Schwierigkeiten anf. Denn gesetzten Falles, alle Stftnde wftren zu 
der Oberzengnng nnd m dem Entschlösse gekcanmen, Eoncesaionen 
bis zu einem gewissen Grade zn machen, so wird eben wieder der 
Grad, bis zu dem sie dies thnen wollen oder tbnen sollen, einen neuen 
strittigen Punkt abgeben. 

*) Ich veiJüs wohl, dafs die radikalen SocialiBteii, oder vielmehr ihre ton- 
angebenden Führer, bidier einem jeden Kompromuse abhold waren. Solang 

jemand seine Forderungen in ilirer Gänze durchzusetzon hofft, ist er natürlich 
jerl' m KompromiFse unzugänfjlich, erst wenn er zu der Einsicht gekommen ist, 
dais er dies nicht vermag, erst dann ist der Boden zu Verhandlungen vor- 
banden. Wenn nicht alles trügt, scheint sich diese Einsicht bei dem besonnenen 
Teile der Socialdemokratie bereits Bahn zu breoheni er steht heute nicht 
mehr auf dem St;uidpurikte, den £ngel8 in seinem 1845 erschienenen Werke 
«Die Lage der arbeitenden Klasse in England" vertritt, wo er sagt: „Die Re- 
volution mufe kommen, es ist schon au spät, um eine friedliche Losung der 
Sache herbeizuführen." Aber auch bei der sog. Ordnungspartei, d. h. der Parteii, 
die die bestehende Gesellschaftsordnung aufre(!ht erhalten möihte, macht sich 
eine Strömung bemerkbar, die einem Kompromisse günstig zu sein scheint; 
denn während bisher bei dieser Partei eine jede Diskussion der socialistischen 
Fordernngen als ansfireschlosBen galt, bequemt sie si<A jetst schon dasu, die- 
selben wenigstens einer hnlhwe^s billigen fieuiteflung SU unterziehen So scheint 
denn in der That der Zt itpunkt gekommen, um ein Kompromifs wenigstens in 
Erwägung nehmen können. Vor einiger Zeit soll ein hoher Staatsbeamte 
bei Gelegenheit einer Beratung der Haftnahmen aor fiekimpfong der Umatnnt- 
bestrebungen die Ansicht geäufsert haben, dafs, wenn man eine gefSfarliche 
ümsttirzidcp unschädlich machen wolle, man das Gute, das sie enthalte, adop- 
tieren, das Schädliche ausmerzen müsse. Hier hätten wir ja den Ansatz zu 
einem fioiupromisse! ^it Worten und auch mit Thaten ist ja bereits von 
beiden Seiten genugaam gekämpft worden, man Teranohe ea dodi jetat einmal 
mit dem Kompromisse. 
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Einleitung. 3 

Wenn ein Stand von dem anderen zu grofse Opfer verlangt, 
selbst aber zu geringe Koncessionen macht, so wird damit in Hinsicht 
auf allgemeine Zufriedenheit wenig erreicht werden. Wie die Wage 
nnr dann im Gleichgewicht verhan't» wenn die Belastung beider 
Wagschalen eine gleich grofse ist, so wird theoretisch die Zufrieden- 
heit dann am grülbten, oder vielleicht richtiger gesagt, die Unzufrieden- 
heit am geringsten sein, wenn alle Parteien gleich grofse Kon- 
cessionen machen, wenn sie sich auf halbem Wege entgegenkommen. 
In medio viituB. in der i'raxia ist dieser Gleichgewichtszustand 
der socialen Forderungen allerdings schwer bestimmbar, denn ihr 
Wert l&fst ädi nicht in Zahlen ansdirficken, ja selbst schwer abschätzen, 
da er immer mehr oder weniger von indhiduellen Ansichten abhängen 
wird. Das soU uns aber nicht abhalten wenigstens den Yersach zn 
machen, einen Qieichgewichtspnnkt , eine gemeinsame Basis zu 
suchen, auf der die Tcrschiedenen Fordenmgen der Gesellschaft, soweit 
dies ftberhaupt mOglich ist, einen Ausgleich finden könnten. 

In Folgendem soll dieser Versuch bei einigen der modernen 
socialen Forderungen gemacht werden, wobei ich mir durchaus nicht 
verhehle, dafs dies ein schwieriges und Tor allem ein undankbares 
Beginnen ist. Denn deijenige, der sich zwischen zwei streitende 
Parteien stellt, und als „ehrlicher Makler" ein Kompromifs herbei- 
zuführen trachtet, wird in der Regel von beiden Seiten angefeindet. 
Beiden Parteien kann er es ja niemals ganz recht machen, der einen 
geht er zu weit, der anderen nicht weit genug. Er setzt sich da 
immer zwischen zwei Stuhle , und findet auf keiner Seite die 
gewünschte Anerkennung. Er muis sich meist mit dem öedanken 
trösten, das Beste gewollt zu haben. 

Auch bilde ich mir nicht ein, etwa eine Panacee gefunden zu 
haben, die die socialen Schäden mit einem Schlage zu beseitigen im- 
stande wäre, es soll nur ein Vorschlag gemacht werden, wie deren 
im Laufe der letzten Decennien so mancher gemacht w<»rden ist, ein 
Vorschlag, nicht besser, vielleicht aber auch nicht schlechter als viele 
andere. Sollte ee aber einer Entschuldigung bedürfen, dafs auch ich 
die Zahl der sogenannten „Weltrerbesserer* Tormehrt habe, so 
mOchte ich einen Ausspru<^ aus der Broschüre von Zacharias, „Die 
Bev^^Ikeruogefirage*' anflihren, derselbe lautet: Wir tragen die 
Verheifsnng eines besseren irdischen Loses in unserer 
Brust, und nur nach Mafsgabe des Anteiles den ein Mensch, 
direkt oder indirekt, an der Lösung dieser höchsten Aufgabe 
nimmt, ist sein Leben edel und wertvoll. Der Wunsch, zu 
diesem Zwecke, wenn auch nur ein bescheidenes Scherfiein beizutragen, 
hat mir die Feder in die Hand gedrückt. 
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I. Die Socialdemokratie. 



„KuiTiram eipellaa furca 
tuaevuqae TMarret," 

Weati m&D von den EommiiDisten absieht, die euie Tollkommen 
gleiche Yerteilung des Eigentumes anstreben, so sind es haaptsäohfich 
die ladikalen Sodalisten, oder um mich einer gangbareren Benennung 
zu bedienen, die Socialdemokraten, die, wie bekannt, eine wenigstens 

gleicbmftfsigere Yerteilung der irdischen Güter daduiüh erzielen wollen, 
dafs sie an stelle der kapitalistischen Produktionsweise eine socü^ 
listische setzen. Das persönliche Eigentum soll zwar nicht ganz ab- 
geschafft, seiner unverhältnismäfsig grofsen Anhäufung in den Händen 
einzelner aber dadurch vorgebengt werden, dafs Grund und Boden 
sowie alle übrigen Produktionsmittel nicht mehr Eigentum einzelner 
Individuen, sondern der Gemeinschaft, des Staates, werden sollen. 
Der Arbeitsertracf, der jetzt zwisclien Unternehmer und Arbeiter ge- 
teilt wird, soll künftighin dem Arbeiter ganz zu gute kommen, das 
Geld abgeschafft, und an seine stelle Arbeitscertifikate eingeführt werden. 
Produl\liun und Konsumption von Gütern sollen nicht mehr durch An- 
gebot und Nachfrage, sondern durch Arbeits- und Verteilungdämter, 
also auf staatlichem Wege reguliert werden u. s. w. Durch alle diese 
Mafsregeln, die ja aus den socialdemokratischen Schriften genugsam 
bekannt sind, soll die Anhftufung grofser Vermögen in den Händen 
einzelner verhindert, und Oberhaupt allgemeine Zufriedenheit auf 
socialem Gebiete herbeigeführt werden. 

Diesem socialdemokratischen Programme mOchte ich folgendes 
entgegenhalten: 

1. Dafs es, wenn überhaupt ausfuhrbar, auf die Dauer 

nicht baltbar wäre. 

2. Dafs es der von mir in der Einleitu ng vertretenen 

Ansicht zuwiderläuft, wonach die Herbeiführung eines 
socialen Zustandos, der alle Stände befriedigen soll, 
nur auf dem Wege eines billigen Kompromisses mög- 
lich ist. 

Was den eis ton Punkt betrifft, so kann es nicht meine Aufgabe 
seia, denselben hier eingehend zu erörtern, dies Thema würde für 
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sich allein eiiie umfangreiche Abhandlung erfordern. Der Gegenstand 
ist übrigens vielfach in Broschüren und Fachschriften besprochen 
worden, und diejenigen, die sich für die verachiedenen Publikationen 
auf dem Oehiete der „socialen Fiafro" interessieren, werden f:rf>wir8 
schon Kenntnis davon genommen liubcn; jene aber, die sich iUirül>er 
näher zu belehren wünschen, verweise ich auf die unten angeführten 
Abhandlungen *) Üm aber nicht den Vorwurf auf mich zu laden, der 
Begründung meiner Behauptung ganz aus dem Wege ^^egangen zu 
sein, will ich meinen Standpunkt in dieser Frage in Kürze hier dar- 
legen. 

Ich sagte, dafs die socialdemokratiBcbe GeBellschaftsordnung, wenn 
fiberbanpt auaffihrbar, so doch nicht von langer Dauer sein küiinte. 
Der Grund bierron iet der, dafs sie der menschlichen Natur 
widerstrebt. Da wir es mit derNatnr zu thnn haben, so mflssen 
wir uns auch auf ihr Gebiet begeben. 

Jedes lebende Wesen hat von der Natur einen mftchtigen Trieb, 
den Egoismus, als Angebinde erhalten. Die Natur kümmert sich nicht 
um das Individuum, sie ist rücksichtslos gegon dasselbe, wo es gilt, 
ihre grofsen Zwecke zu erreichen. Als Kompensation für diese fifick* 
sichtslosigkeit gab sie jedem lebenden Wesen den Egoismus, und 
sprach zu ihm: „Hier hast du dein Teil, ich kann mich nicht um 
dich kümmern, sich zu, wie du allein damit fertig wirst." Der Egois- 
mus ist also eine Existenzbedingung jedes lebenden Wesens; wenn es 
sich nicht mittelst desselben gegen die ihm schädlichen Einflüsse, 
mögen dieselben von der Natur selbst oder von seinen Xehengeschöpfen 
ausgehen, schützt, so geht es zu Grunde. Manche lebende Wesen, 
wie die meisten Tiergattungen, lassen sich von diesem Triebe allein 
leiten, sie nehmen auf gar nichts anderes Rücksicht als auf sich selbst 
und aul" ihr eigenes Wohlergehen. Es giebt aber auch Tiere, die 
neben dem Egoismus noch einen anderen Trieb von der Natur 
empfangen haben, es «nd dies die in Gemeinschaft lebenden 
Tiere; sie besitzen den Geselligkeitstrieb, ab dessen Grundlage der 
„sodsle Instinkt^ anzusehen ist. Infolge dieses Instinktes wird der 
Egoismus des Individuums zu Gunsten der Gemeinschaft beschrSnkt, 

*) „Ideal und Wirklichkeit im Socialismuß'* von C^^. Güttinp'Pr. Salisscher 
Verlag, Berlin lööy. — „Von der Freiheit aur Gebundenheit" aus dem Eng- 
lisehen yon Herbert Spencer. L. Simion. Berlin 1891. — „Die Unvereinbar 
1 > i soeiftliatischen Zakanftsstautes mit der menschlichen Natur" von Dr. 
W. Schüfer. K. Oppenheim, Rerliii ]^^\. — „SociaUleniokratijiche Zukunfts- 
bilder*' von E. Richter Verlar „Fortschritt", Berlin lö91. — „Die ii^ainteasenz 
des Socialismus" von Dr. A. Schäfile, F. A. Perthes, Gotha 1890. — „Die 
Aasnebtfllomgkdt der SocialdeDQOkrfttie** Ton demeelben Autor. Laapp. Tübingen 
1891. — „Die Naturwissenschaft und die Sooiiildeniokratiscbe Theorie** von 
Dr. H. £. Ziegler, Stuttgart 1694. 
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dis IndiTidamn biiogt Opfer zu Gunsten der Gemeinflcbaft, unterordnet 

seine Interessen bis zu einem gewissen Grade den Interessen 
dieser Gemeinschaft, und nimmt Bflcksicht auf seine Genossen. Aller- 
dings tbut es dies wieder nur aus dem Grunde, weil ihm diese Ge- 
meinschaft nützlich ist, indem er sich im Vereine mit anderen Indi- 
viduen seiner Gattung gegen die ihm schädlichen Einflüsse besser 
schützen kann als allein für sich. Der Grundtrieb, der Egois- 
mus, ist also auch bei diesen Gesell schaftstieren bei 
weitem der stärkere Trieb, er wird immer der herrschende 
bleiben, während der sociale Instinkt eist in zweiter Eeihe zur Geltung • 
kommt. 

Der Mensch muls sowohl in Bezug auf seinen Körper, als auch in 
Bezug auf seine natürlichen Triebe, von demselben Standpunkt aus be- 
urteilt werden wie das Tier, auch er besitzt den allen lebenden Wesen 
eigenen Egoismus, und als eiu in Geselligkeit lebendes Wesen den 
soeialen Instinkt.*) In weiterer Entwickelung wird der sociale Instinkt 
beim Menseben zum Gemeinsinn, PflichtgefUbl und Gewissen, zur 
Nflcbstenliebe und Sittlicbkeit So wie beim Gesellscbaftstiere bleibt 
aber auch beim Henscbeu der C^oismas stets der stärkere Trieb, auf 
den der Gemeinsinn nur korrigirend, abscbwficbend und veredelnd ein- 
wirkt Die socialdemokratische Lehre begebt nun den Fehler, dafs sie 
in ihrer Gesellschaftsordnung den Gemeinsinn, also den 
schwächeren Trieb, in den Vordergrund stellt, und auf 
ihm als Grundlage ihr ganzes sociales Gebäude aufbaut. 
Der GemeinsinD soll darin obenan stehen, der Egoismus in die zweite 
Reihe zurückgedrängt werden, und dies ist der menschlichen Natur 
schnurstraks zuwider.**) Die ganze Civilisation hat sich von Ur- 
zeiten au folgerichtig auf Grundlage des Egoismus entwickelt, allem 
Fortschritt bat er als treibendes Motiv gedient.***j 



*1 Es ist wohl kaum nötig zu bemerken, dafs wenn hier von Egoismus 
die Kede ist, damit nicht der Egoismus in gewöhnlichem Öiune, also die 
Selbatsooht in ihrer abstofseuden Form gemeint ist, sondern dar berechtigte 
Egoiimos, dessen Ansflufs der Erwerbstrieb, Sparsamkdttsinn, Freiheitsdrang, 
Ehrgeiz, die Qatten-, Kindes- und Vaterlandsliebe sind. 

** ) Professor Volkelt sagt in seinem Buche „Vorträge zur Kinleitnn^ in 
die Philosophie der (jlegenwarl" (Oskar Beck, München 1S92), „das socialistische 
Ideal der Soeialdemokratra sei anf einer optimistisehen, oberflSohliohen Ver- 
k(»urang' aufgebaut, auf der Verkeunung der thatsRchlichen BeschafiVt.l t I! der 
Mon»chennatur. Der SocialiamaB halte den Menschen für ein in der Haapt- 
sache selbstloses Wesen. 

*♦*) Siehe „Deutsche Zeit- und Streitfragen" Heft 97, „Fortschiitt und 
Armut* von Ür. Berghoflf-Ising, pag. 39, wo derselbe sagt: H^^ioin durch die 
mafsToUe AsachriUikung des individualistischen Selbstiuteresses, dieses un- 
entbehrliohen fleismateriales für die Maschine des mensch- 
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Alierdinf^s hat der Gemeinsinn die raenschliclie Gesellschaft, di> 
Staaten geschaöen, und einen woh]thätin:en Einflufs auf die Kultur 
ausgeübt, aber or kam bei dem Thun und Treiben der Mensrlieii von 
jeher doch erst in zweiter Reibe in Betracht, und stand immer unter 
der Einwirkung des mächtigeren Triebes, des Egoismus, des berech- 
tigten Egoismus, d. h, des Strebens eines jeden Individuums sich 
seine Individualität zu wa.hron, und sich seine Freiheit nur so weit be- 
schränken zu lassen als es zum Wohle der Gesellschaft unumgänglicb 
nötig ist Eine jede Gesellscbaftsordnung aber, die dieses 
natürliche Tertaftltnia swisehen Egoismus und Gemeinsinii 
anf den Eopf stellt, indem sie dem Qemeinainne die domioirende, 
dem Egoismus aber die untergeordnete Rolle 2uteQt> ist nicbt durch- 
ffibrbar, oder wenigstens auf die Bauer nicht haltbar. In der bis- 
herigen Gesellschafteordnung hrifst es: dadurch, dafs das Individuum 
sich selbst nfitzt^ nützt es mittelber der Gemeinschaft; in der social- 
demokratischen Gesellschaftsordnung soll es aber in Zukunft heifsen: 
dadurch, dafs das Individuum der Gemeinschaft nutzt, nützt es mittel- 
bar sich selbst. Das Individuum will sich aber unmittelbar selbst 
nützen, nicht erst mittelbar durch die Gemeinschaft 

Ein gewisses Quantum von Gomcinsion müssen natürlich die Mit- 
glieder einer jeden Gesellschaft besitzen, denn sonst wäre letztere 
unmügli<"b Die Gesellschaft hat daher auch das "Recht, den Egoismus 
ihrer Glieder bis zu einem gewissen Grade zu beschränken, und die- 
jenigen Individuen auszustofsen oder unschädlich zu machen, die sich 
von ihrem Egoismus allein leiten lassen, und damit die Gesellschafts- 
ordnung negiren (Anarchisten) ; die Gemeinschaft kann aber niemals 
verlangen, dafs jedes ihrer Mitglieder unter allen Umständen und in 
jedem einzelnen Falle seine Interessen den ihrigen vollkommen unter* 
ordnet) oder, was dasselbe heifst, sie kann niemals verlangen, dafs 
die Summe des Oemeinsinnes innerhalb der Gemein- 
schaft gröfser sei als die Summe des Egoismus. Es ist 
dies auch gar nicht möglich, denn wenn die Summe des Oemeinsinnes 
gröfser wäre als die Summe des Egoismus, wem würden dann die 
Opfer des Gemeinsinnes zu Gute kommen, es wäre niemand da, sie 
in Empfang zn nehmen? Oder um ein drastisches Beispiel zu geben: 
Hätten damals im alten Rom, als sich Curtius zum Wohle seines 
Volkes in den Abgrund stürzte, alle Homer dasselbe gethan, wäre kein 
„Volk" übrig geblieben um das Opfer des Gemeinsinnes zu geniefsen, 
sämtliche Kömer hätten sich aus Übermafs an Gemeinsinn geopfert, 
und niemand hätte einen Nutzen davon gehabt 

liehen Forts ehr ittet, nielit durch völlige Beseitigung dei Egonrnns, wie 
der Sociahsmus ea will, wird die Einheit und damit die Möglichkeit einer 
weiteren Entwiokelmig von Wissaisohaft and Kultur gewahrt bleiben.*' 
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In jeder Gesellschaft, die sich auf gesunder Grundlage entwickeln 
soll, mufs daher die Summe des Egoismus gröfser sein als die Summe 
des Gemeinsinnes, ja ich mck-hte dies sogar als eines der Grundprin- 
zipe der Sociolcfrio betrachten. Eine Gemeinschaft wird aber um 
80 vollkoiüiiiener ^fin, je geringer bei ihr diese Differenz zwischen 
Egoismus und Gemeiiisum ist. Aus alledem ist ereichtlich, dafs der 
Egoismus stets der vorwaltende, der Gemeinsinn der untergeordnete 
Trieb in der menschlichen Gesellschaft ist, und dafs letzterer niemals 
fiberwiegen kann. Doch vor der Hand ist in dieser Kichtung keine 
Gefilhr Torbanden, der Egoismus ist noch immer grofs genug und wird 
aucb immer bleiben, nm ein ganz erldeeUichee Quantum an Ge- 
meinsinn in Empfang nebmen zn können 

Der Stifter der christiicben Bellglon, der die Katar des Menseben 
von Grand aus kannte, stellte als böcbstes Gebot seiner idealen Lehre 
die Forderang aaf: „Liebe deinen Nicbsten wie dich sdbst,** er sagte 
woblweislich nicht „Liebe deinen Nfiobsten mehr als dich selbst,^ 
denn er wufste, dafs diese Forderung an den Menschen im allgemeinen 
nicht gestellt werden kann. Dies verlangt aber das socialdemokra- 
tische Programm, wenn es bis in seine äufsersten Eonsequenzen durch- 
geführt werden soll, denn das Individuum müfste da der Gemeinschaft 
gröl'sere Opfer bririfron, als die Vorteile wären, die ihm durch die- 
selbe zu teil würden, und die Beschränkung seiner persönlichen 
i'reilieit zu Gunsten der (Jeselischaft wäre eine derartige, dal's der be- 
rechtigte Egoismus, d. h. der Trieb seine Individualität zu wahren, 
keinen Spielraum fände. Dies setzt aber voraus, dals man seine 
Nebenmenschen mehr liehen mfifste als sich selbst. Wir sind in der 
Nächstenliebe noch nicht einmal so weit, als es das Gebot der 
MenschlichkeiL ..Liebe deinen Nächsten wie dich selbst" verlangt, wie 
kann man ans zumuten, noch weiter zu gehen, und unsern Nächsten 
mehr zu lieben als uns selbst ? Dies ist gegen die menschliche Natar, 
daher nicht ausfahrbar. Man mnfs eben die Menseben nehmen, wie 
sie sind, nicht wie sie sein könnten, and bei ScbaSüng einer mensch- 
lichen GeseUschaftsordnangmitMen sehen rechnen, nicht mit Engeln. 
Wer zn yiel verlangt, erreicht in der Regel gar nichts, and Plftne, die 
nnmOglicbes voraossetzen, sind nicht zn Terwirklichen. 

Ich habe mich oft gefragt, wenn ich gesehen habe, wie sich 
manchmal Leute wegen fünfzig Pfennig bis ans Messer gerauft haben : 
nnd das sind die Menschen, mit denen die Socialdemokraten eine 
socialistische Wirtschaft, eine socialistische Produktionsweise, über- 
haopt eine socialistische Gesellschaftsordnung gründen wollen, in der 
Gemeinsinn und Nächstenliebe obenan stehen, und der Egoismus die 
zweite Bolle spielen soU? Ich weifs wohl, dafs es eine Behauptung der 
socialistiscben Lehre ist, dafs die gegenwärtige perverse Gesellschafts- 
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Ordnung die perrerm Mensclieii erzeugt, und dafs dieselben in dem 
Mafse besser werden würden, als es ihnen in der neuen Ordnung besser 
ginge. Nnn ist es aber durchaus nicht aasgemacht, dafs der Egois- 
mus des Inrlividuums in dem Verliältmssc abnimmt, als dessen Wohl- 
stand zunimmt, im Gegenteil zeigt es sich raeiat, dafs der Mensch, 
je mehr er Imt. desto mehr binzubegehrt. Keinesfalls wird es aber 
die socialdemokratiscbe Gesell'^ohaftsordnung dahin bringen können, 
den Geracinsinn Ober den Egoismus z.u stellen, da dies, wie gesagt, 
gegen die Natur des Menschen ist. Naturam expellas furca tamenusque 
recurret. Nur dann wird eine Gesellscbaftsordnung Bestand haben 
und das Wohl ihrer Glieder verbürgen können, wenn das natür- 
liche Verhältnis zwischen Egoismus und Gemeinsinn in der- 
selben aufrecht erhalten bleibt, d. h. wenn der stftrkere Trieb, der 
Egoismus, der leitende, der schwftebere, der Qemeinsinn, der vermittelnde 
und Tersöhnende Faktor in den Handlungen der Menseben sdn werden. 

Da der Socialdemokratiamus den GemeinBinn obenan stellt, dem 
Egoismus aber nur geringen Spielraum gönnt, so erscheint es einiger- 
mafsen befremdend, dafs er gerade in jenen Volkssehichten die meisten 
Anhänger gefunden hat, bei denen der Gemeinsinn nichts weniger als 
entwickelt ist, die sich rielmehr rom Egoismus bis an seine erlaubten 
und auch oft unerlaubten Grenzen leiten lassen, beim Arbeiterstande 
und dem Proietariate. Es ist dies einesteils dadurch zu erklären, 
dafs die socialdemokratischen Agitatoren, denen es oft weniger um den 
Zukunftsstaat, als um andere Zwecke zu thun ist, ihren Zuhörern nur 
die Vorteile ihres Programms vor die Augen halten, die Pflichten 
aber, die damit verbunden sind, verschweigen; anderenteils dadurch, 
dafs diejenigen, die es mit diesem Programm wirklich ernst nehmen, 
durch dessen verloclpn 1p Aussichten j^eblendet, sich die Erfüllung der 
damit zusammenliängenden Pflichten leichter vorstellen, als es tbat- 
öächlich der Fall sein würde.'^) 

•j Die niederen ^^>^l^sschichten. vorndbinlich die Arbeiter und das Prole- 
tariat, sind mit den Socialen Zuständen unzufrieden, und sehr oft nicht olme 
(irund. Die fc>ociaUlein<>kralie verspricht ihuen die Änderung dieser Zustände, 
und eine wesentliche Besserung ihnr Verhältnisse, kein Wunder daher, wenn 
sie ftuf diese Versprechungen hören. Immerhin sind es aber nur Versprechungen. 
Derjeni/e, der dem Arbeiter und dem Pif)letarier nicht rur Bes<?enincr srines 
Loses versprechen, sondern sein Versprechen auch erfiiUen und die wirtschaft- 
lichen Verhahniäse wirklich bessern würde, hätte der Socialdemokratie den 
Bsngr abgelaufen. Bei Beldimpfung der Socialdonokratie kommt es daher 
weniger darauf an, ihr selbst mit Kampfesmitteln entgegenzutreten (Ausnahme- 
gesetze), als vielmehr die Umstände, die ihre Äu>^breitung begün^tiofen, die be- 
gründete Unzufriedenheit der niederen Volksschichten, zu beseitigen, also das 
auszulElhreii, wenn auch in anderer Weise, was die Sodaldemokratie nar Ter- 
spricht. Die Bocisldemokratisolie Hochflut wurde sich dann gewifs bald T6r> 
laufen. 



Digitizeo by v^oogle 



L Die SocuddemokMtie. 



11 



Zum Schlüsse meiner Betrachtung über Gemeiosina und Egoismus 
möchte ich, zur Vermeidung eines Mifsverstäudnisses, noch folgendes 
erwähnen; Strenge Moralisten werden vielleiclit die Hervorkehrung 
des Egoismus, wie es hier geschehen ist, als unmoralisch veniammen. 
Ich verweise sie in diesem Falle auf meine weiteren Ausführuiii^pn, 
und glaube, dafs mancher von ihnen, nachdem er meine Vorschläge 
zur Linderung der socialen Übel gelesen haben wird, sich den An- 
forderungen, die dieselben trotz „meines Egoismus- an das Indivi- 
duum stellen, nicht wird willig unterwerfen wollen, da sie von „seinem 
Egoismus" zu grofse Opfer verlangen. Es i:jt eben sehr leicht von 
Gemeinsinn und Nächstenliebe zu schwärmen, auch nicht gar so schwer 
eine Broschüre darüber zu schreiben, wie man seinen Nebenmenschen 
helfen konnte, schwerer ist es aber selbst Opfer zu bringen und 
ihm wirklieh zu helfen. Viele führen heutzutage die Nftchsten- 
liebe im Munde, nur wenige aber im Herzen! Ich habe femer zwar 
behauptet, dafs der Egoismus ein stärkerer Trieb der menschlichen 
Natur sei als der Gemeinsiun, und dafs die socialdemokrattsche Gesell- 
schaftsordnung nicht von Bestand sein würde, weil de eben auf diesem 
schwächeren Triebe basire; ich liabe aber auch gesagt, dafs die 
Gemeinschaft das Recht habe, den Egoismus bis zu einem gewissen 
Grade zu beschränken. Der Staat als solcher mufs das Wohl des 
Ganzen über dasjenige des Individuums setzen, er mufs aber mit dem 
Egoismus seiner Mitglieder rechnen, nicht denselben ignoriren, wie 
es das socialdemokratische Prinzip thut. Seine Aufgabe ist es, den 
Egoismus jedes einzelnen Gemeindegliedes in Schranken zu halten, 
und ihn in solche Bahnen zu leiten, dafs das Individuum, indem es 
sich selbst nützt, auch das Gemeinwohl fördert. Während aber die 
socialderaokratische Gesellschaftsordnung den Egoismus allzusehr be- 
selnänkt, und dadurch unmöglich \Yird, bescliränkt ihn die 
gegenwärtige Gescllschartsordnung zu wenig, und wird 
SO auf die Dauer ebenfalls unhaltbar. Das Richtige wird eben in 
der Ifitte liegen. In medio virtus. In dieser richtigen Beachtung 
des Verhftitnisnes zwischen Egoismus und Gememsinn liegt der Schwer- 
punkt der zu .erstrebenden socialen Beformen, und in der Ergründung 
und Feststellung dieses Verhältnisses die Aufgabe der Zukunftswissen- 
Bcbaft, der Sociologie. Jede sodale Reform aber» soll sie ausführbar 
und der Gemeinschaft ron Nutzen sein, wird unter allen Umstflnden 
auf die angeborenen Triebe der Menschen gegründet sein mflssenj 
nicht auf blofse Tbeorieen und willkürliche Konstruktionen. 

Der zweite Vorwurf, den ich dem socialdemokratischen Pro- 
gramme mache, ist der, dafs es die Lösung der socialen Frage nicht 
auf Grundlage einer Vereinbarung, eines Kümpron)iases, sondern ein- 
seitig, auf Kosten blols eines Teiles der iievölkerung, nämlich der 
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besitzenden Klasse, zultande bringen will. Ich kann hier im wesent- 
lichen auf das verweisen, was in der Einleitung Aber diesen Gegen- 
stand gesagt worden ist, indem ich dabei voraussetzte, dafs die neue 
Gesellschaftsordnung nicht durch Gewalt, also durch eine sociale Kevo- 
lution, zustande kommen soll, wie dies Ja auch ein Teil der social- 
cUmokratischeii Ffllirer zu wAnaohon bdliaiiptet. Allordings ist Mer 
die Frage berechtigt, ob die Strömung, weno einmal entferaeltt die 
vielleicht wohlmeinenden Fflhrer nicht mit sich fortreifsen wttrdeP 
Da mm, irie gesagt, nach dem socialdemokratischen Programme die 
besitEenden Stände allein die Kosten der Einfiihrang der nenen Qeeell- 
schafbsordnung zu tragen hfttten, so ist nicht wohl einzusehen, wie 
dieses grofse Opfer ohne einen sehr starken Zwang, also ohne Gewalt, 
von ihnen zu erlangen wäre. 

Vielleicht wird die extreme Partei der Socialdemokratie selbst 
die Gewalt als Mittel zum Zwecke willkommen heifsen. Wir sagten 
aber in der Einleitung, dafs das anzustrebende Ziel einer socialen 
Reform das sein solle, allen Menschen, also jedem Stande, die gröfst- 
mögliche Zufriedenheit zu verbfireren. Eine durcb Gewalt herbeigeführte 
Reform würde aber begreitijrln i- weise nur den einen, den obsiegenden 
Teil, befriedigen, daher der Anforderung, die wir an eine solche Reform 
stellen, nicht entsprechen. Aufserdem wurde der unterliegende Teil 
in die heftigste Opposion gedrängt werden, und die neue Gesellschafts- 
ordnung trüge von vornherein den Keim eines unausgesetzten Kampfes 
in sich. Aus der Geschichte sehen wir aber, dafs allen durch Revo- 
lution herbeigeftthrten Reformen die Reaktion auf dem Fufse folgte, 
und dafs das Pendel menschlicher Leidenschaft, nachdem es zuerst 
nach der einen Seite getrieben worden, ebenso weit nach der anderen 
Seite ausschlug, um endlich nach einer bestimmten Zeit in der Mitte 
zur Ruhe zu kommen. In medio virtus. Ist es dann aber nicht ver- 
nünftiger, das Pendel gleich von vornherein in den Gleichgewichts- 
punkt zu biingen, als es seine Schwingungen, durch die hüben und 
drüben Unheil angerichtet wird, vollbringen zu lassen? Ein solcher 
Gleichgewichtszustand kann aber, sollen ihm nicht die Schwingungen 
vorangehen, nur durch ein Kompromifs herbeigeführt werden. 

Die besitzlosen Klassen mögen bedenken , dafs bei einem 
solchen Kompromisse der Vorteil weitaus auf ihrer Seite liegen 
würde, denn während die besitzenden Klassen einen Teil ihrer fakti- 
schen Vorrechte und Vorteile aufgeben müfsfcen, hätten jene eigentlich 
nur auf einen Teil ihrer derzeit erst gestellten, und noch in der 
Luft schwebenden Forderungen zu verzichten. Auch wären die Vor- 
teile, die die besitzlosen Klassen durch ein Kompromifs erlangen 
würden, viel besser gesichert, als die durch Gewalt erzwungenen, 
vorausgesetzt, dafs es ihnen tlberhaupt gelingen würde, dieselben zu 
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erzwingen, was jedenfaliä mcht äo leicht wäre als eä ihnen die Agita- 
toren darstellen. 

Aber auch die besitzenden Klassen sollten sich einem Kom- 
promisse geneigt zeigen. Es iäi lüclit zu erwarten, dafs die gegen- 
wärtige sociale Bewegung ganz, resultatlos im Sande verläuft, die 6e- 
dtunddii werden unter aUen Umständen Opfer bringen mflssen, frei- 
willig oder gezwungen, denn die gegenwärtigen socialen Zostände ent- 
sprecben nicht dem Geiste der Zeit, und keine BeTdlkerangaUasse, 
sei sie noch so mächtig und einflnisreicb, ist imstande den Zeitgeist 
anf die Länge in Fesseln zn legen. Wir sehen es Ja sdion jetzt» 
dafs ihm von Seite der privilegierten Stände Koncessionen gemacht 
werden« denn was sind die gegenwärtig im Zuge befindlichen staats- 
socialistischen Einrichtongen anderes als Eoncessionen an den Zeitgeist 
und an die modernen socialistischen Ideen? Man bat aber noch nicht 
den Mut und nicht den nötigen Gemeinsinn, um das was geschehen 
mufs mit einem Schlage zu thun; statt den Sprung zu wagen, 
weicht man widerwillig Schritt für Schritt. Est ist die alte Qe- 
schichte von dem Manne, der, als er seinem Hunde den Schwanz 
stutzen wollte, alle Tage nur ein kleines Stück abschnitt, damit es 
dem Hunde nicht so wehe thäte, wcim er ihm das ganze Stück auf 
einmal abschnitte. Mit kleinlichen Koncessionen ist da nicht geholfen, 
sie bezeugen nur die Schwäche und Furcht der einen Partei, ohne die 
andere zu befriedigen. Sollte man sich aber zu einem Kompi ) misse 
verstehen, so müfste derselbe ein von beiden Seiten ehrlich gememter 
sein. Die Sodaldemokraten dürften die Eoncessionen nicht mit dem 
Hintergedanken annehmen, dafs dieselben nur eine Abschlagszahlung 
anf das später zn erlangende seien, und die Besitzenden dürften nicht 
mit der einen Hand das zurückzunehmen trachten, was sie mit der 
anderen gegeben. Beide Teile würden aber ihres Besitzes erst dann 
recht froh werdeUi wenn derselbe auf einer festen gesellschaftlichen 
Ordnung begründet wäre. 

Im Vorausgehenden habe ich die Ansicht ausgesprochen, dafs ich 
die gegenwärtigen socialen Zustände nicht für haltbar erachte, da sie 
dem Geiste der Zeit widerstreben; desgleichen habe ich zu beweisen 
versucht, dafs das socialdemokratische Programm nicht ausführbar, 
oder wenigstens auf die Dauer nicht von Bestand sein wurde. Es 
ergiebt sich daraus die Notwendigkeit, die Lösung der ,, socialen Frage" 
nnf eineni anderen Wege zu suchen. Mein Vorschlag geht dahin, 
dies auf CJruudlage eines Kompromisses anzustreben, und soll es nun 
meine Aufgabe sein in den folgenden Abschnitten Yorsci)|äge in dieser 
Uichtong zu machen. 
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II. Der Kapitalismus. 

Die Klage, die mau am häufigsten hört, wenn die Mängel unserer 
socialen Zustände besprochen werden, ist diejenige über den Kapit-alismus 
und über das durch denselben erfolgte Anwachsen grofser Vermögen 
in den Händen Einzelner, bei gleichzeitiger Verarmung der niederen 
und auch der mittleren Schichten der Bevölkerung. Kein billig 
denkender Mensch wird die Berechtigung dieser Klage leugnen können, 
und jeder, der die socialen ZustSnde der heutigen Gesellsehaft rorarteils- 
frei betrachtet, wird die Nachteile zugeben mflssen, die in dieser 
Ansammlung grofser Kapitalien durch einzelne Individuen liegt. Geld 
ist Macht, und so ist denn auch das Kapital zu einer greisen Macht 
in unserer heutigen Gesellschaftsordnung geworden. Es liegt aber in der 
menschlichen Natur die Macht, die das Indinduum fiber seine Neben- 
menschen erlangt hat, zu seinem Vorteile auszunutzen, und wenn dies 
in einer rücksichtslosen Weise geschiebt, so führt es zum Mif^brauche 
dieser Macht; nur selten vermögen Menschen dieser Versuchung m 
widerstehen. In der That wird auch die Macht, die das Kapital ver- 
leiht, vielfach zum Nachteile der wirtschaftlich Schwächeren mifs- 
brancht. Dies erregt nuturgeraüfs den Hals derjenigen, die unter 
diesem Mifsbrauche leiden, sie wollen den Kapitalismus ver- 
nichten. Ist es denn aber notwendig, etwas, das zum Mifsbrauche 
VoranlassuDg giebt, unbedingt zu vernichten, lohnt es sich nicht der 
Mühe, zu untersuchen, ob es nicht auch seine guten Seiten hat, und 
ob nicht Mittel und Wege zu finden sind, um dessen nachteilige 
Wirkungen zu vermeiden, die wohlthätigeu aber zu erhalten? 

Da wir uns in folgeudem mit dem „Kapitale" und dem 
„Kapitalismus" eingehender beschäftigen werden, so wollen wir 
zuTOrderst Tersuchen, uns diese Begiüfe klarzumachen. Die meisten 
Tiere eignen sich von den ihnen zu Gebote stehenden Befriedigungs- 
mitteln nur so viel an, ak sie zur momentanen BefHedigung ihrer 
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Bedürfhiflse beodtigeD, den ÜbeiBcbufs den sie vorfindeD, keseii de 
unbeachtet liegen. Nor wenige Tieigatbingen besitzen den Sammel- 
trieb, der sie Teranlafst, sieh mehr davon anzneignen, als sie momentan 
bedürfen, sie sammeln Vonftte, wie z. B. die Biene, die Hmnmel, der 
Hamster, n. a. m. Der Mensch dagegen besitzt diesen Sanunel- 
trieb in einem ganz besonders hohen Giade, er hat den Trieb sich 
so Tiel als möglich anzueignen, Ja er thnt dies oft selbst auf 
Kosten seiner Nebenmcnsclien. Nur wenige wilde Völkerschaften 
leben, wie man sagt, in den Tag hinein, gleich den meisten Tieren, 
ebne Vorräte zu sammeln, sie sind aber die Ausnahme, im allgemeinen 
ist der Menscli ein Vorräte sammelndes Wesen. Was also den 
Sammeltrieb betrifi't, so linden wir bei den Tieren etwas drr Menschen- 
natur analoges, ßpini Tiere nennen wir das Gesammelte „Vorrat** 
beim Menschen „Vermügeu". 

Ein Unterschied aber zwischen Tier und Mensch besteht einer- 
seits darin, dafs der Mensch nicht nur die ihm von der Natur 
dargebotenen Befriedigungsmittel sammelt, sondern seinen Vorrat, sein 
Vermögen, durch eigene Produktion von Gütern zu vermehren trachtet; 
andererseits darin, dafs er die gesammelten Vorräte in einer anderen 
Weise verwendet, als das Tier. Letzteres Terwendet seinen Vorrat 
nnr znr Befriedigung seiner Bcdfirfnisse in der Zeit der Not, also 
z. B. w&hrend des Winters, wo es keine Nahrung finden kann, sem 
Vorrat ist nnd bleibt immer nur Vorrat. Der Mensch dagegen, 
besonders der dvilisirte, verwendet den gesammelten oder produzirten 
Vorrat, also sein Vermögen, anch noch dazu, um mit dessen Hilfe 
weitere Vorräte, weiteres Vermögen zu erlangen, um weiter zu 
produzieren und zu erwerben, seine Vorräte bleiben nicht lediglich 
Vorräte, sie werden durch die Art ihrer Verwendung zu Produktions- 
mitteln, sie werden zu Kapital". 

In dem Grade als die Civilisation zugenommen hat, hat auch 
der Trieb Vermögen zu erwerben, und das Bestreben, das gesammelte 
Vermögen als Kapital zu benutzen, zugenommen; wobei dahingestellt 
bleiben soll , ob die Zunalime der Civilisation die Ursache oder die 
Folge des gesteigerten Erwerbstriebe h war. Mag dem sein wie ihm 
wolle, Thatsache ist, dafa die Verwendung des Vermögens als 
Produktionsmittel, als Kapital, ganz besonders im Laulu des letzten 
Jahrhundertes zugeiiomiiieii bat, und dafs der Kiuiluis dos Kapitales 
aui die gesamten wirtschaftlichen Verhältnisse der Völker ein so 
mächtiger geworden ist, dafs man die heutige Wirtschaftsordnung 
schlechtweg die „Eapitalistisehe" benennt. Das Wirtschafteprinzip 
aber, das auf dieser, intensiven Verwendung des Verm(^gens als 
Kapital basirt — mit allen seinen wohltbätigen und allen seinen 
schftdUchen Folgen — bezeichnet man als „Kapitalismus*'. 
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lob 88ge mit seinen wohlthätigen und aeinen Bctafldlidien Folgen, denn 
80 ncher es ist, dafo der Eapitalismiis seine grofsen Schattenseiiea hat, 
so sicher ist es anch, dafo er grofse wirtschaftliche VonsQge besitzt*) 

Der Trieb, Eigentnm sa erwerben, liegt dem Menschen so sehr 
in Fleisch und Blut, dafs er dadnrcb in erster Reihe zur Bethfttigung 
seiner physischen Kjrftfte und geistigen Anlagen TeranMst wird, welche 
Bethätigung wiederum nicht nur unmittelbar ihm selbst, sondern 
mittelbar auch der ganzrn Hemeinschaft zum Nutzen gereicht. 
Weitaus die grdfste Zahl von nützlichen Erfindungen sind aus dem Grunde 
gemacht worden, weil der Erfinder sich bereichern, weil er Eigentum, 
Kapital erwerben wollte. Die fifrofsen Unternehmungen, die die 
wunflerbaren Werke ges-chaffen haben, durch die sich unser Jahr- 
hun Irrt in kulturelkr Hinsicht so auszeichnet, sie alle sind dem 
Triebe nach Vermehrung des Eigentumes entsprungen. Wie gering 
ist dagegen die Zahl derjenigen Erfindungen und Unternehmungen, die 
ihren Ursprung lediglich der Absicht, das Wohl der Menschheit zu 
fördern, verdankt n? Man versuche es nur einmal, den natürlichen 
Trieb des Kapitulei werbes in semer Bethätigung vollständig lahm zu 
legen, und man wird den Rückschlag in der menschlichen Kultur- 
entwickelung sehr bald wabznehmen. Der Gemeinsinn des Menschen 
ist eben nicht imstande, den berechtigten Egoismm in seinen wohl- 
thfttigen Wirkungen zu ersetzen. Auch der Socialdemokratismus wül 
das Privateigentum nicht ganz abschaffen, er will es aber auf ein 
solches Minimum beschriUiken, dafs dem Triebe Besitz zu erwerben, 
ein so geringer Spielraum übrig bliebe, dafs er dabei yerkOmmem 
mfifste.**) Und gerade derjenige Teil des Eigentumes soll dem 

*) A. SchäiVle sa^ in seiner Schrift „Die Aussichtslosiefkeit der Social- 
demokratte" : «Dm Kapital nimmt dem 0em^nw6Mn die Organisation und 
LeitttOlf der Produktionsanatalten ab, verbürgt aoter eigener und ausscbliefsender 

Verni'twortlichkeit mit seiner ganzen materiellen Existi^nz die Wirtschaftlich- 
keit der Produktion und des Umlaufes der üüter; es &itp t auf möglichst wohl- 
feile wie auf die höohst (ir«braaoliswerte Oaterhervorbringung; es klassirt die 
dienenden Arbeitskräfte, disziplinirt und koatrollirt tie; es triiirt Verluste aua 
der Umbildung' der Technik nnd aus den Preisstürzen ungünstiger Konjekturen ; 
es bcstieilöt Löhne, Yoraualagen, Steuern u, s. w. vors- hufsweise ; es wickelt 
den ungeheuer verschlungenen Prozefa der Erzeugung, Ortsveninderung, Ver* 
ünfieraiig und Binkoromenssnteilung der O'üter in verbältmsmSCrig eini^eher, 
die anderen Socialfunktionell wenig störender Weise ab. . . . Die entsetzlichsten 
Eiiizelauswüchse schranken- und ordnunfjalo-'cn, ungescheut egoistischen Waltens 
des Kapitals reichen entfernt nicht aus, i>eine Absuhaffuug zu begründen und 
es mit unausführbarer Produktionsdemokratie zu vertauschen. Sie begründeu 
nur dieif dafs man den Gebrauch des Produktionsmittelbesitsea 
ordne und den Kapitalismus mit den schon bestehenden Kollektiv- und Gagen* 
seitigkeitswirtschaft^en ins zeitfremäfse Gleichgewicht setze. • 

**) Im sooialdemokratischen Staate könnte mau zwar Produkte als Privat« 
eigentnm beaitien» aber nicht Froduktionamittel* 



Digitized by Google 



II. Der KapitaliBmus. 



17 



IhdiTidamn entzogen werden, das ihn am meisten frent^ und dessen 
VennehniDg seine Thalkraft am mtisten anregt, das Kipital. Dem 
Enrerbainne, diesem befrachtenden Faktor des wirtsohafklicfaen Forfe- 
«chrittes, wären damit die Flflgel grflndlioh beschnitten. 

Wfthrend die Socialdemokraten den Eapitalismas vernichten 
wollen, können sie das Kapital selbst nidit auch verniditen, sie 
wollen es aber von den vielen einzelnen Kapitalisten auf einen 
Einzigen, den Staat, übertragen, indem sie ihn zum Eigentümer sftmt- 
licher Produktionsmittel machen, Sie thon dies unter der Voraus- 
Setzung: 

1. Dafs der socialdemokratische Staat imstande sein wird, nicht 
nur die Arbeit, die jetzt die vielen einzelnen Kapitalisten verrichten, 
sondern auch diejenige, die gegenwärtig durch Angebot und Nachfrage 
und durch die Konkurrenz von selbst verrichtet wird, zu bewältigen. 

2. Dafs die Lenker dieses Staates frei von allem Egoismus, seine 
Bürger aber von solchem Geraeinsinn durchdrungen sein werden, dafs 
sie lür die Gemeinschaft ebenso freudig und ebenso eifrig arbeiten 
werden, als sie dies gegenwärtig für sich selbst thuen. 

Wenn man auch annehmen wollte, dafs die erste Voraussetzung, 
die BewÜtiguDg einer so riesigen Arbeit durch den Staat, erfUlt 
werden konnte, was Jedodi mindestens sehr zweifelhaft ist, so mufs 
die ErftUung der aweiten Bedingung, nach dem was im Torangehenden 
Abschnitte Qher das Yerhfiltnis des Gemeinsinnes zum Egoismus 
gesagt worden ^st, ala ausgeschlossen erscheinen. Der Egoismus, als 
der stSrkere Trieb, wird den Gemeinsinn stets fiberwiegen, bei den 
Lenkern des socialdemokratischen Staates sowohl, als bei dessen 
Bfirgern. Dann könnte es aber leicht geschehen, dafs an die Stelle des 
Macbtmifsbrauches mehrerer kleineren Kapitalisten, derjenige eines 
Einzigen aber allmächtigen Kapitalisten, des Staates, treten, Fort- 
schritt und Civilisation aber infolge der geringeren Energie und 
Arbeitslust seiner Bürger Einbufse erleiden würden. Diese schwache 
Seite des socialdemokratischen Ziikunftsstaates wird von den meisten 
Nationaiukonoraen anerkannt, und jeder, der die Sache vorurteilsfrei 
prüft, wird deren Richtigkeit zugeben müssen. Schaflle wirft in seiner 
Schrift „Die Quintessenz des Socialismus", in der er letzteren ganz 
unparteiisch bespricht, die berechtigte Frage aui, „ob der Socialismus 
jemals wirklich imstande sein werde, das private Interesse der 
Erf&llung socialer Frodukücnsberufe dienstbar zu machen", und kommt 
zu dem Ergebnis, dafs der Soeialismus in seiner jetzigen Formulierung 
^ also sIb moderner Sodaldemokratismus — schlechterdings den 
Nachweis noch schuldig bleibt, wie er einen so ungeheuren kollektiTen 
Arbeits* und Kapitalk9rper in allen kleinsten Teilen zu fruchtbarem 
individa eilen Handeln und Behandeln bringen wiU.*< Schflille 

2 
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ist also der Ansieht, dafs jede zukfiiiftige Prodnktionaweise, die Didht 
die Vorteile der bisherigen, individualistischen, beibehftit, nicht von 
Bestand sein kOnne, was so viel heifst, als dafs jede Gesellschafle^ 
Ordnung unmöglich ist, in deren Produktionsweise der Socialismns so 
weit geht, den berechtigten Egoismus des Individuums zu unterdrücken. 
Auch beim Kapitalismus scheint also unser Wahlspruch ,.iQ medio 
Tirtos'* seine Anwendung zu finden, indem nur durch Verschmelzung 
des bestehenden Kapitalismus mit der socialistischen Theorie, also 
durch ein Kompromifs zwif^chen beiden, ein Zustand geschaflfen 
werden kann, der die Garantie eines dauernden Bestandes giebt, und 
dafs es daher in erster Reihe darauf ankommt, der Gesellschaft die 
wohlthätigen Wirkungen des KapitalismuB zu wahren, seinem 
Mifsbrauche aber vorzubeugen. 

Der Kapitalismus ist kein Produkt der letzten Jahrhunderte oder 
gar der Neuzeit, er bestand auch schon in früheren Zeiten, seine 
schädlichen Wirkungen machten sich aber nicht so fühlbar, weil das 
bewegliche Vermögen, das sich m den Hftnden Einzelner angesammelt 
hatte, nicht so grofs war, wie bentzutage, und weil es fiberhaupt 
nicht so viele grofse Kapitalisten gab als wie jetzt Dieser Umstand 
kann nns als Fingerzeig dienen, welcher Weg einzuschlagen wftre, am 
den gewfinschten Zweck zu erreichen. Man mache die Ansammlung 
fibergrofser Kapitalien durch einzelne Individuen unmög- 
lich, halte den Kapitalismus auf diese Weise in an- 
gemessenen Schranken, und seine Nachtheile werden ebenso 
wie früher nicht so fühlbar sein. Durch welche Mittel könnte man 
aber die ubermäfsige Ansammlang von Reichtümern dorch einzelne 
Personen verhindern? 

Es giebt Fälle wo grofse Vermögen von einzelnen Menseben 
allein erworben werden, im allgoTneinen ist es aber die Vererbung 
des Vermögens innerhalb der Famüie, die Übertragung desselben von 
Vater auf Sohn, oft Generationen hindurch, die die grofsen Kapita- 
listen schaift. Wenn ein Mann ein Geschäft ohne allen oder nur mit 
geringem Kapitale beginnt, ist die Walirscheinlichkeit, dafs er sich 
ein überm&fsig grofses Vermögen erwerben wird, nicht ao grofs, als 
wenn er gleich mit einem bedeutenden, ererbten Kapitale anföngt. 
Das Erbrecht ist also der Punkt, in dem der Hebel an* 
zusetzen wftre.'*') 

*) Lorenz von Stein sagt in seinem Werke „Gesrhirhte der socialen Be- 
wegung in Frankreich" im 2, Bande pag. 226, wo er den Saint-Simonismus 
heiptidit» „Br bat Boent die Frage nach deni Erbrechte au%e>tellt, diese 
Frage, anf der die ganze Zukunft der socialen Gestaltung Europas in den 
nächsten beiden Generationen beruhen wird." Seit dem Erscheinen voti Stein'a 
Werke (1849) ist bereits eine Generation verflosaen, ohne dafs das ii^rbrecht sich 
geindert hätte. Wird dies wohl im Lenfe der nloheten Generation geechefaen? 
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Das was ein Mensch erworben hat, hat er auch das Kecht zu 
besitzen, das was er ererbt hat. hat er zwar das konventionelle Recht 
zu besitzen, ob er aber auch das natürliche liecht dazu hat, ist die 
Frage. Das Besitzrecht am Erworbenen ist ein natürUches Recht, es 
liegt nicht nur in der Natur duB Menschen, sondern, bis zn einem 
gewissen Grade, auch in der der meisten Tiere. Auch das Tier 
Terteidigt seine Beate, seine Höhle, sein Nest gegen die Angriffe des 
Bftnbers, und wo Tiere denelben Gattung in Qemeinscbaft leben, 
respeUart znineiBt das eine den Besitz des anderen, ja sie verteidigen 
niebt selten gemeinscbafllich den Besits des einzelnen IndividnomB 
gegen fremde Eingriffe. In der Urzeit des Menschengescblechtes, und 
anch jetzt nocb, bei mancben auf niedriger Stufe der Kultur steben- 
den Völkern, haftet der Begriff des Eigentumes an eine Sacba so sebr 
an der Persönlichkeit desjenigeu, der sie erworben, dafs man sie ihm 
mit ins Grab legt. Von Vererbung in unserem Sinne ist da noch 
keine Rede, und derjenige Teil des Privatbesitzes, den m^n dem Toten 
nicht ins Grab mitgeben kann, übergeht nicht an seine Nachkommen, 
sondern fällt dem Stimme oder dem Häuptlinge zu. Erst in späterer 
Zeit, und auf einer höheren Stufe der wirtschaftlichen P]ntwickelung, 
treten die Nachkommen das Erbe nach ihren Vorfahren an. Die Ver- 
erbung von Eigentum oder das Erbrecht erscheint demnach nicht als 
ein natürliches Eecht, sondern als eme menschliche Institution. Als 
solche kann sie aber, so wie sie unter gewissen Verliältnissen ein- 
geführt wurde, unter geänderten Verhältnissen auch wiedt^r aufgclioben, 
oder zum mindesten modifizirt werden, wenn dies der Gemeinschaft 
nützlich erscheint. Ohne ein Besitzrecht ist keine menschliche Gesell- 
Schaft, und noch weniger eine CSviliBation möglich, wobl sind die- 
selben aber denUbar ebne das Erbrecbi 

Der Gedanke, durch gänzliche Abscbaflbng des Erbrechts den 
Eapitalismns mit seinen nachteiligen Folgen zu beseitigen, wurde schon 
in den zwanziger Jahren unseres Jahrhunderts Tom französischen 
Socialisten Bazard ausgesprochen. Es sollten dadurch, seiner Meinung 
nach, die socialen SchAden seiner Zeit geheilt werden. Wenn man 
dem Vorschlage Bazards Konsequenz und eine radikale Wirkung in 
betreff der Beschränkung des Kapitalismus auch nicht absprechen 
kann, so steht doch zu befürchten, dafs dadurch dio woliltlintigen 
Wirkungen des Kapitales allzusehr beeinträchtigt w^erden würden, und 
infolgedessen die Produktion, und daher auch der Volkswohlstand durch 
gänzlichen Mangel an Erwerbslust sehr zurückgehen würde. Lorenz 
von Stein sagt in seinem oben angeführten Werke bei Gelegenheit der 
Besprechung des Vorschlages Bazards, wonach der Staat alle seine 
Bürger beerben solle: „er hat die entscheidende Frage ganz über- 
gangen , ob denn der Staat noch etwas zu erben haben wird^ 

2* 
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wenn jedermauü weifs, dafs er doch den Seinigen nichts hinter- 
lassen kann.** 

Da cä üUü unser liestrebeu ist» die wohltliätigeii Wirkuijgen des 
Kapitals möglichst zn erhalten, so erscheint es ratsam, auch in diesem 
Falle, den Mittelweg einstischlagen, und das Erbrecht nicht ganz auf- 
zubeben, sondern dasselbe nor entspreehend zn besohrftnken. 
Bis zu einem gewissen Grade gesebiebt dies ja aaeh schon in der 
jetzigen Gesellschaftsordnung (Pflichterbteil, Erbtaxen), es käme nur 
daraaf an, diese Beechränkimg weiter anszndehen.*) 

Als leitendes Prinzip bei einer derartigen Beschränkung des Erb- 
rechtes stelle ich den Grundsatz auf: dafs ein jeder Mensch 
das, was er erworben hat, auch besitzen und geniefBen 
darf, so lange er lebt, dafs er aber nicht das Recht 
haben soll, es nach seinem Belieben zu vererben, dafs 
vielmehr die Gesellschaft berechtigt ist, diese Ver- 
erbung in einer Weise zu regeln, die ihrem Vorteile 
am besten entspricht. 

Oder mit anderen Worten: Solange ein Mensch lebt, kann er 
alles, was er erworben hat, als Eigentum beimtzeu, sobald er stirbt, 
erlischt sein Eifjentumsrecht daran. Seine Nachkommen haben kein 
natürliches Keclit .iut' das- voii ihm Erworbene, das Eigentumsrecht 
daran kommt ihnen nur insoweit zu, als es ihnen die Gemeinschaft 
zugesteht. Die Gemeinschaft kann also dieses „insoweit'' normireu, 
d. h. sie kann das Recht zu erben überhaupt, oder die GrOfse des 
Erbteiles, oder die Art der Vererbung nach ihrem Gutdünken and 
ihren Interessen entsprechend festsetzen.**) Auf Grund dieser An- 
schauung k^Jnnte man nun folgende Bestimmungen treffen: 

Das Recht der Erbübertragnng steht nur dem Manne zu, nicht 
auch dem Weibe, und erbberechtigt sind nur die S9hne des Erblassws, 
nicht aber seine Frau und Töchter, noch seine Übrigen Verwandten.***) 

*) In den modernen Staaten herrscht gegenwärtig die Tendenz vur, die 
BrblohaitBsteaer sa reguliren, waa bei Steuern in der Regel eo viel heifst, 
als dieselben zu „erhöhen". In Deutschland will man die Erbsteuer, die jetzt 
nur von entfernten Verwandten erhoben wird, auch auf die Kinder des Erb- 
lassers ausdehnen. In England wurde vor einiger Zeit vom Finanzminister 
eine „progressive Brbsteuer* Torgeaeblageu, wonach dieaelbe bei VermSgen von 
einer Million und darSber 8 % betragen aoU, nngeföhr das doppelte des bis- 
berigen Betrages. 

*♦) Soweit stimmen meine Ansichten mit denen des oben erwähnten fran- 
aSfliachen Socialisten Bazard übereiu, der Unterschied zwischen ihm und mir 
liegt aber darin, dafs fiazard die fi^nsliche Absehaffung des Erbrechtes als im 

Interesse der Gemeitischaft liegend erachtet, während ich dieses Interesse durch 
eine entsprechende Beschränkung: des Erbrechtes für besser gewahrt halte. 

***y Der Qrund, weshalb die Frau weder das Kecht haben soll, Vermögen 
TO erben nodi solches su vererben, wird in dem nSohsten Abschnitte dargelegt 
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Ffir die Frau und Töchter soll auf andere Weise Vorsorge getroffen 
werden, worüber wir uns im nächsten Abschnitte aussprechen werden. 
Alle Söhne erben gleich viel, wodurch sich die Unzulässig keit der 
Majorate und Fideikommisse von selbst ergiebt. Als Grundsatz gilt, 
dafs jiur ein gewisser PerceDtsatz des Vermögens an die Söhne über- 
geht, das übrige der Gemeinschaft, dem Staate zufallt. Wie grofs 
dieser Percentsatz sein solle, wäre erfahrungsgemäfs an der Haud 
statiatisdher Erbebmigen ftstausteUen. Er vfirde aidi in arstnr Beihe 
Dach dem allgemeinem Yollcsreichtame mid dem Ablieben „Standard 
of ]]fe* richten. Die Hohe dieses Percentsatzes wfirde mit der Grdfse 
des zu vererbenden YermögeDs proportionaliter abnehmen, derart, dafs 
Ton grdfserem YermSgen verhältnismftfsig weniger vererbt irttrde 
als TOB kleinerem, doch mflfste der Percentsatz so fixirt sein, dafs 
der Betrag, der von einem gröfseren Vermögen auf die Erben entfiele, 
obzwar nicht relativ, so doch absolut grdfser sein mftfste als von einem 
geringeren. 

Es wird ein Maximum und ein Minimum fixirt, das ein Indi- 
viduum erben kann, resp. erben mufs, d. h. wenn der Betrag, den 
jemand zufolge des relativen Percentsatzes erben sollte, gröfser ist als 
das fixirte Krbmaximum, so bekommt er nicht den ganzen Erbteil, 
sondern nur soviel nh ehnn dieses Maximum beträgt; wenn dagegen 
der auf ilm entfallen le lubanteil geringer sein sollte, als das Erb- 
minimum, so steuert ciie Gemeinschaft den zur Erreichung des Mini- 
mnros fehlenden Betrag bei. Wie immer die obere und die untere 
Grenze des Maximal- und Minimalerbteiles gesteckt werden möge, 
niemals dürfte das Erbmaximum so viel betragen, dais dessen Zinsen, 
zum landläufigen Zinsfufse berechnet, dem Erben, ohne dafs er durch 
Arbeit etwas verdiente, ein angenehmes Leben ermöglichte; die 
Zinsen des Erbminimums dfirften aber selbst zur notdürftigsten 
Fristung des Lebens nicht hinreichen. Es läge sonst die GeüEtbr nahe, 
dafs manche sich mit ihrem Erbteile begnügen, und ein angenehmes 



werden (pftg. 39). Was das Erbreoht der „entfernten Verwandten** betrifft, lo 

scheint uns kein vcrnünftig-er Grund dazu vorzuliegen, wenigstens können wir 
den Umstand dpR Verwandtseins allein nicht als solchen anerkennen. Wenn 
z. B. ein Mann, der vor fiO Jahren nach Amerika ausgewandert ist, daselbst 
ein grofses Yermogen hinterl&Tst, ohne direkte Nachkommen, elso Kinder, m 
haben, und man nach langem Suchen dnrdi Termittelung der Gesandtschaft 
endlich in einem abp^elegenen Dorfe seines Heimatlandes einen Bauern aus- 
findig macht, der mit dem Mann im vierten oder fünften tirade verwandt war, 
•0 kUt dM dodk kein vernfinftiger Grund, weshalb dieser das YermSgen dea 
Mannes, von dessen Existenz er gar nichts wufste, erben soll Hat nicht die 
Gemeinschaf' , in dpren lTit*e der ErhlRSKt r !< }ite, und unter df^ren Schutze nnd 
mittels derni Kinrichtungen er das Vermögen erwarb, mehr Anspruch auf das- 
selbe als der entfernte Verwandte? 
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Leben ohne Arbeit fuhren, oder aber selbst ein kümmerliches Dasein 
der Arbeit vorziehen würden. Dafs aber alle Staatsbürger arbeiten 
aollen, ist eine der haupt^^firhlichsten Intentionen der yorgeschlagenen 
Beschränkung des Erbrechtes.'*') 

* Km 'wird vielleicht einwenden, dafs eine so bedeutende Beschränkung 
des Erbrechtes dem natürlichen Gefühle des iL riFchcn widerstrebe. Ziegler 
sagt in seiner Abhandlung „Die Naturwissenschaft und die socialdemokratiscbe 
Theorie" auf pag. 94: „Da man vom naturwissenschaftlichen Standpunkte aus 
annimmtt dab ^ MenBoben ttets in Eamllien gelebt haben vnd dafs die BUefii 
von jeher für ihre Kinder zu sorgen bestrebt waren, so wird man für wahr- 
tscheinlich halten, dafs die Eltern stets die Tendenz hatten, ihr Privateigentum 
auf die Kinder zu vererben j dies war und ist die psychologische Grundlage 
des Erbreohtes." Wir geben diee gene za. Ee liegt sehr nahe and ist, wi« 
man sagti «sehr natürlich", dafs die Eltern ihr Eigentum ihren Kindern zu 
hinterlassen wrimchen, dieser "Wunsch allein bniTriindet aber noch immer kein 
„Erbrecht" der Kmder auf das Eigentum der Eitern. Auch ist nicht gesagt, 
dafs die Bethätigung eines jeden „psychologisch begründeten Triebes" immer 
im Interesse der Gemeinsohafb wttniehenswerfc sei. So ist ea s. B. gewifb 
peyohologisoh begründet, wenn ich jemandem, der mir einen Schlag versetzt 
hat, denselben zurückgebe, oder dafs ich jemanden, der mich tödlich beleidigt 
hat, niedersteche, oder dafs ich jemanden, der mir meine Habe gestohlen hat, 
in aeiner Behansung überfalle nnd mir mein Blgentiim sorBokhole. Trotadmn 
diea alles psychologisch begründet ist, hindert mieh die Gemeinschaft doch 
daran, diesen natürlichen Trieb zu bethätigen, weil eine solche Handlungsweise 
für dieselbe nachteilig ist. Ganz ebenso kann mich also die Gemeinschaft 
hindern, dem psychologisch begründeten Triebe, mein ganzes Eigentum meinen 
£]ndem la Idnterkmen, Folge an geben, aofem die Gemeinaohaft diee als 
gegen ihr Interesse erachtet. "Will der Mensch in ein» Gemeinschaft leben, 
so mufs er eben die Freiheit seiner Handlungen bis zu einem gewissen Grade, 
den die Gemeinschaft zu normiren das Hecht hat^ beschränken. — Hudolf 
von Ihering sagt in seinem Werice „Der Zweck im Bedit* L Bd. pag. 87: „Die 
Idee dea Erbrechtes ist: JDie Frücht meines Daseins endet nicht mit mir selbet, 
sie kommt einem Anderen ru crutr." Untpr die^m ,, Andf^rrn" versteht man 
heutzutage die Famihc im engeren oder weiteren äinuc, also seine Kinder und 
Verwandte. Wir haben aber nicht nur Verpflichtungen gegen unsere Familie, 
sondwn auch g^n die Gemeinsohaft, in dar wir leben, wamm sollte dann 
aber unsere Familie allein Anspruch auf unsere Hinterlassenschaft haben und 
nicht auch die Gemeinschaft? Der Familie hinterlassen wir unser Vermögen, 
was hinterlassen wir der Gemcmschaft? In den allermeisten Fällen garnichts, 
ja saweileiL sogar noch weniger als das, nämlich die Verpflichtung, unsere 
Kinder zu erhalten. Nur verhältnismftCng wenigen Uensehen ist es vergönnt, 
der Gemeinschaft Gedanken und "Werke zu hinterlassen, die derselben von 
wirklichem Nutzen sind, oft ist es bloCs unser berühmt gewordene Name, der 
ihr hinterbleibt. Heist haben wir selbst von nnsem Gedanken nnd Werken 
den Profit schon bei unseren Lebzeiten vorneweg genommen, unser berühmte 
Name allein ist aber der Gemeinschaft von keinem direkten Nutzen. Wir 
sollten daher unserer Verpflichtung gegen die Gemeinschaft auch dadurch nach- 
kommen, dafs wir ihr auch reelle Werte, also einen Teil unseres Vermögens 
hinterlassen, dann wäre die Ausführung der Idee des Erbrechtes, „dafs wir 
auch für andere gelebt haben," für eine gröfsere Zahl von Menschen und in 
gröfserem Umfange ermöglichte Weiter sagt Ihering in dem besogenen Werke 
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Aas den durch die Beachrftnkung des ErbreehteB dem Staate zu- 
faUeiideii Vemögensanteilen wird ein besonders zu verwaltender Fonds, 
deB man etwa „Yolksvermögensfonds" nennen konnte, gebildet, der 
zur Ergänzung der unzulänglichen Erbteile, sowie zu den im nächsten 
Abschnitte 7u besprechenden Zwecken verwendet wird. Sowie gegen- 
wärtig jeder St-aatsbürg-er. zum Zwecke der Bemessung der Ein- 
kommensteuer, sein Einkommen angiebt, hat er in Zukunft in be- 
stimmten Zeiträumen, etwa alle drei Jahre, eine detaillierte liilance 
seines Vermögens an das Volksvermögenaamt abzugeben. Auch hat 
das Volksvermögensamt das Recht, in seine Bücher Einsicht zu nehmen. 
Bei wissentlich falscher Angabe wird der verschwiegene Teil, wenn 
solcher nachgewiesen wird, zu Händen des Volksvermögensfondes kon- 
fiszirt. Übertragung von Vermögen an andere unter der als „Schen- 
fcong unter Lehmden" bdcannten Bechtsform irt idcht gestattet, mit 
Anenahme von Yermögensanteileii, die ein Vater seinen erwachsenen 
SObnen zur Begründang einer selbständigen Stellnng, oder zn anderen 
Zwecken überlftfot Die GrOfse dieser Vermögensanteile soll in der 
Regel das allgemein fixirte Erbminimum nidit fibersteigen, kann aber 
mit Genebmigong der Volksvermdgensbebdrde, bei der eine jede solche 
Übertragung anzumelden ist, auch höher bemessen werden, im Falle 
der Vermögenstand des Vaters eine genügende Garantie bietet, dafs 
der an die Söhne übertragene Anteil den seiner Zeit auf sie ent- 
fallenden Erbanteil nicht überschreitet. Natürlich ist dann, bei er- 
folgtem Ableben des Vaters, der von den Söhnen bproits bei dessen 
Lebzeiten erhaltene Betrag, von dem auf dieselben entfallenden Erb- 
anteile in Abz!i£f zu bringen, wobei die abgetretenen Vermögens- 
anteile in den Betrag des ganzen hinterlassen en Vermögens mit ein- 
zubeziehen sind. Es wäre damit die Möglichkeit geboten, dafs 
erwachsene Söhne schon bei Lebzeiten des Vaters ein Kapital in die 
Hand erhielten, womit sie sicli selbständig machen könnten. Ver- 
heimlichte Schenkung eines ein bestinmites Mafs übersteigenden Geld- 
betrages oder Geldwwtes, wird nicht nur mit Eonflskaüon des 
Geschenkten, sondern auch nodi anderweitig strafgericbtlich bestraft, 
dagegen sind kleinere Geschenke innerhalb der Familie oder an 
Verwandte und Freunde, Beitrage zu Verekien und wohlthätigen An- 
stalten etc., sowie dies heute gepüogen wird, erlaubt.*) 



I. Bd. pag. 519: „Alle Rechte des Privatrechies, wenn sie auch zunächst nur 
fifts Individunm zum Zwecke haben, sind beeinflufst und gebunden durch die 
Kucksiebt auf die Gesellschaft, es giebt kein einziges, bei dem das 
Subjekt mgm könnte, „dies habe idi ainiehlieftlieh für mieh." Ataoh des Erb- 
recht ist diurah die fiäeksidit waS die Geaellscluft gebnnden. 

*) In dem bezogenen Werke von R. v. Ihering sagt r!prselbe I. Bd. pag. o 10 : 
„Des FriTateigentum und des Erbrecht werden meiner Ansicht nach stets be- 



Digitized by Google 



24 



II. Der Kapitalimtnib 



Söhne, die beim Ableben des Vaters das 18. LebenFjaln noch 
nicht erreicht haben, erhalten aufser dem ihnen zukommenden Erb- 
teile, das die Vorranndschaftsbehünie fiir sie verwaltet, auch noch einen 
Erziehungsbeitrag aus dem Volksvermögensfonde, und zwar in der 
Regel bis zu ihrem 1(S. Jahre. Über Antrag der Yormundschafts- 
behörde, namentlich bei besonderer Befähigung der Kinder, oder in 
Fällen, wo sie einen Beruf erwählt haben, für den sie mit JS Jahren 
noch nicht ausgebildet sein können, wird dieser Erziehungsbeitrag, 
desaen Hohe nach Mafsgabe der YerliSltoisBe fixirt wird, anch noch 
nach Errdcbung des 18. Leben^ahres fortbezahli 

Es ist nicht anzunehmen, dafs eine genaue Kontrolle des 
VennGgens mehr Schwierigkeiten hieten würde, als die Kontrolle des 
Einkommens, wie sie gegenwärtig rem Staate gefibt wird. In beiden 
Fällen rechnet der Staat mit der Ehrenhaftigkeit und dem Gemeinsinne 
seiner Bürger. Ohne Gemeinsinn ist aber jede sociale Beform über- 
haupt unmöglich. Jedenfalls stellen aber die rorgeschlagenen MaÜB- 
nahmen geringere Anforderungen an den Gemeinsinn des Individuums 
als das socialdömokratische Programm, und lassen dem berechtigten 
Egoismus mehr Spielraum als dieses, sind daher auch leichter aus- 
führbar als die Vorschläge der Socialdemokraten. 

Jetzt Wüllen wir uns zu vergegenwärtigen trachten, welche 
Wirkungen meine in Bezug auf die Beschränkung des Erbrechtes vor- 
geschlagenen Mafsregeln, die ich allerdings nur im groisen ganzen 
skizzirt habe, ohne auf Einzelheiten eingehen zu können, auf die 
socialen Zustände haben würden. 

Die unmittelbare Folge der Beschränkung des Erbrechtes wäre, 
dafs die gegenwärtig durch den Kapitalismus erzeugte fehlerhafte 
Verteilung der Qftter, soweit dies ohne Behinderung der wohlthätigen 
Wirkungen des Kapitales geschehen konnte, beseitigt werden würde. 
Die sodaldemokratiscbe Gesellschaftsordnung würde die Naehteüe 
des Kapitaliffinus zwar auch besdtigen, gleichzeitig aber seine wohl- 
thätigen Wirkungen ToUstSudig lahmlegen, sie würde daher auf der 
einen Seite nützen, auf der anderen aber grOfseren Schaden anrichten. 



stehen bleiben, aber man müfste zu der Geschicklichkeit unserer Finanzkunst 
ein sehr geriagea Vertrauen haben, wenn es ihr nicht gelingen sollte, in Form 
gesteigerter EHnkommen — Erbschaft t-, Luxus» und anderer Steuer auf das 

Privateigentum einen Druck auszuüben, welcher dran Übertnafse seiner An- 
haufnncr ^uf einzelnen Pankten vorbenrrt. und indem es den T'hc^rflufs in die 
Staatskasse abführt, damit die Möglichkeit gewährt, den Druck auf andere 
Teile des geBellschftEUiokeii Körpers zu yerringem und eine den Interessen der 
Oesellschaft mehr entsiireohende d. i. gerechtere Yertdluug der Güter der 
Wf-lt herbeizuführen, als sie unter dem Einflüsse eines Eigentums herbeigeführt 
■worden ist und möglich war, welches, wenn man nf5 beim rechten Namen be- 
nennen will, die Unersättlichkeit des Egoismus ist * 
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Schäffle sn^'^L mit Bezug auf die Verteilung des Kapitales: „Die Ver- 
allgemeinerung, nicht die AbschaflFang des Privateigentumes au den 
Produktionsmitteln ist die Aufgabe", desgleichen sagt er: „Verall- 
gemeinerung des Ertrag gebenden Privateigentumes (also des Kapitalea) 
ist die schneidigste Entgegensetzung gegen die allgemeine Aufliebung 
solchen Privateigentumd, wie solche von den Socialdemokiateii gefordert 
wird". Ihirch Beschrftokung des Erbrechtes in der Yon uns Tor- 
gescblageneo Waise wflrde, miflereB Enditem, diese tod Scbftffle 
geforderte Verallgemeiiienuig des Kapitales anf einfiiMshe uod dem 
Zwecke entsprechende Art herbeigeführt werden, imd swar in gerechterer 
und praktischerer Weise als dies etwa durch eine kommuniBtische 
Qesellschaftsorganisation geschehen kannte, die die IndiTidoalitftt mit 
ihren natOrlichen mid erworbenen Fähigkeiten ignorirt und dem 
berechtigten Egoismus keinen Spielraum läfst. Denn wenn auch in- 
folge der Beschränkung des Erbrechtes ein Mann unter Umständen 
nur einen Teil dessen, was er erworben hat, seinen Söhnen hinterlassen 
k?>nnte, so stände es ihm doch frei, die Früchte seiner Arbeit voll zu 
geniefsen, so lange er lebt; und da auch, zufolge der prozentualen 
Erbskala, von einem grüfsereu VermngeTi — bis zu einer gewissen 
Grenze, dem Erbmaximum ■ — mehr vererbt werden würde, als von 
einem geringeren, so könnte sich der Erwerbstrieb hierbei mehr 
betbätigen als in einer kommunistischen Gesellschaftsordnung. Das 
Individuum könnte sowohl für sich als auch für seine Nachkommen 
unmittelbar sorgen. Die Fixirung eines Maximums des zu Ver- 
erbenden ist aber im Interesse der Gemeinschaft notwendig, um der 
Ansammlung flbergrofser Kapitalien vorsubeugen, in diesem Punkte 
mflfste sich der Egoismus des IhdlTiduums dem Gemeinwohle unter- 
ordnen. Dies könnte aber auch um so leichter geschehen, als ja das 
Opfer, das durch die Beschränkung des Erbrechtes gebracht würde, 
nicht so sehr das erwerbende Individuum, als seine Erben tritfe, wenn 
man es überhaupt ein Opfer nennen kann, wenn Kachkommen yon 
einem Vermögen, das sie nicht erworben haben, und das niemals ihr 
Eigentum war, nur einen Teil und nicht das Ganze bekommen. 
Niemandem föllt es eiU; von seinen Vorfahren ihre immateriellen 
Güter, also ihr Wissen, ihre Erfahrung, ihr glückliches Temperament 
u. s. w. erben m wollen, warum sollte man sich nicht auch mit dem 
Gedanken veriraufc machen können, auf ein Teil ihre materiellen 
Güter, ihres Vermögens, zu verzichten? Dafs aber das Vermögen der 
Eltern auch in der beutigen Gesellschaftsordnung nicht selbstver- 
ständlich als zukünftiges Eigentum der Kinder angesehen wird, geht 
aus dem Umstände hervor, dafs das Erbgeaetz mancher Staaten es 
für notwendig findet, den Kindern durch die Bestimmung des sog. 
Pfiichterbteiles wenigstens einen Teil des elterlichen Vermögens zu 
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sichern, und dafs in manchen Staaten, wie z. B. in England, es dem 
Erblasser frei steht, über seio ganzes Vermögen, selbst mit yoU- 
ständiger Umgehung semer Kinder testamentarisch zu verfugen. 

Vielleicht wird hier von einem oder dem anderen meiner Leser 
die Frage aufgeworfen werden: „Ist es aber auch gerecht, das Erb- 
recht dermafsen zu beschränken?" Was heifst das „ist es gerecht?" 
Ks kann doch nur soviel heifsen uls: entspricht es unsern heutigen 
Aubchauungen von Gerechtigkeit. Wenn man bicli aber bei socialen 
Beformen an die heutigen Anschauungen kehren sollte, so wfirden sie 
niemals durchgefllbrt werden, denn gerade die heutigen Ansehauungen 
sind es ja, die dnrch die Beformen geändert werden soUen. Man 
würde sich da in einen circnlns vitiosus begeben. Der sociale 
Beformator bebanptet ja gerade, dafs die hentigen Anschaumigen fidscb, 
reformbedtirftig seien, er kann sie also bei Benrteünng seiner YontcblSge 
nicht als kompetenten Kichter anerkennen. Als „gerecht" sollte in einer 
Gemeinschaft nur das gelten, was zu ihrem Wohle dient, was „zweck- 
mäfsig" ist und von der Majorität als „gerecht" erklärt worden ist.*) 
Ist z. B. die Erhebung einer Erbsteuer von 1, 2, 3%, wie sie heute 
besteht, gerecht? Ohne Zweifel, denn die Gemeinschaft bedarf ihrer 
als Steuer, sie ist zwcckmäfsig und ist durch das Gesetz, das von 
der Majorität zum Gesetz gemacht worden ist, sanktionirt. Die 
Gemeinschaft nimmt damit einen Teil des Privateigentumes seiner 
Bürger für sich in Anspruch. Ob dieser Teil nun 1, 2, 3, oder 
60 Percent beträgt, ist im Prinzipe ganz gleich. Die Aneignung 
des Privateigentumes ist in beiden Fällen qualilativ dieselbe, nur 
quantitativ ist sie verschieden. Bei Fixirung der Höhe der Erbsteuer 
kommt hier also die Bechtsfrage garnicht in Betracht, sondern nur 
die Nfltzlichkeitsfirage. Wenn also die Aneignung von 60 ^/o des 
nachgelassenen Vermögens eines ihrer Mitglieder durch die Ge- 
meinschaft ftir letztere nützlich erschiene und von der Majorität 
sanktionirt wfirde, so wfirde diese Aneignung dadurch „gerecht** 
werden.**) Viele werden aber ohne Zwdfel gerade an der Höhe der 
Eigentomsaneignung durch die Gemeinschaft, wie selbe nach den von 
uns gemachten Vorschlägen stattfinden soll, Anstofs nehmen ; die Mafe- 
regel wird ihnen zu radikal , zu brutal erscheinen. Die sociale Frage 
lifst sich eben nicht mit Glaoeehandschuhen anfassen ! £s giebt ja 



*) R. V. Ihering sagt in seinem Werke „Der Zweck im Kccbt" I. Band 
pag. öl 7: „Nach meiner Theorie aind Aecht und Zweckmälsigkeit richtig ver> 
standen völlig !d«itis<di.*' 

**) In der firosohüre „Dm fieofat auf Arbeit** Mgt H&nn psflr« 76: „Bin 

jedes Zeitalter hat seine Bedürfnisse, sein Recht, keine Zeit hat mehr 
Reclit als die andere; das Recht einer Zeit ist nie allein mafsgebend für eine 
andere Zeit.*' 
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Socialreformatoren, die dies versucht haben, aber eben deshalb müssen 
ihre Vorschläge wirkuiii^slos bleiben.*) 

Eine weitere Einwendung, die vielleicht gegen meine Vorschläge 
gRiTiarht werden könnten, ist die, dafs durch eine bedeutende 
Beijciiiünkung des Erbrechtes die Verteilung der Güter zwar eme 
gleichmäfsigere werden, die Erzeugung derselben aber, also die wirt- 
schaftliche Gnterprodnktion, und mit ihr der Volkswolilstand infolge 
geringen Erwerbstriebes abnehmen mülstc. Ich kann diese Einwendung 
nicht als berechtigt anerkennen, denn dadurch, dafs niemand so viel 
erben würde, da& er, ehne efewae zo erw«ben, halbwegs angenebm 
leben könnte , w&re jedermann reranlafet zu arbeiten. Die Zahl der 
Arbeitenden wfirde eich daher Termehren, da diejenigen, die jetzt als 
Kapitalisten faulenzen, sieh dann an<di an der Gflterprodnktien 
beteiligen mfifsten. Da femer jedes männliche Individuum ein gewisses 
Vermögen, und wftre es unter ümstftnden aueh gering (Erbminimnm) 
erben würde, so wfire mehr Leuten als jetzt Gelegenheit geboten, ein 
Geschäft oder sonst ein Unternehmen anzufangen, wodurch viele 
tüchtige unternehmende Köpfe, die heute wegen Mangel an Kapital 
ihr Lebelang Lohnarbeiter bleiben müssen, in die Lage kämen, als 
selbständige Produzenten ihre Energie und ihre KenntniR^e zum 
Wohle der Vclk-"!wirtschaft zu bethätigen. Der Unternehmer- Verdienst, 
der gegenwärtig einer verhältnismäfsig geringen Zalil vermöfrender 
Kapitalisten zufällt, würde sich dadurch unter die breite Ma^^sr der 
Bevölkerung verteilen. Auch wäre wohl nicht zu befürchten, düis das 
einzelne Individuum deshalb weniger eifrig arbeiten würde, weil es 
unter Umständen nicht alles Erwwbene seinen Kindern hinterlassen 
könnte, denn einesteils würde ja jedermann die Früchte seiner Arbeit 
geniefsen, solange er lebt, anderenteils könnte er, da der vererbungs- 
^ige Teil seines Vermögens ^en entsprechenden Pereentaatz des- 
selben betröge, bis zu dner gewissen Grenze auch um so mehr ver- 
erben, Je mehr er verdient hat. Die Anregung zum Srwerben bliebe 



* Als typisehes Beispiel eines solchen socialreformstorisdieii Vorschlages 
tamn die Jfin<qrklika des Papstes Leo XIIL vom 17. Uai 1891 über die Arbeiter^ 
fnge grelten. Danach soll es mit den Eigentums- und Produktionsverbältnissen 
beim Alten bleiben, nur sollen die Schroffheiten der heutigen socialen Zustände 
dnroh die christliche Nächstenliebe «asgeglichen werden. Ja, wenn 
^christliche Nächstenliebe alle Handlungen der i^Ienschen diktiren würde, dann 
brauchten wir gar keine besondern ?ocinlen Reformvorschläge, dann würcle sich 
diese Reform von selbst vollziehen. Das ist es aber eben, dafs sich christliche 
liäcbstenliebe nicht erzwingen läi'st, man also Wege betreten mufs, auf denen 
ein Zwang möglich ist! Wenn man die Bncyklika des Papstes Kest» so wird 
man unwillkürlich an das Sprichwort erinnert: „Wasch mir den Pelz und mach 
mich nicht nafs", und der Papst erscheint im Lichte des nUt aliqoid fecisse 
•videatur.** 
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also 80 wie jetzt erhalten. Aufeerdem liegt der Erwerbstrieb und die 
Freude am Erworbenen so sehr in der Natur des Menschen, dafs er 
denselben auch ohne Röcksicht auf seine Nachkommen zu befnedigen 
trachtet. Wie viele Menschen arbeiten und verdienen nicht bis an 
ihr Lebensende, obwohl sie keine Kinder, ja selbst keine Verwandte 
haben, die m beerben kOnntoif ünd selbst wenn man annehmen 
wollte, dafs aDe Männer, deren Vermögen eine solche Höhe erreieht 
hätte, dafs eine weitere Vermehrung desselben infolge des Erbmaximiis 
keine Erhöhung des Erbteiles ihrer Einder mehr bewirken könnte, 
aufhörten zu Terdienen, so wfirde dies doch noeh keinen Verlust ffir die 
Volkswirtsehaft bedeuten, denn sie Wörden damit nur jfingeren, 
energischeren Kräften Platz machen, die die Arbeitskraft jener mehr 
als ersetzen würden. Auch dadurch würde wiederum eine gleich« 
raafaigere Verteilung des Cntemehmer-Gewinnstes unter die Bevölkerung 
herbeigeführt werden. Jene aber, die schon genügend verdient hätten, 
und sich dann von der Arbeit zurückzögen, würden ihr Leben mehr 
geniefsen als diejenigen, die unter den heutigen Verhältnissen vor 
lauter Hasten nach Verdienst, bis au das Endo ihres Daseins, nicht 
dazu koiiiineu, es in wohlverdienter Ruhe zu beschlieisen. 

Da aber infoli^e aller dieser Umstände, die in Begleitung einer 
nahmhaften Bescluiinkung des Erbrechtes eintreten inüfsten, die ein- 
zelnen Privatnnternehmungen einen kleineren Umfang annehmen würden 
als jetzt, da es also im allgemeinen keine so grofsen Privatfabriken, 
Bergwerke, Geschäfte etc. geben wfirde als gegenwärtig beim Bestände 
sehr grofser FriTat?ermögen, der Grofsbetrieb aber heutzutage neben 
dem Kleinbetriebe eine unumgängliche Notwendigkeit im wirtschaft- 
lichen Leben der Kulturvölker geworden ist; so müfste iron Staats* 
w^en daffir Sorge getragen werden, dafs dieser Grofsbetrieb in dem 
Umfange, als er die Gäterproduktion wohlthitig beeinflufst, in 
Aktiengesellschaften und Staatsantemehmnngen neben dem kleinen 
PriYatbetriebe aufrecht erhalten bleibt. Da die Aktien dieser Unter- 
nehmungen, infolge der Beschränkung des Kapitalismus sich nicht, 
wie es jetzt der Fall ist, in den Händen einer Yerhältnismäfsig ge- 
ring'en Zahl von Kapitalisten befanden, sondere unter der Bev^ilkenmg 
verteilt wären, so würde auch die ganze Bevölkerung an dem Gewinne 
dieser Grofsbetriebe teilnehmen. Allerdingg mufsten diese Aktien- 
gesellschaften unter strenger Aufsicht des Staates stehen, allenfalls 
selbst von staatlichen Organen geleitet werden, damit sie nicht durch 
das gröfsere Kapil^l, das ilmen zu Gebote stände, die nachteilige 
Wirkung des Kapitalismus ni die verbesserte Gesellschaftsordnung 
hineintrügen. Auch dürfte das Betiiebskapital einer jeden solchen 
Aktiengesellsdiaft einen vom Staate fixirtoi Betrag nicht fibersteigen, 
und niemandem wftre es gestattet, mehr als eine gewisse Anzahl Aktien 
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ein ufld derselben ünternehmung zu besitzen. Die Aktien müfsten, 
der Kontrolle wegen, auf den Namen des Besitzerb »peciel aus- 
gestellt sein, und hei jeder Übertragung umgeschrieben werden. Diese 
Koütiolle wäre aiü'öerdem auch noch durch die Verpflichtung jedea 
Bürgers, in gewissen Zeitabschnitten sein Vermögen dem Volksver- 
mögensamte famdzugeben, erleichtert. Durch die vom Staate zu er- 
teilende Eonzefflion zur Büdimg toh AktieogesellsebafteD bätto er es 
in der Hand, die Anzahl derselben in einem riehtlgen VerhSltnisse 
zu den PrlTatnnternebmnngen zn erhalten. 

Die Staatsontemehmnngen aber dflrften weniger als Erwerbs^ 
quellen för den Staat, sondern mehr als MuBteranstalten und als Re- 
gulatoren zwischen Angebot und Nachfrage betrachtet werden, derart, 
dafs sie z. B. bei etwaiger Oberproduktion ihren Betrieb einstellen, 
bei Unterproduktion erweitern würden. Auf diese Weise wäre es 
möglich, einerseits die Konkurrenz, die den kleineren Privatbetrieben 
durch den Grofsbetrieb der Aktien- und Staatsunternehmungen er- 
wachsen könnte, abzu«chv ächeu, andererseits einer Ausbeutung des 
Publikums durch letztere vorzubeugen, überhaupt mülste der Staat, 
der jetzt meist die grofsen Kapitalisten mm Nachteile des Publikums 
begünstigt, in Zukunft seinen Schutz der Gemeinschaft nicht einzelnen 
Bevölkerungsklassen zuwenden. Es ist anzunehmen, dafs unter diesen 
Umständen der Kleinbetrieb sich ganz gut neben dem Groisbetricbe 
halten könaU', besonders wenn er, die modernen Erfindungen der 
Technik benutzend, etwa von Krafterzeugungs-Centralstationen, mittels 
Elektrizität oder kondensirter Luft eine billige motorische Kraft be- 
ziehen, und auf genossensohaftlicbem Wege sieb das Bobmaterial zn 
seiner Verarbeitung im grofsen ebenso billig verschaffen wOrde wie 
die Groisbetriebe. Auch den Verkauf der fertigen Produkte könnte 
der Kleinbetrieb in genossenschafUieher Weise, wie die Grofsbetriebe, 
im grofsen effektuiren, und sich so die Vorteile der gOnstigen Kau&- 
nnd Verkaufskonjunktnren sichern. Ghuiz besondere Beachtung hätte 
jedoch der Kleinbetrieb der kunsl^ewerblicben Seite der Industrie zu- 
zuwenden. 

Infolge einer angemessenen Beschränkung des Erbrechtes würde 
auch die jetzt herrschende Erbitterung der niederen Klassen gegen 
die „Reichen Leute*' abnehmen, denn der Kontrast zwischen Armut 
und Reichtum würde dadurch, wenn auch nicht ganz beseitigt, so doch 
wesentlich gemildert werden, Den von Haus aus Unbemittelten wäre 
aber mehr Gelegenheit geboten, sich emporzuarbeiten, da einerseits jeder 
Manne in gewisses Kapital erben würde, andererseits auch ver- 
waisten Söhnen armer Eltern, infolge der bis zu ihrem ly. Jahre an- 
dauernden Gewährung des Erziehuugsbeitrages aus dem Volksvermögens- 
fonde, eiiie gute Ausbildung ermöglicht wäre. Heutzutage blickt 
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mancher, der infolge pekuniärer Mittel, die ihm zu Gebote standen, 
eine gewisse Bildung eilanirt tiat, mit Verachtung auf seinen unge- 
bildeten Mitbürger herab, oliue zu bedenken, dafs der Mann, hätte er 
über die gleichen Mittel verfügen können, vielleicbt einen viel hdlumi 
Grad von BUdang erreicht! b&tte als er Belbst; und manolLer, der sich 
auf den „Geachmaclr**, mit dem er Bich kleidet, etwas za Gute tiiiit« 
beUchelt den nnmodemeii Anzug des Aibdters, nicht bedenkend, dafs 
diesem Tielleieht nicht der „Geschmack**, woU aber dafs grofse Porte- 
monnaie des Kapitalisten felilt, um ihn zu bethfttigen. ESn solch 
unsinniger Lnxns, wie er jetzt manchmal getrieben wird, wftre nicht 
gut möglich, und der Mifsganst, die er bei den Mittellosen erzeugt, 
wflrde nicht so viel Xahrung geboten werden. H&tte sich aber wirklich 
einmal ein Mann durch seine eigene Arbeit und durch seinen Fleifs 
zu grofsem Reichtume emporgeschwungen, so würde dies nicht in dein 
Mafse den Neid des Armen erregen, als wenn er sein grofses Ver- 
mögen, wie es jetzt oft der Fall ist, ebne sein Bemühen von anderen 
geerbt hat, denn vor dem „seif m^Aa man'' bat selbst der Proletarier 
einen gewissen Hespekt. Die Gesellschaft aber könnte sich über den 
Reichtum dieses Mannes ebenfalls beruhigen, föUt ihr, resp. dem 
Staate doch nach seinem Tode der gröfste Teil seines Eeichtumes in- 
folge des beschränkten Erbrechtes zu. 

Auch in moralischer lliusicht würden die vorgeschlagenen Mafs- 
nabmen woblthätig auf die Bevölkerung einwirken. Wie oft wird 
uns nicht der nnerquickliche Anblick zn teil, dafs Kinder auf den Tod 
ihrer reichen filtern, oder Neffen und Nichten auf den eines reichen 
Erbonkels oder einer Erbtante lauem, mn sie möglichst bald zu be- 
erben. Da sie aber bei Bescfarftnkung des Erbrechtes Ton dem grofsen 
Vermögen ihrer Eltern nur einen Terhältnismftfsig geringen Teil, von 
dem ihres Onkels und ihrer Tante aber gar nichts erben würden, so 
läge es in ihrem Interesse, dafs dieselben noch recht lange leben, da 
sie bei deren Lebzeiten doch so manches von ihrem Beichtume ge- 
niefsen. Bejahrte Eltern und Verwandte würden daher auch in jenen 
Fällen besser gepflegt und rücksichtsvoller behandelt werden, wo ihnen 
heute mancbmal ein baldiger Tod 5]!;ewünscht wird. Erbstreitigkeiten 
und Erbschleicherei wären aber gänzlich ausgeschlossen, ebenso würde 
die Kvidenthaltung des Vermösrens eines jeden Bürgers durch das 
Vüiksvermögensamt, und dio Möglichkeit für jedermann davon Einsicht 
zu nehmen, vielen Schwindeleien und Bankerotten, wirklichen sowohl 
als ganz besonders fingirten, vorbeugen.*) Dadurch aber, dafs jeder 

* Diese Kontrolle des Vermögens, ganz besondert aber die Möglichkeit 
für jedermann, sich von dessen Höhe zu überzeugen, wird wohl vielen nh 
lästig erscheinen. Heutzutage wenigsteus breitet man gerne einen Schleier 
fiber seine VemögaiBverhiltiiisse imd entrieht deren Beorteilnng ingstlich den 
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Mann ein gewisses Verm^^gen, wäre es auch unter Umständen gering, 
erben müfste, und sich damit selbständig machen könnte, würde der 
Ehrgeiz, diese Triebfeder des Fortschrittes, bei vielen geweckt werden, 
die heutzutage durch die Aussichtslosigkeit, sich eine selbständige 
Stellung zu schaffen, verbittert, ein unbeMedigtes Dasein fristen. 

Auch noch in anderer Richtung würde sich dieser sittlichende 
Einflafs geltend machen. Der Mann boU das Oberhaupt der Familie 
sein, dem sie mit Ehrfürcht und BflckBieht zu begegnen hat. In 
Tollmn Mafise wird dies im allgemeinen nur dann der Fall sein, wenn 
der Mann durch seine Arbeit der Emfihrer der FanuHe ist, nnd wenn 
Ton seinem Wohlergehen und seiner Arbeitskraft aneh das Wohl- 
ergehen und die Existenz der Familienglieder abhftngt. Lebt die Fa- 
milie aber von ererbtem Kapitale, so entbehrt der Mann oft des An- 
sehens, das er als ihr Ernährer geniefsen sollte, denn da nicht seine 
Arbeitskraft, sondern das Kapital der Quell ist, aus dem die Mittel 
zum Lebensunterhalte fliefsen, so tritt nur zu leicht an die Stelle der 
Verehrung des Familienoberhauptes die Verehrung der goldenen Melk- 
kuh, des Kapitales. Ua aber bei einer Beschränkung des Erbrechtes 
in der angegebenen Weise jeder Mann arbeiten raüfste, so würde ihm 
auch als Ernährer der Familie die ihm gebührende Achtung von Seiten 
derselben zu teil werden. 

Die Erziehung der Kinder würde iu der verbesserten Gesellschafts- 
ordnung eine vernünftigere werden müssen, als sie es heutzutacre in 
vielen Fällen ist. Die Kinder wachsen jetzt manchmal m mnem Luxus 
auf, der dem grofsen Vermögen des Vaters entspricht, ja es nur zu 
häufig übersteigt; sie gewöhnen sich dadurch an Bedürfnisse, die sie 
nach dem Tode des Vaters nicht mehr befriedigen können, wo ihr 
Erbe in der Regel nur einen Teil des yftterliehen Vermögens, dafs sie 
obendrein noch zu fibeischfttzen geneigt sind, beträgt Sie werden 
dann unzuMedene und unglückliche Menschen, die der Gesell- 
schaft schliefslich zur Last fiillen, denn da sie im elterlichen Hause 



Blicken des Pablikums. Es geschieht dies einerseits aus dem Grande, weil 
heute die meisten Menschen iWwr ihre Verhältnisse leben, weil ihr Ver- 
mögen also gröfser erscheinen lassen wollen als es thatsächlich ist, aiuiererseits 
TOTiTmolit die fiemesstiiig mancher Steuern nach der Bohe des Vermögens das 
Bestreben, es kleiner erscheinen zu lassen als es ist. Bei Oeschäflsleuton aber 
ist oft (lie Kreditfähigkeit, die sie in An^ymich nehmen wollen, die es ihnen 
ratsam erscheinen läfst, die Höhe ihres Vermögens zu verheimlichen. Sie 
möchten einen höheren Kredit in Anspruch nehmen, als man ihn bewilligen 
wttrde, imaa der Stand ihres Verm5geiw bdEaant wäre. Da also der Wnnseb, 
sein Verminen geheimzuhalten, lediglich teils menschlichen Schwächen, teils 
nnlautcrn Motiven entsprino^t, so ist auch kein Grund vorhanden, diesen Wunsch 
zu respektieren und eine Kontrolle des Vermögens zu verwerfen, wenn die- 
selbe für die Gemeinschslt von Nntaen ist 
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sahen, dafs die Familie angeDehm lebte, ohne dafs gearbeitet wurde, 
wollen sie es aueb so maehen, ihr Brbtdl ttoßhi daza aber niebt ana, 
sie leben yom Kapitale und geraten endlich in Not und Eäend. Wenn 
aber infolge einer angemessenen Beschrftnkang der Eapitalienhäufung 
das Ffibren eines luxuriösen Haushaltes ersehwert wäre, und aufserdem 
audi noch die bestiniinte Aussicht bestftnde, dafa die Kinder unter 
keiner Bedingung so viel erben könnten, als zu einem angenehmen 
Leben ohne Arbeit ausreicht; so wflnlen die Eltern auf eine einfachere 
und praktischere Erziehung ihrer Kinder bedacht sein, die sie besser 
znm Kampfe ums Dasein befähigte. Auch ist zu erwarten, dafs das 
gute Beispiel des Vaters, der die Familie durch seine Arbeit erhält, 
einen günstigen Einflufs auf die Kinder hätte. Sie wünlcn sclbst- 
ständiger und besonnener werden hIs sie es jetzt meist sind, und mancher 
Mann, der heute auf der faulen Haut liegt, weil er niemals dazu er- 
zogen worden lat etwas zu verdienen, würde ein brauchbares Mitglied 
der menschlichen Gesellschaft werden. 

Ich glaube im Voranfjehenden gezeigt zu haben, dafs der Durch- 
luhiuDg einer Beschränkung des Erbrechtes in der vorgeschlageneu 
Weise keine unüberwindliche Schwierigkeiten im Wege standen; dafs 
dadurch die Nachteile des Kapitalismus zum gröfsten Teile beseitigt 
würden; dafs selbst dann, wenn in der Terbesserten Gesellschaftsordnung 
Ton diesen Nachteilen noch etwas übrig bliebe, der sich daraus 
ergebende Schaden weit geringer wftre, als derjenige, der durch eine 
gänzliche Abschafihog des Kapitalismus Terursacht würde; und endlich, 
dafs zwischen der Beibehaltung der heutigen, individualistischen Ge- 
sellschaftsordnung, wie sie die besitzenden Klassen wollen, und der 
Einführung der kollektivischen Gesellschaftsordnung der Social- 
demokraten, ein Mittelweg eingeschlagen werden kann, der zu wirt- 
schaftlichen und socialen Zuständen fahren würde, mit denen sich 
beide Parteien zufrieden geben könnten. In medio Virtual 
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„OBBa tnlllt panetea, «■! nlMatt «tll» dnloL« 

Bei den auf niederster Stufe der Entwickelung stehenden Or- 
ganismen besteht keine Trennung der Geschlechter nach Individuen, 
dieselbe tritt erst auf einer höheren Stufe der Organisation, vornehmlich 
im Tierreiche, auf. Je höher eine Tiergattung organisirt ist, desto 
gröfser ist der ünteiüchied zwischen männlichem und weiblichem 
Individuum, sowohl in physischer als auch in pHjchiacher Hinsicht 
das mänoliche wird um so „männlicher" in Aussehen und Veranlagung, 
das weibliche um so „wmblielier". 

Zufolge dieses aUgemeinen NaturgesetKes kann man schon a priori 
sehliefseD, dafs beim Menschen, als dem hOchstorganiairlien Tiere, 
der Unterschied zwischen „Mann^ and Weib** auch am ausgeprägtesten 
sein wird. Beim Menschen bedingt aber nicht nur die von Natur 
aus bestehende körperliche Organisation diesen ünterachied, auch die 
selbständig erlangte geistige AusbilduDg ist imstande, denselben zu 
Terscharfen, derart, dafs der Unterschied zwischen Mann 
und Weib um so gröfser wird, auf je höherer Stufe 
der Civilisation die Individuen sich befinden. Bei den 
wilden Völkerschaften sind die Weiber den Männern sowohl in ihrem 
Äufseren, als auch in ihren geistigen Anlagen ähnlicher als bei 
civilisirten Nationen. Es wird dies hauptsächlich dadurch bedingt, 
dafs bei ihnen die Beschältigimg der beiden Geschlechter nicht so 
difFerenzirt ist als bei Kultur Völkern. Nun bietet sich uns aber heut- 
zutage das sonderbare Schauspiel dar, dafs auf der höchsten Stufe 
der Civilisation, die der Mensch erreicht hat, bei den modernen 
Kulturvölkern, ein liückschlag in dieser Hinsicht einzutreten scheiut, 
indem das Weib bei ihnen in den Beschäftigungskreis des Mannes 
übergreift, und infolgedessen auch in seinem Benehmen und oft auch in 
seinem Äufseren etwas mfinnliches annimmt; sehr zu seinem Kach- 
teile, denn sohOner wird es nicht dadurch! 

Diese rficUfinfige Strömung» die als Frauenemanxipation 
bekannt ist, konnte vielleicht Ton eingefleischten Darwinisten Tom Stand«* 

8 
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punkte der modernen Entwickelungstln orie als Attarismus, als Rück- 
bildung zu einer niederen Lebensform betrachtet werden. Da aber in 
der Natur im allgemeinen das Prinzip der Entwickelung vom niederen 
zum höheren herrscht, so kann nicht angenommen werden, dafs diese 
Tendenz zur Rückbildung in der Natur des Weibes selbst liegt, der 
Grund hiervon mufs vielmehr aulstrhalb desselben gesacht werden. 
Und in der That liegen die Ursachen der Frauenemanzipation weniger 
in den Neigungen und in der Initiative des Weibes, als vielmehr in den 
heutigen socialen Zust&nden, die, da sie der ursprflnglicheii Natur des 
Menschen zawiderlaqfen, anch nnnatflrliclieBrBclieinungen herrorbringen. 

Von Natnr ana ist der Mann dazu bemfen den Lebenannterbalt 
ftr seine Familie zu besebaffen, und sie gegen GeMren m ver- 
teidigen. Im Ursnatande betbätigte er seinen Mut und seihe Kraft, 
die der des Weibea flberl^en war, bei der Jagd und beider Fischerei, 
später bei der Viehzucht und dem Ackerbaue, und endlich kam die 
Produktion der zum Leben nötigen Erzeugnisse in Gewerbe und 
Industrie, sowie die Ib&tigkeit auf geistigem und staatlichem Gebiete 
hinzu. Ich weife, dafs die Verteidiger, und noch mehr die Ver- 
teidigerinnen der Frauenemanzipation die Ansicht vertreten, dafs von 
Natur aus kein Unterschied zwischen den physischen und psychischen 
Anlagen des Mannes und denen des Weibes bestand, dafs sich dieser 
üntersckied vielmehr erst, infolge der Unterdrückung des Weibes 
durch den Mann herausgebildet hat, indem es dadurch in Abhängig- 
keit von letzterem geriet, und so an Körperkraft, Mut und Energie 
inferior wurde. Dieser Ansicht möchte ich folgendes entgegenhalten: 
Der Mensch gehört in körperlicher Hiiit;icLt zu den Säugetieren, und 
mufs, was seine natürlichen Anlagen und ganz besonders seine Ent- 
Wickelung im Unzustande betrifft, von demselben Standpunkte beurteilt 
werden, wie die übrigen Vertreter der Tiergattung, in die er seiner 
kOrperUchen Beschaffenhdt nadi gehürt* Nun sehen wir aber, dafs 
bei allen Sfingetieren das minnUche Individuum kräftiger, mutiger, 
selbständiger ist als das weibliche, und oft auch zum Zwecke der 
Verteidigung mit bestmderen Waifen aui^estattet ist, oder sich durch 
besondere Abzeichen, die als Attribut der Männlichkeit gelten, aus- 
zeichnet. Wollte man nun annehmen, dafs von Nator aus kein 
Unterschied in den physischen und psychischen Anlagen zwischen 
Mann und Weib bestand, sondern dafs derselbe erst durch Unter« 
drücbmg des letzteren durch ersteren entstanden sei, so müfste man 
folgerichtig ganz dasselbe auch bei allen übrigen Säugetieren an- 
nehmen. Da wäre es denn doch sehr sonderbar, dafs bei allen 
Gattunypn der Saugetiere gerade das männliche Individuum das 
weibliche unterdrückt haben sollte, es hätte ja doch auch bei einer 
oder der anderen Gattung das Gegenteil der Fall sem könne. Da 
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aber bei allen Säugetieren das männliche Individuum das stärkere, 
mutigere und selbständigere ist, so mnfs man annehmen, dafs diese 
Eigenschaften nicht erst erworben wurden, sondern schon von Natur 
aus bestanden. Die o-eringere Körperkraft und Kampflust des weib- 
lichen Individuums iieise sich vielleicht durch den Umstand erklären, 
dafs es die Ernährung der Nachkommenschaft vor und auch noch eine 
Zeitlang nach der Geburt unmittelbar durch seinen eigenen Körper zu 
besorgen hat, und seine Kräfte sich daher auf zwei Individaen ver- 
teilen, und dafs es zu diesen Zeiten weniger geeignet ist, sich zu 
verteidigen, daher des Schatzes durch das männliche Individuum be- 
darf. Die Verteidiger einer toh Katar aus beetandeuen Gleichheit 
der physiflchea and psychiechen Anlagen des minnliehen nnd des 
weibüchen Individinms mfiseen aber docb wenigstene zugeben, daÜs 
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an. eine Terscbiedene war. Die Umstftnde aber, die mit der 
ErihUung dieser Tersobiedenea Bestünmimgen susammenbftngea, be- 
dingen auch eine verschiedene SteUnng der beiden Qesoblecbter in der 
Gesellschaft, und eine veiacbiedene Betbfitigung der, wenn aucb als 
niBprünglich gleichwertig angenommenen Fähigkeiten. ' 

Die Leistung derjenigen Arbeit also, die unter 
natürlichen Verhältnissen zum Unterhalte einer jeden 
Familie nötig sein wird, ist in erster Beihe die Sache 
des Mannes. Es soll damit nicht gesagt sein, dafs das Weib nicht 
auch zur Thätigkeit, zur Arbeit bestimmt ist, aber die Art dieser 
Arbeit wird eine andere sein als beim Manne. Während letzterer 
seinen Wirkungskreis mehr aufserhalb des Hauses und in einer 
Thätigkeit suchen wird, die auf Erwerb gerichtet ist, soll sich die 
Bethätigung des Weibes mehr innerlialb des Hauses, und in einem 
engeren Kreise, in der Familie, äufsern. Der Mann soll erwerben, 
das W^eib das Erworbene zum Wohlo uriLl zum Frommen der Faimiie 
verwenden. Diese Verschiedenheit der i^ithätigung, diese Arbeits- 
teilung, ist in der von Natur aus bestehenden physischen und psycbiseben 
Organisation der bdden Geeebleebter begründet mid da daa Wobl* 
befinden nnd infolgedessen die ZoMedenbeit eines jeden Organismus 
dadurch bedingt ist, dafs er sich in Übereinstimmung mit seinen 
natürlichen Anlagen befindet, so wird auch Mann nnd Weib nnr dann 
sieh wohl befinden nnd zufrieden sein, wenn sie sich in dem ihnen von 
der Nator zogewiesenen Wirkungskreise bewegen werden.**) Finden 



*) Zur V«meidmig eines HifwentSodniMe» nraf» ich meinen A-mfOhrangeiD 

etwas vorgreifen, und schon an dieser Stelle erklären, dafs ich nicht der Ansiclit 
huldige, (las Weib solle durchaus nicht erwerben, oder sich nicht auch mit 
Künnt und Wissenschaft beschäftigen} ich will nur sagen, dafs sie sich 
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wir aber heutzutage Zufriedenheit bei dem weiblichen Geschlechte? 
Niemand wird dies bejahen können. Schon das Bestreben des Weibes, 
ihre sociale Lage zn verändern, das in der Franenemanzipation zum 
Ausdruck kommt, ist ein untrngliches Zeichen, laf^ sie mit ihrer 
jetzigen Lage nicht zufrieden ist, ob sie aber den richtigen Weg zur 
Erlangung dieser Zufriedenheit betreten hat, indem sie sich aus ihrem 
natürlichen Wirkungskreise hervordrängt, und es dem Manne gleich 
machen will, das ist nach dem eben Gesagten sehr zu bezweifeln. 

Yoii den mannigfacben ünutflndeo, die hierbei in Betracht kommen, 
wollen inr nnr elneii henrorbeben. Es wird wohl niemand leognen, 
dafs die Natnr dem Weibe die Erhaltung der Gattung, also die Fort- 
pflanzung des Menachengeechlechtes als wiehtl^te Lebensbestimmnng 
zugewiesen bat In innigem Zusammenhange hiermit steht Von Alters 
her die Ehe, indem innerhalb deraelben dem von der Natur beab- 
sichtigten Zwecke erfahningsgemäfs am besten entsprochen wird, 
instinktiv strebt daher das Weib nach derjenigen socialen Stellung, 
in welcher sie ihren Naturzweck am ToUkommensten zu erfüllen im- 
stande ist, nach der Ehe. Ist aber die Emanzipation des Weibes ge- 
eignet, ihr den Weg zur Ehe zu ebnen, oder sie schneller an ihr er- 
sehntes Ziel zu bringen? Wir glauben nicht. 

In jeder Gemeinschaft, und auch dip Vjhe ist eine solche, mufs 
es eine Autorität geben, alle können nicht befehlen, diei^ würde zum 
Anarchismus führen und dio Oemeinschaft zerstören. In Gemeinschaften, 
die aus einer gröfseren Anzahl von Individuen bestehen, ist es der 
Wille der Majoriiät der den Ausschlag' 8:iebt, dem sich die MinuiiLüt 
fügen mufs. In der Gemeinschaft der l^lip aber, wo nur zwei Indivi- 
duen sind, giebt es weder Majorität nocli Minorität, da kann nur die 
auf natürlicher Grundlage beruhende, oder die von einem der Ge- 
nossen freiwillig anerkannte, oder endlich die Ton einem Dritten an- 
erkannte Autorität Platz greifen. Der Hann erscheint infolge seiner 
körperlichen nnd geistigen Eigenschaften nicht nnr Ton Katur aus 
dazn berufen, diese Autoritftt in der Ehe ansznnben, aneh das Ge- 
wohnheitsrecht bat sie ihm von Alters her zngei^rochen; er besitzt 
also — unter normalen Yerhftltnissen — sowohl die natfirlidie als 
auch die zuerkannte Autoritftt, und ein echtes Weib wird ihm auch 
die freiwillige Anerkennung derselben nicht versagen. Wie steht es 
aber damit beim emanzipirten Weibe? Sie lehnt sich gegen die 
Autorität des Mannes auf, will sie nicht anerkennen, und kommt da- 
durch in Konflikt mit Natur und Gewohnheitsrecht, die Strafe folgt 
auf dem Fufse, denn die Natur Ififst sich nicht ungestraft beleidigen. 

nicht in der Zwangslftge befinden solle, dies stun Zwecke ihrer Er- 
haltung oder der Brhsltong ihrer Familie thnn sn mfissen and dadurch ihre 
häosUchea Pflichten su yemachUlsdgen. 
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Daß emanzipirte Weib büist den ßeiz der Weiblichkeit eia, wird un- 
liebenswürdig, den Männern unsympathisch, ja oft sogar widerlich, sie 
findet keinen ?>]aiin, der die Ehe mit ihr wagen würde, verfehlt den 
wichtigsten Lebenszweck des W^eibes, und beendet ihre Tage als un- 
zufriedene, verbitterte alte Jungfer! So sehr dies im allgemeinen zu 
bedauern ist, so ktente es vielleldit daza dienen, diejenigen, die etwa 
in der Zuhrnfb eine Hechflut der Franenemaniipation beftirchten, 
zu beruhigen; denn die Äasdeht, schwerer oder gar nieht in 
den Hafen der Ehe einzulaufen, dflrfte denn doch so manche Ver- 
treterin des schönen Geschlechtes Ton der Emanzipation abschrecken.*) 
Denn man mOge sagen was man wolle, die Ehe ist und bleibt doch, 
und zwar mit vollem Becht, das ersehnte Ziel eines jeden Weibes, 
und wenn ein Weib dies leugnet, so geschieht es meistens nnr aus 
dem Grande, weil die Trauben zu hoch hftngen und daher für sauer 
erklärt werden. 

Das emanzipirte Weib stellt sich auf den Standpunkt des Mannes, 
will aber von ihm dennoch als Weib behandelt werden, d. h. mit 
jener Rücksiebt, die ihm der Mann in civilisierten Ländern, als dem 
schwächeren Geschlechte zollt. Diese Eücksicht ist aber gewisser- 
mafsen nur eine Konzession, die der im Kampfe ums Dasein gesell- 
schaftlich und wirtschaftlich bevorzugtere Mann, dem in dieser Hin- 
sicht ungünstiger gesteilten Weibe freiwillig zugesteht, Entföllt die 
Bevorzugung des Mannes, so raufs auch die Konzession entfallen, denn 
Rücksicht kann man im socialen sowie in jedem anderen Kampfe nur 
dem schwächeren, niemals aber dem gleich starken Konkurrenten ge- 
währen, ohne Gefahr zu laufen den kürzeren zu ziehen. Wollten also 
die emanzipirten Frauen alle Bechte der Männer genid*sen, so mflfsten 
sie aueh alle Ffliditen tbemehmen. Dies ist aber in vielen Fällen 
schon infolge ihrer natfirlichen, körperlichen wie geistigen Veranlagung 
unmöglich. In der Broschflre „Das Weib im Kampfe ums Dasein** 
Yon W. Fischer, in der die Frauenemanzipation ausAhrlich behandelt 
wird, sagt der Yerfseser: «Die Heterie des wttbüchen Gastes wird 
dieselben Folgen haben, wie die Buhisohaft des weiblichen Körpers . . . 
Die emanzipirte Frau wird sich den von jedem Rittei HcDste dem 
Weibe gegenflber emanziphrten Mann erziehen.'* Das Weib würde, 



In einer modernen Parodie einw alten Kommenliedei, die die Fmuen- 
emtnciiMitioii venpottet, heilst es: 

nJetzt bin ich ein gelehrtes Haus, 
Uir weilten alle Männer «m; 

Vergebens spähe ich umher, 

Doch kein Verehrer naht sioh mehr. 

Ü jerum, jerura, jerum, 

0 quae mutatio reruml** 
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unserer Ansicht nach, mit der zu weit getriebenen Emuoipatian, wie 
sie heute mn bo Tiden VoiUmpfeiiiineB für das weiblidie Geeelilecbtt 
und noch radikaler Tom SootaldemokiatiBmnB gefordert wird (siehe ffiiB 
Fraa und der SooialiBrnnB** von Bebel), einen Weg betreten, der de weitab 
Yon dem PlatEe, auf den sie die Natur gestellt hat, und infolgedeesen 
anch weitab von der ersehnten Znfiriedttiheit f&hren wflrde. 

Zur Entsebnldigung des Weibes müssen wir aber, wie bereits 
gesagt, zugeben, dafs es den P&d der Emanzipation nicht aus 
innerer Neigung betritt, sondern, weil sie durch die heutigen socialen 
Zustände dazu gedrängt wird. In diesen Zuständen liegt es, dafs ein- 
grofser Teil der weiblichen Bevölkerung in harter Arbeit dem Erwerbe 
nachzugehen gezwungen ist, und ihren natürlichen Beruf innerhalb der 
Familie nicht erfüllen kann. Nebst mannigfachen anderen Ursachen, 
die in volkswirtschaftlichen Verhältnissen zu suchen sind, ist haupt- 
ßachlich auch die erschwerte E h e s c h 1 i e fs u n g , die besagte 
Erscheinungen in dem heutigen Lebeusgange des VV eibes hervorbringt. 
Bs giebt zu viele Männer die entweder gar nicht, oder erst in vor- 
gerücktem Alter heiraten, oder vielleicht richtiger gesagt „heiraten 
können", und dementsprechend noch mehr Weiber — denn ihre Zahl 
ist ohnedem gröfser als die der Männer — die ihres natürlichen Er- 
halters nnd Ern&hrers, des Ehegatten, entbehren. Es bleibt ihnen nichts 
anderes übrig als selbst auf Erwerb auszogehen, dareh Leistong Ton 
körperlicher oder geistiger Arbeit, und leider nur zn oft selbst dnroh 
Preisgebnng ihres eigenen Leibes. Gewifs wflrde ein jedes Weib es 
vorziehen, durch häuslicbe Thfltigkeit zum Wohle ihrer Familie zu 
wirken, als in einer Fabrik harte Arbeit zu verrichten, oder den 
ganzen Tag in der Schneiderstnbe oder hinter dem Yerkanfstisohe 
zuzubringen; und die meisten weiblichen Individuen, die sich der 
Kunst und Wissenschaft in die Arme werfen, thun dies nur deshalb, 
weU sie keinen Mann gefunden haben, dem sie sich in die Arme 
werfen konnten. Beweis dessen, dafs, wenn dies ihnen doch noch 
gelingt, sie Kunst iml ^Vis^eTis'^haft meist auf den Nagel hängen. 

Da also die Fiaucnt manzipation, in der Richtung die sie heut- 
zutage riijgosclila^pn liat, nicht zum Wohlergehen und zur Zufrieden- 
heit les weiblichen Geschlechtes fahren kann, unser Bestreben aber dahin 
geht, alle Menschen, soweit dies überhaupt möglich ist, zufrieden zu 
stellen; so obliegt uns die Pflicht Vorschläge zu machen, die zur Er- 
reichung der Zufriedenheit auch des Weibes führen könnten. Wir 
wollen dies in folgendem versuchen. 

Als Idtendes Prinzip bei Beurteilung der Stellung des Weibes 
in der Gesellschaft gilt uns die bereits ausgesprochene Ansicht, dafs 
das Weib infolge ihrer natfirlichen Veranlagung nicht dazu berufen 
ist, den Unterhalt fflr sich und ihre Familie zu besduiffen, dafo dies 
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vielmehr die Aufgabe des Mannes sei. Auch in der heutigen Gesell- 
schaftsordnung geschieht dies in den meisten Fällen, es geschiebt aber 
aof IndifidiialistiBohe Weise, indem ein bestimmter Mann für 
ein beBtimmtes Weib soi^t, nSmli^di der fibegatte ffir Beine Frau, 
beziebungsweise Ar eöne TOcbter. Dies bat den Nachteil zur Folge, 
- dafs manches Weib gut, manches scbleobt versorgt ist, je nach der 
LebenaBtellong und den Fftbigkeitan des betreffenden Mannes, viele 
Weiber aber der Versorgung gftnslicb entbehren.- Diese Versorgung 
der Weiber könnte aber auch auf koUektivistisclie Weise geaohehen, 
derart, dafs alle Mftnner solidarisch ffir alle Weiber sorgten, 
wenigstens bis zu einem gewissen Grade, soweit nämlich, dafs min- 
destens ihre notwendigsten Lebensbedürfnisse in Bezug auf Nahrung, 
Kleidung und Wohnung gedeckt wären. Darüber hinaus könnte dann 
die jetzt übliche individualistische Versorgungsweise des Weibes durch 
ihren Ehegatten, bestehen bleiben, denn wir können nicht leugnen, dafs 
auch sie ihre Vorteile bat. Das Richtige liefet eben auch hier, wie 
bei vielen andern, in der Mitte. In medio virtus. 

Wenn wir nun den Grundsatz festhalten, dafs es nicht die Auf- 
gabe des Weibes sei, den Unterhalt för sich und ihre Familie zu be- 
schaffen, also zu erwerben oder zu produziren, so folgt daraus, dafs 
bio auch keines Produktionsmittels, keines Kapitales be- 
dürfe. Wie wir im vorangehenden Abschnitte bemerkten, hat der 
Kapitalismus, neben seinen Sdiattenseiten, nur insofern eine wohl- 
thatige Wirkung, als er die virtscbafUiche Produktion gflnstig beein- 
flnfflt und regulirt, und dadurch Fortschritt und Bildung befördert. 
Wird das Kapital nkbt als Produktionsmittel benfltst, so bat es in 
der verbesserten Gesellsobaftsordnung keinen Anspruch auf BerQck** 
sichtigung. Weil wir voraussetzten, dafs die Männer erwerben, pro- 
duziren sollen, haben wir bei ihnen den Kapitalbesitz innerhalb ge- 
wisser Grenzen aufrechterhalten wollen; da aber das Weib nicht die 
Aufgabe hat, zu produziren, so würde das Kapital in ihren Händen 
seine wohlthätige Wirkung einbüfsen, und nur seinen nachteiligen Ein- 
flufs ausüben. Die nachteiligen Wirkungen des Kapitales in der Hand 
des Weibes werden wir weiter unten nachweisen. Wir haben daher 
keine Veranlassung, dem Weibe in der verbesserten (Jesellschafbs- 
ordnung Kapital zu belassen. Aus diesem Grunde luilien wir auch 
die Frauen und Töchter, mit einem Worte „das Wüib", vom Erb- 
recht ausgeschlossen.*) Um so mehr sind wir dann aber verp^üchtet, 

*) Da die Frauen in der verbesawtMl GwelUchaftsordnung weder Ver* 
mögen prben konnten, noch von ihnen vorausgesetzt wird, dafs sie solches 
erwerben sollen, so nehmen wir an, dafs sie auch kein Veraiögen zu hinter- 
lassen hätten. Deshalb haben wir sie «lOb vom Becbte der Mibflrtragung 
«Mgewdilotaiii (vide 2» Abwts pag. 20). 
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in anderer Art fßr sie Vorsorpfe zu treffen, nnd zwar sowohl in 
kollektivistischer als in individualiotischer Versorg ungsweise. 

Die kollektivistische Versorgung des Weibes könnte derart er- 
folgen, dafs jedes weibliehe IndiTidmim rem 18. Lebensjahre 
angefangen, aus dem YolksTermdgenefoiide eine Lebenarente 
beziehen wfirde, die auereichend wSre, mn ihr den nötigen Lebene- 
nnterhalt. ym Nahrung, Kleidung und Wohnung betrifft, zu gewähren. 
Yerwaiste TOehter erhalten diese Lehensrente Yom Todestage des 
Taters an, sowie eine SrziehnngBznlage bis zum vollendeten 18. Jahre. 
Als Grundsatz güt, dafs innerhalb einer Gemeinschaft, z. B. eines 
Staates oder Länderverbandes die Lebensrente ffir alle weib- 
lichen Individuen gleich grofs ist, dagegm könnte der Er- 
ziebungsbeitra^, ebenso wie wir es bei den Söhnen vorgeschlagen haben, 
in anbetracht der gröfseren oder geringeren Befähigung der Töchter, 
höher oder niederer bemessen, und auch über das 1(S. Lebensjahr 
hinaus gewährt werden. Eine Ausnahme von der allgemeinen Regel, 
in Bezug auf die Gröfse der Lebensrente, wäre etwa bei den Witwen 
zu machen, insolange als sie sich nicht wieder verehelichen. Denn da 
dieselben nacli dem Tode des Mannes gewissermafsen seine Stelle 
innerhalb der Familie vertreten und das Oberhaupt derselben repräsen- 
tieren, auch damit gewisse Pflichten übernehmen, so erscheint es billig, 
ilmen die Erfüllung derselben durch Gewährung einer höheren Lebents- 
rente zu erleichtem. 

Die Höhe der normalen Lebensrente, die jedes Weib vom 
18. Lebensjahre an zu erhalten hfttte, wfirde sich nach der Hohe des 
YolksvennGgoisfonds riditen. In Staaten von hoher Produktionskraft 
wfirde sie grOfser sein als in solchen, die in ihrer wirtschaftlichen 
Entwickelnng zurfickgeblieben sind, gerade so wie der „Standard of 
lifo" in ersteren auch heute ein höherer ist als in letzteren. Durch 
diese Relation zwischen Gröfse des Volksvermögcnsfondes und Höhe 
der Lebensrente des Weibes, wäre auch für die Männer, die infolge 
der Beschränkung des Erbrechtes nicht unmittelbar, durch Hinter- 
lassung eines Erbes, für ihre Frauen und Töchter sorgen können, die 
Möglichkeit geboten, wonig^stens mittelbar für dieselben zu sorgen; 
denn je mehr die Männer erwerben und hinterlassen würden, desto 
mehr flösse im allgemeinen dem Volksvermögensfonde zu, und desto 
gröfser würde die normale Lebensrciite der Weiber werden. Der Er- 
werbstrieb würde dadurch, trotz Beöcljränkung des Erbrechtes, auch 
in diesem Falle der Anregung nicht entbehren. Die Lebensrente 
Ware den Weibern bis an ihr Lebensende, unbeschadet ihrer etwaigen 
Yerehelichung, auszuzahlen. 

Da zu beffinäiten Ist, dafs der Volksvermögensfonds mit den 
Mtteln, die ihm aus der BesdirSnkung des Srbzechtes allein zuflielsen 
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Wörden, nicht imstande wäre, allen an ihn gesteilten Anforderungen 
zu gemitron, so wäre es notwendig, vun allen erwerbsfähigen Männern 
eine Steuer, die man etwa „Weiberversorgungsbeitrag" oder „Fraueugabe'* 
nennen könnte, zu erheben. Es ist dies die natürliche Konsequenz desGrund- 
satzes, dafs den Männeni die Versorgung der Weiber solidarimsh obliegt. Die 
Höhe dieses Beitrages wflrde Bich nach der Höhe des Eiidcoiiimeiis 
oder des Erwerbes eines jeden Mannes richten. IHeee Steuer wfirde 
an nnd für sieb diejenigen, die nicht verheiratet sind, höher belasten 
als die Ehemänner, denn letztere irfiiden den gesteuerten Betrag, 
nnd nnter Umständen noch mehr, mittelbar wieder dadurch zurück 
erhalten, dafs ihre Frauen oder ihre Töchter die Lebensrente bezögen. 
Anf diese Weise wurde dn Mann, in demselben Mafse als er mehr 
indiTidnaUstisch (als Ehegatte) finr das Weib sorgt, von der kollekfci- 
Tistischen Versorgnog derselben entlastet Werden, und umgekehrt. 
Dieser Beitrag wtlrde daher als eine Art von Junggeeellensteuer 
wirken. 

Was nun die individualistische Versorgungsweise des Weibes 
betrifft, also ihre Versorgung durch einen bestimmt-en Mann, be- 
ziehungRWPisp ihren F^hegatten, so entzieht sich dioselbp natürlich dem 
direkten Einflüsse des Staates, indirekt könnte er sie aber beiordern 
du ich Erleichterung und Begünstigung der Eheschlief suug. 
Man kann nicht behaupten, dafs die heutige Gesellschaftsordnung dies 
thut, im Gegenteil stofsen diejenigen, die den Bund der Ehe einzu- 
gehen wünschen, jetzt oft aut Hindernisse, sociale sowohl, als solche, 
die ihnen vom Staate und von der Kirche in den Weg gelegt werden, 
in Form von Heiratskonsensen (kommunaler nnd Militftr-Heiratskonsens), 
Erlag von Eantionen, Ausstellung von BeTeraen und konfesaionelleii 
sowie kirchliehen Anständen. Dafs von selten der Kirche, insbe- 
sondere der katholischen, der Verehelichnng mitunter Schwierigkeiten 
gemacht werden, wäre allen&lls noch zu verstehen, denn sie könnte 
zufolge des Dogmas Ton der Erbsünde und des Nimbus, mit dem sie 
das Cölibat umgiebt, die Ehe etwa auch als „i^otwendiges Obel** 
betarachten; der moderne Staat aber, der in einer raschen Vermehrung 
seiner Bevölkerung ein Mittel zu einer günstigen wirtschaftlichen 
Entwickelnng erblickt — ob mit Becht oder Unrecht, mag vorläufig 
dahingestellt bleiben — sollte folgerichtig die Eheschliefsung möglichst 
begünstigen. Da aber, wie bereits f^rwähnt, in einer namhaften Ver- 
mehmnj^ der Ehesehl ifl'suiigen ein wichtiger Faktor gegeben ist, um 
die i^cscllschaftlidio Öteilunp" des Weibes zu verbessern, ihre Zu- 
friedenheit zu vermehren und die Lösung der socialen Frage zu er- 
leichtern, so erachten wir es als eine der wichtigsten socialrefonna- 
toriscben Aufgaben des Staates, die Eheschliefsung zu begünstigen. 

Ist dies einmal im I'riuzipe anerkannt, so wird es nicht schwer 
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fallen, die Ifittd lüerza ausfindig zu machen. Schon der Umstand 
allem, dafo der notwendige Lebensunterhalt des Weibes durch Bezog 
der Lebensrente unter allen ümstihiden gesichert wftre, wfirde es dem 
Manne erleichtern, die Ehe mit ihr einzugehen. Was er von seinem 
Birwerbe erfibrigte, könnte dann dazu dienen, ihr das Leben angenehmer 
zn gestalten; und da infolge der Beschränkung des Kapitalismus 
weniger Keichtum und Luxus herrschen, die Töchter daher auch 
weniger an Luxus gewöhnt und im allgemeinen einfacher erzogen 
werden würden, könnte der Mann ihre Anforderungen an die Annehm- 
lichkeiten des Lebens leichter befriedigen, als dies jetzt der Fall ist. 
Die Befürchtung, einem Mädchen nach der Heirat nicht dasselbe an- 
genehme Leben bieten zu können, das ^^ie im vStevlichen Hause ge- 
wohnt war, hält heutzutage viele Männer vom Heiraten ab, und 
man kann ihnen darin nicht ganz Unrecht geben. Aber auch das 
Weib kuiiiite sich leichter zur Ehe entschliefsen, wenn ihre Existenz 
nicht, wie es jetzt in der Regel der Fall ist, einzig und allein vom 
guten Willen und der Tüchtigkeit ihres Mannes abhinge. 

Eine weitere Erleichterung der Ehescliliefsung könnte dadurch 
geschaffen werden, daiä die Braut bei ihrer Verehelichung aus dem 
Volksvermögensfonde eine Dotation, die für alle gleich hoch zu be- 
messen wftre, zugewiesen erhielte, zum Zwecke der Anschaffung der 
Aussteuer. Es erscheint dies um so gerechtfertigter, als sie ja, zu- 
folge der vorgeschlagenen Hafsnahmen, sowohl Tom Erbe ausge- 
schlossen wftre, als auch keine grtfsere S^dienkung von seite des Vatets 
erhsUen konnte. Allerdings müTsten die nötigen Vorsichtsmafsregeln 
getroffen werden, damit nicht aus gewinnsüchtiger Absicht leicht- 
sinnigerweise Ehescheidungen und Wiedenrerehelichnngen Torkftmen, 
nur um die Dotation noch einmal zu bekommen. Es könnte dies auf 
die Weise geschehen, dafo bei einer zweiten Verehelicbung die Dotation 
niedriger bemessen, bei einer dritten aber gar nicht mehr gewährt 
würde. Während der Staat auf diese Weise gewisaesmafsen eine 
Belohnung auf die Verehelichung setzte, könnte er jene Männer, die 
nicht heiraten wollen — denn von den Weibern ist dies im allge- 
meinen nicht anzunehmen — durch Erhebung einer Junggest Uenateuer 
gleichsam strafen. Solche, die aus irgend einem Grunde zur Ehe un- 
tauglich sind, wären natürlich von dieser Steuer befreit. Bei dem 
Prinzipe, dafs alle Männer solidarisch die Versorgung der Weiber zu 
tragen haben, ist eine Junggesellensteuer unumgänglich nötig, damit 
nicht ein Teil der mftnnlichen BoYOlkerang sich dieser allgemeinen 
Pflicht des Mannes entzöge. Der Umstand, dafs ein Junggeselle, 
wenn er erwerbsflUiig ist, auch nodi den allgemeinen Weiberver- 
soignngsbeitrag zu lebten h&tte, wflrde von der Zahlung der Jung- 
gesdlensteusr nicht befreien, de wftre gleichsam nur äe Compen- 
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sation für die vom Ehemanne besorgte individualistische Versurguiig 
des Weibes, und eine Veranlassang mehr für die Junggesellen, zu 
heiraten. 

Wem Staat nnd OeBeUscbaft eine Vennehniiig der EhescblieHsmififeii 
im IntereBse des Woblergebetu der Frauen und im Interesse einer 
Losung der aoeialen Frage ftr wflnedieaswert halten würden, und das 
Heiraten demgemftfs erleiehtem wollten, so mUfsten sie solche Beamte, 
Bedienstete und Arbeiter bevorzugen, die TereheUcfat sind. Gegen» 
wärtig ist dies im allgemeiuen nicht der Fall, indem in manchen 
Stellungen ledige Männer vorgezogen werden, oder ihnen das Heiraten 
dermafsen erschwert wird, dafs es beinahe einem Verbote gleichkonmit. 
Ersteres findet z. B. in der Kegel bei der T andwirtschaft statt, wo 
Gutsbesitzer nnd Bauern meist nur unverheiratete Knechte aufnehmen 
woürn. Eine prinzipielle Erschwenintr der Verehelichung sehen wir 
aber beim Militär, bei der Mannschaft sowohl als bei den Offizieren. 
Bei letzteren ist gewöhnlich der Nachweis des „standcsgemäfsen Aus- 
kommens" oder die Heiratskaution, die gefordert wird, die Klippe, 
an der so mancher Wunsch und so manche Hoffnung junger Her/ea 
scheitert. Aber abgesehen davon, dafe nicht einzusehen ist, v*aium 
gerade vom ülliziere die Garantie eines staudesgemäfsen Lebens — 
das ja doch jeder Gebildete führen will — gefordert wird, und warum 
ein Offizier sich in seinem Haushalte nicht ebenso einschränken 
könnte wie jeder andere, der mit geringen Mitteln einen Hausstand 
gründet, werden die Offiziere durch diese Erschwerung der Ehe- 
Bchliefsung entweder zu sogenannten GeUhdraten, die Ton ethischem 
Standpunkte zu verwerfen sind, oder au einem unfreiwilligen Cölibate 
gedifingt, das auf die geseUsehafOidien Zustande eben auch nicht vom 
beeten E&iflusse ist. Staat und GeseUschaft sollten also, unserer An- 
sicht nach, die Ehescbliefsung nicht nur möglichst erleichtern, sondern 
die Männer geradezu durch Bevorzugung verheirateter Offiziere, Be- 
amten, Diener und Arbeiter zum Heiraten veranlassen. 

Schliefslich würde, so paradox es auch vielleicht erscheinen mag, 
eine Vermchninf]^ der Eheschliefsungen auch dadurch bewirkt werden 
können, wecn mm die Ehescheidung erleichterte. Der Umstand, 
dafs man durrli die Ehe einen Vertrag eingeht, der, selbst wenn er 
auf faJ scheu Voraussetzungen beruht, so schwer wieder zu lösen ist, 
und dai'g man sich in diesen Voraussetzungen so leicht täuschen kann, 
schreckt wohl so manchen — und gerade den Gewisyenhaften — von 
der Eingehung eines solchen Vertrages ab. Denn im Grunde ge- 
nommen, verspricht man im Ehegelöbnis etwas, was zu versprechen 
man eigentlich gar nicht in der Lage ist Man verspricht Treue und 
Liebe auf Lebenszeit. Treue zu halten, das vermag man unter allen 
Umst&iideDy über die Liebe aber kann niemand mit unbedingter Sioher- 
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heit verfögen, sie kommt und geht ohne unser Zuthun, wir können 
sie daher auch niemandem auf Lebenszeit zusichern. Ein solch prekäres 
Versprechen soll dann aber eiüeu Menschen so fest binden, dafs es 
oft die gröfsten Schwierigkeiten macht, sich davon zu befreien? 

Da aber die Liebe die moralische Qmiidlage der Ehe Ist, so 
sollte diese auch ohne Schwierigkeit gelost werden können, wenn die 
Grundlage, anf der sie berabt, hinföllig geworden, denn dann besteht 
die Ehe ja doch nnr de jure, nicht mehr de fiicto. Ist aber das Ver- 
hältnis der Eheleute su einander ein derartiges geworden, da(^ es Kir 
den einen oder den anderen Teil nnertrftglicii ist, so entspricht eine 
Auflösung dieses Verhältnisses den Anforderungen der Moral mehr, 
als eine erzwungene Gemeinschaft. Die Ehe ist nicht Selbstzweck, 
sie ist nnr Mittel zum Zweck. Sie ist eine Institution, die neben Er- 
fQlIung socialer Aufgaben, auch das Wohlergeben und das Glück der 
Verehelichten befördern soll. Eine Ehe aber, in der die Eheleute ge- 
zwungenermafsen neben- nicht mitetnander leben, erfüllt weder ihre 
socialen Zwecke, noch trägt sie zum Glücke der so Gebundenen bei. 
Welcher Grund ist dann aber vorhanden, sie fortbestehen zu lassen? 
Liegt es nicht im Interesse sowohl der Beteiligten als auch der Ge- 
sellschaft, diese unnatürliche Gemeinschaft zu lösen? 

Wenn daher die Gesellschaft eine Lubuuir der Ehe nicht zugebt, 
trotzdem dieselbe ihren Zweck nicht nur nicht erfüllt, sondern gerade das 
Gegenteil vou dem zur Folge hat, was sie bezweckt, so kann man 
dies nur als eine Pedanterie ansehen, als ein Festhalten an dem 
Grundsätze „fiat justitia peieat mundus^. Wenn zwei Menschen aus 
gar keinem anderen Orunde beisanunen bleiben, als weü der Staat 
oder die Kirche sie durch dne Formalität znsammengethan hat, so 
wäre es wahrlich besser, sie gingen wieder auseinander, denn dann 
ist diese Qemeinsohafb keine Ehe. Da entspricht es immer noch mehr 
dem Wesen der Ehe, wenn zwei Menschen aus Üebe dauernd bei- 
sammen bleiben, auch wenn ihre Gemeinschaft nicht vom Staate oder 
der Kirche sanktioniert ist, denn das wesentliche der Ebe besteht in 
der gegenseitigen Liebe, nicht in der Formalität der Trauung. Es 
soll damit nicht gesagt sein, dafs diese letztere Art der Gemeinschaft 
oder der Ehe im allgemeinen wünschenswert sei, denn auch die Berück- 
sichtigung der Form hat ihre Berechtigung, wenn sie aber ausnahms- 
weise vorkommt, so sollte die Gesellschaft- diesellit^, sowie die daraus 
entsprossenen Kinder, wenigstens milder beurteilen und nachsicbtigei 
behandeln, als dies jetzt der Fall ist.*) 

Der ausgesprochene Wunsch eines der Eheleute sollte genügen, 



*) InsbesODdere sollten auTsereheliche iLuxdur den iSamen des Vaters führen, 
und ia Besog auf das Brhrecht mit den eheUofaen gleichgestellt werden. 
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um eine Scheidung der Ehe herbeizuführen Denn ob das Verhältnis 
in der ehelichen Geraeinschaft für jemanden unerträglich geworden 
oder nicht, das zu henrteilen sollte man doch ihm selbst überlassen, 
nicht einem unbeteiliglen Richter, der sich in die Gefülile äm Be- 
treflFenden schwer hineinzudenken vermag. Durch diese namhafte 
Erleichterung der Ehescheidung würde in den geschlechtlichen Be- 
ziehungen zwidchen Mann und Weib ein Zustand geschaffen werden, 
der zwischen der sogenannten freien Liebe der Socialdemokraten, und 
der strengen Observanz, wie sie jetzt im Eherechte besteht, in der 
lütte Btftnde. In medio virtas. 

Mancher wird hier ohne Zweifel die Befftrehtong hegen, dafs 
durch eine derartige Erleichterung der Ehescheidung ihre Zahl sich ins 
nngemessene yermehren wftrde. Ich glaube, dafs diese Befllrcfatung 
nnbegrfindet ist ESne Sdieidung der Ehe hat in gesellBcbaftlicher 
Beziehung so yiele Unzukömmlichkeiten und Nachteile im Qefolge, 
und ist mit so vielen Umstftndlichkeiten und oft auch mit so grofsen 
materiellen Opfern verbunden, dafs nicht anzunehmen isti dafs Ehe- 
leute aus Ueinlicben Ursaclien zu derselben schreiten werden, sondern 
im aUgemeincn nur in den Fällen, wo das gegenseitige Verhältnis 
wirklich ein derart unerträgliches geworden, dafs alle mit der Schei- 
dung verbundenen Nachteile nicht in die Wagschale fallen. Aufserdem 
ist der Mensrh oin solches Gewohnheitstier, dafs die Gewohnheit 
luancltmal in der Khe die Liebe bis zu einem gewissen Grade zu er- 
setzen vermag, und dafs es eines sehr starken Jnipulses bedarf, um 
diesen Gewohnheitstrieb zu überwinden. Auch würden die einer Ehe 
entsprossenen Kinder, so wie jetzt auch in Zukunft den Entschiufa, 
die Ehe zu lösen, erschweren. Im allgemeinen würden aber, so wie 
es auch heute der Fall ist, Ehescheidungen in der Hauptsache wohl 
nur bei den höheren Ständen, nicht aber bei den Arbeltern und dem 
Proletariate vorkommen. Diese beiden GesellschaftsklaBsen haben, 
auch in Besag auf das ehelicbe Verhältnis, meist ^e recht «dicke 
Haut", und halten — vielleicht zu ihrem Olftcke — eine Ehe nicht 
gleich f&r unglflcklich, wenn die beiden EhehSlfton sich auch nicht 
80 ganz genau zu einem Ganzen Aigen, eheliche Differenzen aber 
werden nur selten vor das Ehegericht gebracht, sondern meist im 
Bommariscben Yerfiihren, das manchmal auch seine Vorteile hat^ inner- 
halb der vier Mauern auf drastische Weise zum Austrage gebracht. 
Ehescheidungen kommen bei ihnen selten vor, und so wfirde ea wohl 
auch in Zukunft bleiben. 

Wenn daher, infolge der Erleichterung der Ehescheidung, ihre 
Zahl sich auch ohne Zweifel vermehren wurde, so würde dies doch 
keineswegs in einer besorgniserregender Weise geschehen, und gerade 
die vermehrte Zahl derselben würde deutlich dafür sprechen, dais sie 
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ein sociales Bedürfnis waren. Um aber jedwede Be'^orgnis in dieser 
Richtung zu beseitigen, könnte man von gesetzi swt gen gewisse Kau- 
telen schaffen, um leichtsinnige Eheschliefsungen zu verhindern. So 
könnte man z. B. die Bestimmung treffen, dafs eine Ehescheidung 
erst ein Jahr nach deren Aiimcl luug rechtskräftig wird, wenn der 
Betreffende nach Ablauf dieser Frist noch bei seinem Entschlüsse, 
geschieden zu werden, hebarrt Eine erstmalige Ehescheidung könnte 
anstandslos bewilligt werden, eine zwäte imter Bwlldalditigung 
bestammter Umstände, eine dritte aber konnte eratnell ancb ganz 
verweigert werden, nacb dem Qrundsatze, dafs es wohl leicht ist 
einmal einen Mifsgiüf zn machen, dals Schaden aber Ung machen 
solle, nnd dafs de^enige, der sieb wiederholt t&nachen l&fst, die Kon- 
seqnenzen seiner Ihimmheit zn tragen habe. Denn ancb in der ver- 
besserten Gesellschaftsordnung werden die „Dummen nicht alle werden**, 
Urnen ist aber mit keiner Beform zu helfen. 

Nachdem wir im vorangehenden unsere Vorschläge zur Erzielung 
einer gröfseren Zufriedenheit des weiblichen Geschlechts gemacht haben, 
wollen wir nun untersuchen, welche Wirkungen die Ausfuhrung dieser 
Vorschläge — also die Ausschlicfsung des Weibes vom Erbrechte, 
die Gewährung einer Lebensrente und Heiratsdotation , und die 
Erleichterung der Klie^chliefsung und Ehescheidung — auf die socialen 
Zustände im allgenieiiien, und auf die Stellung des Weibes innerhalb 
der Gesellschaft im besonderen, ausüben würde. 

Vor allem anderen erwarte ich als unmittelbare Folge der vor- 
geschlagenen Maisnahmen eine namhalte Vermehrung der Ehe- 
schliefsungen. Von den verschiedenen Hindernissen, die heutzutage 
der Ehescbliefsung entgegenzustehen pflegen, ist unter zehn Fällen 
nennmal die pekuniäre Frage der Stein des Anstofses. Bei den 
höheren St&nden ist es die Besorgnis des Mannes, seiner Frau keine 
„standesgemäfse** Stellung und nicht dieselben Annehmlichkeiten bieten 
zn künnen, die sie im elterlichen Hause genofs; bei den niederen 
Ständen — die flbrigens in dieser Hinsicht weniger skrupulös sind — ist es 
die Furcht, aufeer stände zu sein, eine Familie Oberhaupt zu ernähren. 
Da wird denn — und dies gilt besonders ?on den besitzenden Klassen 
— die wahrscheinliche Mitgift des Mädchens in Rechnung gezogen, 
und oft, wenn gewogen, zu leicht befunden. Die gröfsere oder 
geringere Mitgift ist bei dem Entschlüsse der Männer, in den Ehestand 
zu treten , heutzutage oft der ausschlaggebende Faktor. Wenn aber 
die Mädchen oder flie Weiber überhaupt, weder ein Erbteil nof^h eine 
Mitgift, sondern alle nur eiTie f^-leichgrofse Lebensrente und Heirats- 
dotation erhielten, so entiiele die RückHiditsnahnae auf das Vermögen 
der Braut vollständig und damit auch eines der hauptsächlichsten Hinder- 
nisse der Eheschliefsuüg. 
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Es mag vieiieicbt widersinnig erscheinen, dala, ( ml jet/t eine 
zu geringe Mitgift ein Hindernis der Eheschliefsung bildet, in 
Zukunft gar keine Mitgift ein Grund zu deren Vermehrung sein 
sollte. Dennoch halte ich meine Behauptung aufrecht. Das Mafs- 
gebende hierbei ist eben dies, dals dann alle Weiber gleich viel, 
oder vielleicht richtiger gesagt, gleich wenig haben würden. Da aber 
schliefslicb das Bedfirfnis nadh äem Ehestände stets Torbanden sein vird, 
so wird es, troti des Mangels einer Mitgift, anch in Znkonft 
Befriedigung suchen, und dieeäbe, da die hemmende Bficksiehtsnahme 
auf das grl^bere oder geringere Vermögen des Weibes entfiele, anch 
leichter finden. Hentzntage treiben die Flraaen, die eigenes Verm(fgen 
haben, meist Lnxns damit» diejenigen aber» die keines haben, woUen 
es ihnen gleich machen. Die Mittel hierzu soll dann der Mann 
schaffen. Kein Wunder, wenn er es sich zweimal überlegt, ehe er 
diese Last auf sich nimmt, denn er gerät damit gegenüber jenen, die 
reiche Frauen haben, in NacbteiL Wären aber alle Frauen pekuniär 
gleich gestellt, so lügen auch die Aussichten und Verhältnisse für 
alle Männer gleich, und sie könnten sich leichter zur Ehe entschliefsen. 
Da endlich der Luxus infolge der Beschränkung des Kapitalismus 
abnehmen und auch die Erziehung der Mädchen einfacher werden 
würde, so ist anzunehmen, dafs dann auch die Ansprüche der ver- 
heirateten Frauen in Bezug auf Vergnügungen , Toilette etc. sich in 
solchen Grenzen halten würden, dafs sie die Männer von dem Heiraten 
nicht abschreckten. Bei den niederen Ständen aber, und bei der 
Arbeiterbevölkerung, würde die Lebensrente, die jedes Weib und die 
Heiratsdotation, die jede Braut bekäme, gewifs eine Anregung zur 
SchMefBung von Ehen sein, denn die Aussieht, daTs der Lebttusonter- 
halt der Fran nnter allen Umstftnden gesichert wftre, und nicht dnrch 
die Arbeit des Mannes allein anfgebraeht werden mfifste, wfirde ohne 
Zweifel den Arbeiter Ton der Besorgnis, die ihn vom Heiraten abhSlt, 
befreien.*) 

Nach Ausfilhnmg unserer Vorschlftge wfirden aber nicht nnr 
mehT Ehen geschlossen werden, die geschlossenen wflrden im 
allgemeinen aach glflcklicher sein als jetzt. Sogenannte Geld- 

♦) Ich will mich hier dagegen verwabren, dafs ich etwa alle heutigen 
Ehen vom pessiDDistischen Standpunkte beurteile. Auch in der heutigen üe- 
•ellechaftsordnung giebt es zum Glück viele gute und glückliche Ehen. Die 

Ehen, die ich hier im Auge habe, sind eben solche, die uicht so sind, wie sie 
gpin snüfpiT, und man wird kaum fehlfifeheu, wenn man diese heutzutage als die 
llehrzaiii auuinumt. Der Statistiker aber und der Reformator socialer Zustände 
mnfe die JUehmhl der Fille berfickeiclitigen, nicht die Mindersahl oder gar 
die AotnfthineD. Es ist aber kein Zweifeli dafs heutzutage die Ehe von den 
Männern meist als Geschäft, von den Frnnen als Jlittel betrachtet wird, um die 
Freuden des Lebens ungehindert zu geniefsen. 
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heiraten, bei denen ein Mann ein Mädchen heiratet, nicht weil er sie 
liebt, sondern weil er ihr Geld haben will, wären da ausgeschlossen, 
dagegen wftren Neigungsfcdnten die Regel. Dadurch wflide aber die 
Ehe anf ihrer natfirlichen, daher sitülichen und moralischen Qrondlage 
begründet, nnd von einem idealeren Standpnnkte anfgefiifet werden, als 
dies heutzutage der Fall fei 

Bei den Geldheiraten, wo die Frau dasYermdgen hat, ist die 
Stellung des Mannes oft eine wenig wQrdige, ja selbst eine bedauerns- 
werte. Das natürliche VerhSltnis, wonach der Mann der Ernährer 
der Familie nnd das Oberhaupt sein soll, ist da anf den Kopf gestellt ; 
die Frau regiert im Hause, der Mann läuft so nebenbei mit. Der 
Yolksmund drückt dies drastiseh aas, indem er sagt: „sie hat die 
Hosen an" oder ,.sie hat sich einen Mann, einen Lieutenant, einen 
Baron ifpkauft" und oft bebandelt „Sie" dann den Mann auch entsprechend 
dem Kaufpreise, den sie „dafür" gegeben. Mancbmal liat sich aber 
bei der Geldheirat der Mann getäuscht, der Preis, um den er sich 
verkaufte, ist geringer, als er dachte, iaa erwartete Vermögen der 
Frau kiemer ak er es schätzte, und nur zu oft M&i er dies dann die 
Frau fühlen. Dafs aber solche Ehen keine Quelle des Glückes und 
der Zufriedenheit sein können, daher ihren hauptsächlichsten Zweck 
verfehlt haben, wird wohl jeder zugeben. Wie verletzend, ja geradezu 
demütigend ist es nicht für ein Mädchen von nur einigermafsen 
idealeren Anschauungen, wenn der Mann, der sie zu heiraten wtnscht, 
vorher genaue Erkundigungen Ober ihre Mitgift einzieht, und dann, 
wenn das Resultat seinen Erwartimgen nicht entspricht, von der 
Verbindung absteht? Wie hftufig geschieht dies nicht? Bei den 
heutigen Zustftnden kann man es den Mftonern aber im Qrunde 
genommen nicht rerfibeln, die verschrobenen gesellschaftlichen Yer- 
hSltnisse dienen ihm als Entschuldigung. Wenn aber, nach Aus^ 
ffthmog unserer Vorschläge, jedwede Rücksichtsnahme auf das Ver- 
mögen der Mftdchen entfiele, so könnten diese Mifsst&nde bei der 
Eheschliefsung und in der Ehe nicht eintreten. 

Während so die Geldheiraten mit ihren üblen Folgen in unserer 
verbesserten Gesellschaftsordnung ausgeschlossen wären, würden dafür 
desto Äftpr Neigungsheiraten £rPsch1o?!seu werden. Ich sage „öfter", 
denn auch jetzt finden ja Neigungshi'ii aten statt, es sollte aber rlazu 
kommen, dafs gegenseitige Neigung zum alleinigen Qrimde der 
Ehest hliefsung wird. 

Wenn die Rücksichtsnahme auf das Vermögen, auf die Mitgift 
der Mädchen entfiele, würden ihre persönlichen Eigenschaften, 
die leiblichen sowohl als die geistigen, mehr in den Vordergrund 
treten, und eine gröfsere Wertschätzung erfahren. Heutzutage über- 
deckt eine grofse Mifjgift so manchen leiblichen und geistigen Mangel 
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beim Mädciien, und eine physisch und psychische ?erkümmerte „reiche 
Erbiu * schlägt eine hübsche und gescheite, aber arme Konkurrentin 
in dcu Augen der heiratelustigen Männer nur zu oft aus dem Felde. 
Wenn die persönlichen Eigenschaften aber an Wert gewännen, so 
wfirden die Mädchen auch mit mehr Eifer darnach streben; sie würden 
sich bemdben gehüdeter, HebenswAidiger und irirtsehAftlkher zu 
werden» und wfirden äch sieht, wie es jetzt manchmal der Fall ist, 
damit begnOgen, einen wandelnden Geldsaok ohne Geist und Gemflt 
darxnstellen, oder auf ihren Beiohtom pochend, ihren schlechten Launen 
die Zfigel scbiefsen zu lassen. 

Aber nicht nur auf die geistige und gemütliche Ausbildung des 
Weibes wfirden unsere Mafsnahmen von gfinstigem Einflüsse sein, 
auch die physische Entwickelung der civilisirten Mensch- 
heit würde dadurch befördert werden. Wie viele gesunde, hfibsche 
und kräftige Mädchen finden sich nicht heutzutage von der ihnen von 
der Natur zugedachten Bestimmung, Nachkommenschaft zu zeugen, 
aiipprpschlosscD, nur deshalb, weil sie kein Geld haben und daher kpinen 
Ehegatten bekamen, während oft reiche aber körperlieb verkümmerte 
Mädchen, in ihren Kindern der Gesellschaft Mitglieder schenken, die 
der Menschheit weder zur Ehre noch zum Nutzen gereichen. Die 
Wirkung der natürlichen Zuchtwahl, die Darwm als eines der haupt- 
sächlichsten Mittel zur Vervollkommnung der Organismen erklärt, ist 
bei der Gattung homo sapiens durch die Kücksichlcü auf Geld uud 
Gut meist lahmgelegt, und es ist nur zu verwundern, dafs die 
ciTilisirte Menschheit unter dem Einflüsse dieser viel&cb ongflnstigen 
FaamngsrerhftltnisBe im Laufe der Jahrhunderte nicht degenenrt 
bt. Es ist dies wohl auch mit dadurch zu erldfiren, dafs in den 
niederen Volksschichten die Bheschliefsungen auf natOrlicherer Basis 
stattfinden als in den besitsenden EUssen, und letztere daher durch 
einen fortwfthrenden Nachschub krftftiger Individuen von unten her 
vor Degeneration bewahrt werden. Allerdings wirken bei den niederen 
Volksklassen Not und Elend häufig in ungünstiger Weise auf die 
Nachkommenschaft ein, aber auch hier würde die Ausführung unserer 
Vorschläge einen wohlthätigcn Wandel schaffen, indem durch Gewährung 
der Lebensrente an die Weiber, dieselben wenigstens vor Hunger, der 
auf die Nachkommenschaft den nachteiligsten Rinflufs übt, gesichert 
wärpn, und so der Nachschub gesunder Elemente in die höheren 
Klassen um so intensiver erfolgen kunute. 

Infolge der vorgeschlagenen Maisuahmen würde auch das 
gegenseitige Verhältnis derEhegatten zu einander ein 
besseres und würdigeres werden, als es jetzt zuweilen ist. Der 
Mann ist. wie wir oben ausfahrten, der natürliche l^rnährer seines 
Weibes uud seiner Familie. Es liegt darin aber die Gefahr fllr das 
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Weib, wirtsdiafUiob und dalier auch persOnlieb in ToUstftndige Ab- 
hängigkeit Ton ihm zu geraten. So lange das Weib sich auf einer 
niederen Stufe der Bildung befindet^ fttblt aie diese Abbftngigkeit 
wenig oder gar nicht, mit zunehmender Civilisation jedoch wird ^eses 
Verbfllinis immer druckender f&r sie. Dieses Geföhl der AbhSngigkdt 
Tom Manne ist nicht zum geringsten Teile die Ursache der bei hoch 
entwickelten Nationen sich offenbarenden Frauenbewegung, der heute 
auftauchenden Emanzipationsgelüste. Da aber der Hann unter allen 
Umständen das Oberhaupt der Familie bleiben soll, so wäre es ge- 
föhrlich, dem Weibe eine vollkommen unabhängige Stellung ihm gegen- 
über einzuräumen, denn Unabhängigkeit erzeugt oft Unbotraälsigkeit. 
Wir schlugen deshalb vor, die gefTpnv/ärtiL^e individualistische Ver- 
sorgungsweise des Weibes, nfimli« Ii iluri b einen bestimmten Mann, 
ihren Ehegatten, derart zu modiüziren, dals das Weib in Zukunft 
durch Gewährung der Lebensrente, die solidarisch durch alle Männer 
zu bescbaö'en wäre, von dem Manne als Individuum, also von ihrem 
Ehegatten, nur bis zu einem gewissen Grade, und zv.ar soweit ihre 
notwendigsten Lebensbeduifnisse reichen, unabhängig gemacht würde, 
darüber hinaus aber, was die Angenebmergestaltuug ihres Lebens 
betrifft, tou ihm abhängig bliebe. 

Man könnte mir ?ielleicht die Einwendung machen, dafs das 
Weib auch unter diesen Umstftnden vom „Manne" als solchem ab*» 
hingig bliebe, da ja die Mftnner die Lebensrente aufzubringen und so 
die Weiber wirtschafUich zu erhalten hätten. Es ist aber ein grofser 
Unterschied, ob man ron einer Gemeinschaft abhängig ist, oder von 
einem bestimmten Individuum. Von der Gemeinschaft hängt mehr oder 
weniger jeder Mensch ab, solange er überhaupt innerhalb derselben 
lebt, dir^o Art der Abhängigkeit wäre für das Weib nicht drflckend, 
und es wäre damit zugleich eine der Hauptursachen der Franeneraan- 
zipation beseitigt. Wenn übrigens eine Frau es ihrer Ansicht nach 
für demütigend erachten sollte, von der Gemeinschaft der Männer er- 
halten zu werden, und es vorziehen würde, ihrpn Unterhalt selbst zu 
beschaffen, so könnte sie ja auf den Erhaltungsbeitrag verzichten. 

Dafs durch alle diese Umstände das gegenseitige Verhältnis der 
Ehegatten ein besseres und ein würdigeres werden würde, unterliegt 
wohl keinem Zweifel. Das Weib würde in der Ehe selbständiger 
und selbstbewuister werden, der Mann aber würde sie mit mehr Rück- 
sicht und Achtung behandeln als dies jetzt manchmal der Fall ist. Sie 
hätte nicht das drückende Qeffthl, dafs der Mann sie „füttert", und 
er würde sie nicht, wie es hei der ArheiterbeTülkerung oft gesehiebt 
wenn sie krank oder arbeitsunfthig ist, als Last betrachten. Im all» 
gemeinen ist das Weib, heute dem Manne nur selten dankbar dafftr, 
dafs er sie erhält« denn sie betrachtet dies als seine Pflicht und 
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Schuldigkeit, und glaubt es daher von ihm verlangen zü können. Wenn der 
Mann aber seinen Verdienst nicht zu ihrem notwendigen Lebenäunter- 
halte verwenden müfste, sondern ihn freiwillig dazu benutzen 
könnte, ihr das Leben angenehmer zu gestalten, so würde bei ihr 
das Gefühl der Daniibarkeit, das jetzt durch den berechtit^^ten Anspruch 
erhalten zu werden, oft unterdrückt wird, mehr zürn Ausdruck gelangen. 
Der Mann aber, von der Last befreit, die notwendigsten Lensbebedürf- 
nisse füi* das Weib zu beschaffen, würde seinen Stolz darein setzen, 
seinem Weibe das Leben so angenehm als innglich zu machen; genösse 
er ja doch die Früchte seiner Bemühung auch selbst mit, in dem 
dankbaren Gefühle, der guten Laune und der Lebensfreudigkeit seiner 
Qattin. Ja, w konnte vidlelGlit sogar nuit der Zeit dabin kommen, 
dafs die Mftmier allen Weibern gegenüber ein gewisses „ritterlicbes 
6ef&bl<* an den Tag legen würden, da sie sieb dann, nicbt wie jetzt 
nnr als Bescbfitzer ihrer eigenen Frau, sondern soUdarisch als Be- 
sebfitser aller Frauen fttblen würden. 

Gewifs werden bier manche meiner Leser nnd nooh mehr meiner 
Leserinnen — wenn ich überhaupt solche haben sollte — skeptisch den 
Kopf schütteln und mir eine allzu optimistische Anschauung Torwerfen. 
Sie werden meinen, dafs auch in der verbesserten Gesellschaftsordnung in 
Bezug auf das eheliche Verhältnis nicht immer alles so glatt ablaufen dürfte. 
Ich gebe ihnen vollkommen Recht. Auch die Ausführung meiner 
Vorschläge würde die unglücklichen Ehen nicht aus der Welt schaffen, 
dafs aber ihre Zahl sich dann doch bedeutend vermindern würde, das 
werden sie mir doch vielleicht zugeben. Übrigens ist durch meine 
Mafsnahmen auch gegen die unglücklichen Ehen Vorsorge getroffen. 
Wenn bei Eingehung der f]lie ein MifagriJi" geschehen sein sollte, 
wie dies ja auch bei Neigungsheiraten vorkommt, und wenn dus ehe- 
liche Verhältnis nicht so sein sollte, wie zu wünschen ist, so wäre 
der Fehler infolge der erleichterten Ehescheidung uicbi, wie gegen- 
wärtig nnter der strengen Observanz, so gut wie irreparabel. Bei 
einer derartig erleichterten Ehescheidung, wie wir sie vorgeschlagen 
haben, konnten die drückenden Fessehi einer unglücldüchen Ehe leicht 
gelöst werden, zum Frommen der Ehegatten, imd zum Vorteile der 
GeeellBchaft Heutzutage sekieren sich manchmal Ehegatten, die in 
unglücklicher Ehe lehen, bis aufe Blut, Tcrgreifen sich tbatsftcblich an 
einander oder begehen ahsichtlich Ehebruch, nur um einen ngesetz-» 
liehen** Grund zur Scheidung zu haben, ja selbst Gattenmorde werden 
oft nnter dem Drucke des unglücklichen Verhältnisses begangen. 
Wäre es nicht besser, das, was diese Menschen manchmal nur durch 
Anwendung unmoralischer Mittel zu erreichen imstande sind, ihnen 
freiwillig zu gewähren, umsomehr als ja das, was sie vorlangon, vom 
ethischen Standpunkte der Ehe eigentlicch ganz gerechtfertigt iat'^ 
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Wfirde deshalb etwa die Gesellschaft aus den Fngen geben, oder ancb 
nur einen Schaden erleiden? Diese Mensdieo, die ein unnatflrliches 

sociales und geschlechtliches Verhältnis zu lösen trachten, nehmen im 
Grunde genommen einen moralischeren Standpunkt ein, als die Gesell- 
scbafti die sie zwingt in diesem Verliäkuisse zu verharren. 

Einen ganz besonders günstigen Eiuflufs erwarte ich aber von 
der Ausfuhrung meiner Vorschläge auf die Verminderung der 
Prostitution. Die Prostitution ist eines der ältesten socialen 
Übel der menachliciien Gesellschaft, und niemals wird es gelingen, 
sie ^'duilich aus derselben zu beseitigen. Ks mufs aber Mittel und 
Wege geben, sie wenigstens möglichst zu beschränken. Sowohl im 
Altertume als auch in späterer Zeit sind Versuche gemacht worden, 
diesem Krebssebaden der Gesellschaft, der besonders dem weiblieben 
Gescblecbte yerderblieb wird, auf mannigfacbe Weise beizukommen, 
in neuester Zeit aber baben sieb die VorscblSge zor Yenninderung 
and ünterdrüekQng der Prostitutioii derart gemehrt, dafs eine ganze 
Litteratur darfiher entstanden ist. Wie so manches andere sociale 
Obel, hat auch die Prostitntien das eigentflmlicbe, dafs sie sieb bei 
znnebmendem wirtschaftlichen und industriellen Fortschritte nicht 
vermindert, sondern im Gegenteil vermehrt. Kein Wunder daher, 
dafs in unserm Zeitalter des Fortschrittes die grofse Zunahme der 
Prostitution auch eine lebhafte Bewegung zu ihrer Bekämpfung hervor- 
gerufen hat. Dal's der Erfolg den angewandten Bemühungen so wenig 
entspricht, liegt wohl hauptsächlich darin, dafs man, statt <1ie Tr- 
sachen des Übels zu beseitigen, meist nur das Übel selbst, manchmal 
sogar nur insoweit, als es an die Öffentlir-hkeit tritt, bekämpft. 

Die Prostitution basirt in erster Keihe auf dem dem Meusclieu 
von Natur aus innewohnenden Geschlechtstriebe, und alle Sittlichkeits- 
vereine und Tugendbunde der Welt, und alle Bordellverbote werden 
die Befriedigung dieses natürlichen Triebes nicht namhaft ein- 
zuschränken vermögen. Der Erfolg ihrer Wirksamkeit wird immer 
nur ein äufserlicher, ein scheinbarer bleiben, die Prostitution wird 
dann vielleicht nicht so sehr in die Erscheinung, in die Öffentlichkeit 
treten, um so üppiger wird sie aber im Verborgenen fortwucbem. An- 
statt also, wie es die SitUichkeitsTereine thun, darnach zu streben, 
den Geschlechtstrieb in solchem Grade emznscbrftnken, dafs die Prosti- 
tution aufhört — was aber niemals gelingen wird — sollte man 
vielmehr darnach trachten, diesen natürlichen Trieb in richtige Bahnen 
zu leiten. Dies geschieht durch die Ehe. Es ist statistisch nach- 
gewiesen, dafs in Ländern, wo die Eben häufiger sind, und in jüngerem 
Lebensalter geschlossen werden, auch die Prostitution geringer ist, 
und umgekehrt. Wenn nun infolge unserer Mafsnahmen, wie wir er- 
warten, die ßheschliefsungen bedeutend zunehmen, und die Männer 
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früiier, als dies jetzt der Fall ist, heiraten würden, so müfste iolgeriehtig 
die Prostitution auch bedeutend abnehmen. Auch die Erleichterung 
der Ehescheidung würde günstig in dieser Richtung wirken, denn Ehe- 
gatten, die infolge der jetzigen strengen Observanz in Ehesachen in 
unnatürlicher Gemeinschaft zu leben gezwungen sind, suchen nur zu 
oft anfserhalb des Haoaes das, was sie ionerbalb desselben nicht 
finden können. 

Während die Prostitution, die durch die Macht des Geschlechts- 
triebes herroigerafen irird, lutuptslfililich dem mfinnUcben Teile der 
BeyOlkenuig me Last gel^ werden mnTs, ist es hei dem weibUehen 
Teile in erster Beihe die Not, die die Prostitatien erzengt. Han 
wird kaum febl geben, wenn man ?on bnndert Prostitnirten achtzig als 
dnreb Not dazu getrieben annimmt.'*) Die wirtsobafUiohen nnd socialen 
Verhältnisse nns^er gegmwSrtigen Gesellsobaftsordnang, die dem 
Weibe die Erfüllung ibres natürlichen Berufes erscbweren, zwingen 
sie nach ürwerb aaszugehen. Derselbe ist aber infolge der grofsen 
Konkurrenz oft znr Beschaffung selbst der notwendigsten Lebens- 
bedürfnisse nicht ausreichend, und das Weib wird infolgedessen häufig 
711 r Preisgebung ihres Leibes veranlafst. Sind ja doch Fälle bekannt, 
wo gewissenlose Arbeitgeber, auf die Hungerlöhne, die sie ihren 
Arbeiterinnen zahlen aufmerksam gemacht, mit erschrecken lein 
Cynismus antworteten: „Die Mädeln müssen sich eben noch nebenbei 
etwas vi'i ilicuen". Wuiin dieser Nebenverdienst bestehen soll, kann 
man sich wohl denken. Es ist ein Armutszeugnis für die heutige 
Gesellschaftsordnung dal'a sie gezwungen ist, die Prostitution, in der 
Ausdehnung, wie sie jetzt besteht, als „notwendiges Übel" anzuerkennen, 
und demgemäis auch zu dulden, und sie macht sich einer grofsen 
Inkonsequenz und Ungerechtigkeit schuldig, wenn sie die armen Opfer 
einer Ton ibr anerkannten Notlage mit Veracbtung beetrafL 
Nicbt Veracbtung, sondern tiefes Hitleid verdienen die meisten dieser 
nnglflcklicben Wesen, die in namenlosem Elend die unbeÜYOlIen Febler 
der verscbrobenen socialen Zustände mit Preisgabe ibres Leibes zu 
sfibnen baben. Die Gesellschaft ist eben unter den jetzigen Ver- 
hältnissen leider gezwungen, sieb durch Aufopferung dieser armen 
Oesehöpfe Tor nocb grdfserem socialen Schaden zu bewahren. 

Da also die Not in achtzig von hundert Fällen die Ursache der 
Prostitntion der Frauen ist, so würden, nach Gewährung einer zum 
Lebensunterhalte ausreichenden Rente an alle Weiber, nur die zwanzig 
Fälle Ton Prostitution fibrig bleiben, die Leichtsinn und Leidenschaft 



* Di> Statistik, die der Pariser Arzt du Chatelet aufgestellt hat, beweist, 
dafs die grofse Mehrzahl der f rostituirten aus Mangel und Elend ihr (iewerbe 
ergriffen. 
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zur Ursache haben. Leichtsinn und Leidenschaft können aber ebenso- 
wenig wie Dummheit durch eine sociale Keform beseitigt werden, 
daher auch die Frustitutiuu uienials ganz aus der Welt geschaflft 
werdou kaun. Sie würde aber nach Ausföhrong unserer Vorschläge 
aaf das mCgliebsta Muumimi rednzirt werdeo. Ifan konnte daim 
ancli eoergisolie Mafsregeln gegen die Prostitairteii argreifen, da de 
dann weder Not noch die Schwierigkeit zu heiraten zu ihrer Bni- 
adraldigung vorbringen konnten, wShrend man jetzt, im Ifthmenden Ge- 
f&hle des „notwendigen Übels^ elnAnge, manchmal auch beide, ihnen 
g^enflber zudrflckt Da fm$x er&hrungsgemftfo Ptostitutif» und 
EhesdiliefBung in numerischer Beziehung in verkehrtem VerhSltnisse 
zu einander stehen, so würde eine Yerminderang der ersteren, eine 
Vermehrung der letzteren, der Eheschliefsung zur Folge haben. 
Endlich würde hierdurch auch die Zahl der unehelichen Geburten, und 
die durch dieselbe bedingte grofse Kindersterblichkeit, welch beide 
Kalamitäten an maiK'lipn Ortpn in erschreckender Weise zugenommen 
haben, bedeutend vermmdcrt werden.*) 

Während wir im vorangehenden den Einflufs der von uns vor- 
geschlagenen Üeiuriiieii auf eins der ältesten Übel der measchiichen 
Gesellschaft, auf die Prostitution, unserer Betrachtung unterzogen haben, 
wollen wir in folgendem ihre Wirkuüg auf eines der jüngsten socialen 
Übel, auf die Fraucnarbeits-Frage, darzulegen trachten. Vor 
Lmlubrung der Maschiue als Ersatz für die Menschenkraft, iasbcsondcre 
vor Auwendung des Dampfes, gab es keine Frauenarbeits-Frage, erst 
mit Hilfe der MaadtSm Uefo sich die geringere Kraft des Weibes mit 
Vorteil und im gioCaen zur Produktion in Gewerbe und Industrie 
heranziehen. Dies ist denn auch in solchem Mafse geschehen, dafs 
die Verwendung der Frauenarbeit in neuester Zeit zu einer brennenden 
Frage geworden ist^ mit der sich nudit nur NationalOkonomen be- 
schäftigen, sondern die auch die Aufmerksamkeit der Begiemngen auf 
sich gelenkt hat. Einesteils übt die gesteigerte Heranziehung der 
Frauen zur Arbeit einen ungflnstigen Eänflufs auf den physischen und 
moralischen Zustand derselben aus, und untergräbt in bedenklicher 
Weise das Familienleben, andernteils wird durch die grofse Konkurrenz 
der zur Verfüguni>: stehenden Arbeitskräfte, und deren verhaltnismäfsig 
leichte Beschallung, der Lohn im allgemeinen, und derjenige der 
Männer im besonderen auf ein Niveau herabgedrückt, das fast an der 
Grenze des Unzulänglichen steht. 

Wir haben bereits oben unsere Ansicht dahin ausgesprochen, 

* Von feilen Kindern worden im Dorebtduiittd der letiten 10 Jahre qb- 

ehelich geboren: In Wien 42%, in München 30%, in Dresden 20%. — £• 
starben im Laufe dos ersten Lebensjahres Kinder: In Norwegen 12 oy«, in Erank- 
reich 20%, in Bayern 30%. 
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dala der Mann von Natur aus der Ernährer und Rrhaltrr der Familie 
ist, und dafs es ihm obliegt, durch Arbeit den nötigen Unterhalt für 
dieselbe zu beschaffen, während das Weib sich mehr der Pflege der 
Häuslichkeit zuzuwenden habe. Wir haben ferner angedeutet, dafs 
wir das Weib nicht ganz vom Verdienen und von der Beschäftigung 
mit Kunst und Wisse iischaft ausgeschlossen sehen wollen, dafs wir 
aber verlangen, dafs sie nicht in die Zwangslage kommen 
solle, dies zum Zwecke ihrer eigenen Erhaltung oder 
der Erhaltung ihrer Familie thnn zu mfissen. Durch Aus- 
ftthmng unserer Vorschläge glauben wir diesen doppelten Zweck er- 
reichen zu können, indem dieselben den Mftnnern sowohl als auch den 
Weibern die ErfiUlang ihrer natOrlicbeii AnlSgabe erleichtern wttrden. 
W^n die Frauen durch eine zum Lebensunterhalte ausreichende Bente 
in ihrer Existenz gesichert wären, wfirde von all den weiblichen Indi* 
Tiduen, die heute dem Verdienste nachgehen, ein Teil dies überhaupt 
unterlassen, der andere Teil aber nur insoweit thun, als auch das 
Weib den Drang hätte, ihre und ihrer Familie Existenz durch Qeld- 
erwerb angenehmer zu gestalten. Die grofse Konkurrenz, die die 
Frauenarbeit gegenwärtig' den Männern macht, wurde bedeutend ab- 
nehmen, diese würden daher einen höheren Lohn erzielen und infolge- 
dessen auch besser für ihre Familie sorgen könnon. Es würden nur 
diejenigen Frauen um Lohn arbeiten, die sich körperlich stark genug 
dazu fühlten, und der nachteilige Einflnfs einer die Körperkräfte des 
Weibes übersteigenden Arbeit auf dem physischen Zustand derselben 
würde vermieden werden. Der Kunst und Wisaenscbaft würden sich 
aber nur solche Frauen widmen, die den Beruf dazu fühlten und über 
das Quantum an Qeist und Talent, das dazu nötig ist, zu verfügen 
hfttten« Der Dilettantismus, der heutzutage auf diesem Felde üppig 
wuchert, wfirde aufhören, und mit ihm auch das jetzt hermcbende 
Vorurteil gegen die weibÜchen Leistungen in Kunst und Wissenschaft. 
Die Stellung der Frau in der QeseUschaft wflrde an Anaehen und 
sie selbst an Achtung bei den Männern gewinnen. Das Familienleben 
aber, besonders in den Arbeiterfamilien, würde dadurch, dafs die 
Frauen sich mehr der Häuslichkeit widmen könnten, bedeutend ge- 
hoben und gekräftigt werden, und da die Familie die Grundlage des 
Staates ist, wfirde auch dieser an Stabilität und moralischer Kraft 
zunehmen. 

Unter der Voranssetzung, dafs dann nur verhältnismäfsig wenige 
und nur gei^^tig tüchtige Fi aiien sich der Arbeit auf wissenschaftlichem 
Gebiete widmen wiir len, könnte man ihnen dann auch unbedenklich freie 
Bahn lassen, und den Zutritt zum Studium und zur Erlan- 
gung aller solchen öffentlichen Stellungen gewähren, die 
mit ihrem physischen und psychischen Eigenschaften nicht in Wider- 
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sprticb stehen, ^vabreüd gewisse Rechte und Stellungen unter allen 
Umständen dem Manne vorbehalten bleiben müfsten. Insbesondere von 
einem Hechte» das einige radikale Verfechter der Frauenemanzipaüon 
auch für das Weib reklamiren, vom passiven politischen Wahl- 
rechte mochten wir es gänzlich aasgeschloBsen sehen, während ihm 
dm akti?e WaUrecfat in gewiBsoi beselirftiikteii FflUen zngestendiii 
werden konnte. Sowohl vom tbeoretiaehea als auch vom praktischen 
Standpunkte aas, erscheint uns dies gerechtfertigt. 

In einer guten BShe sollen, der Theorie zufolge, die Ansiebten 
und Interessen der Ehegatten fibereinstimmen. Man sagt von einer 
solchen Ehe ftMam und Weib sind ein Leib". Ein Leib kann sich 
aber nicht in zwei entgegengesetzten Willensänfserungen zu gleicher 
Zeit bethätigen. Wenn aber beide Ehegatten Stimmrecht hätten, so 
wftre dies unter Umständen möglich. Ihre Ehe würde dann aber nicht- 
mehr der Anforderung entsprechen, die man in Theoria an eine gute 
Ehe stellt. Die Gesellschaffc mufs aber von jeder Ehe a priori an- 
nehmrn, dafs sie eine gute sein solle, dafs daher die Interesspn der 
Ehegatten übereinstimmen, sie darf prinzipiell gar nicht zu^^cIn n, 
dafs es anders sein könne, und mufs es daher auch für gcriüKcn I 
erachten, wenn die als übereinstimmend angenommene Ansicht dieser 
Gemeinschaft blofs von einem ihrer Glieder kundgegeben wird. Würde 
die Gesellschaft das Gegenteil thun, so würde sie die Möglichkeit 
einer guten Ehe selbst bei divergirenden Ansichten und Interessen 
zugeben, ood hiermit die Zwietracht uod den Hader, der ohnedem 
8c£on in fielen Familien herrscht, gleichsam Sanktioniren. SoU aber 
der. Mann das Oberhaupt der Ehegnmeinsohaft bleiben, so ist er es 
auch, der sie nach aulsen zu vertreten hat, und dem daher das Wahl- 
recht zukommt. 

Vom Standpunkte der Praxis aber sind die Bedenken gegen das 
aktiTC und passive Wahlrecht der Frauen noch gewichtiger. Denken 
wir uns dasselbe durchgeführt, so gelangen wir zu Konsequenzen, die 
sich weder mit dem BegrüTe einer guten Ehe, noch mit einem ge- 
rechten Wahlrechte vereinigen lassen. Stellen wir uns z. B. vor, 
dafs die in ihren politischen Ansichten divergirenden Ehegatten in 
ein lind demselben Wahlbezirke ihre Stimme für zwei feindliche Kan- 
didaten abgeben, oder selbst als Kandidaten verschiedener Parteien 
aufgestellt würden, oder gar zu Volksvertretern gewählt, sich in Par- 
lamente als feindliche Parteien gegenüberstehen würden. Nehmen 
wir noch hinzu, dafs vielleicht auch von den eigenen Kiudern ein 
Teil für den Vater, ein anderer für die Matter Partei ergreifen würde 
und wir können uns den „häuslichen Frieden" vorstellen, der damit 
in die Familie einziehen würde. Nach jeder Wahlkampagne würden 
wohl die Gerichte flir Eheschtidungsangelegenheiten viel zu thun be- 
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kommen. Wmn aber die Fiau, wie es wohl meist der i'ali wäre, 
entweder gar keine eigene Ansicht hätte, oder nicht den Mut 
besftfse, dieselbe ihrem Gatten gegenüber geltend zu machen, so würde 
sie Bo stimmen, irie der Mann es ihr Torgeschriebe, Die ver- 
heirateten M ftnner hätten dann gleichsam zwei Stummen in die Volks» 
yertretong, and das sogenannte f^StimmTieb" würde durch unz&blige 
Frauen TCrmehrt werden. 

Wir haben bisher nnr von dem Wahlrechte der Ycrheirateten 
Frauen gesprochen. Was die unverheirateten betrifft, so stehen die- 
selben meist noch in so jugendlichem Alter, dafs sie weder wahl- 
berechtigt, noch wahlfähig wfiren; auch glauben wir nicht, dafs sie 
das Wahlrecht, selbst wenn man es ihnen zugestände, eifrig ausüben 
würden, so lange sie in heiratsfähigem Alter wären — und das dauert, 
wenn es auf die eigrne Ansicht der Weiber ankommt, recht lange — 
weil sich dadurch ihre Chancen, zu heiraten, verschlechtern wurden, 
denn die Männer, die nicht ihrer Partei angehören, würden si^'h wohl 
schwer zur Ehe mit ihnen entschliefsen können. Bliebe also nur noch 
das Wahlrecht der Witwen übrig. Das aktive Wahlrecht könnte man 
ihnen in Anbetracht ihrer Stellung als Oberhaupt der Familie an Stelle 
des Mannes gewähren, vom passiven Wahlrecht aber wäien sie prin- 
zipiell, wie alle übrigen Weiber, auszuschliefscu. 

Ehe ich diesen Abschnitt beende, möchte ich einem Ein- 
wände begegnen, der Tidldcht gegen meine Torschlfige in betreff der 
Frauenarbeit erhoben werdeu könnte. Es könnte nftmlich behauptet 
werden, dafs infolge des Umstendes, dafs dann weniger Frauen um 
Gelderwerb arbeiten würden, die Produktion und dadurch auch die 
auf den Eopf der Bevölkerung entfallende Gfltermenge bedeutend ab- 
nehmen und eine Abnahme des Wohlstendes eintreten mfifste. Femer, 
dafs es dann für gewisse Arbeiten und Verrichtungen, zu denen sich 
das Weib ganz besonders eignet, wie z. B. die Krankenpflege, Kinder- 
wartnng, Dienstbotenarheit etc., an der nötigen Zahl weiblicher Indi- 
viduen fehlen würde. Ich glaube, dafs diese Befürchtung nicht be- 
gründet ist. Einesteils müfsten sich in unserer verbesserten Gesell- 
schaftsordnung, in der das Erbrecht und der Kapitalismus auf die 
angeführte Weise beschränkt wären, um so mehr Männer der Arbeit 
widmen, da kemtir vom ererbten Vermögen allein und wenige nur 
von ihren selbst erworbenen Renten leben könnten; anderenteils würde 
es auch nicht an Frauen mangeln, die dem Drange nach Thätigkeit 
und dem Wunsche durch Erwerb ihre und ihrer Familie wirtschaft- 
liche Lage zu verbessern, folgen würden. Allerdings würden sie dann 
nicht mehr um solche Hungerlöbne arbeiten, wie sie jetzt bei der 
Frauenarbeit oft Torkommen, und würden sich auch die unwürdige 
Behandlung, die ihnen gegenwärtig manchmal zu teil wird, nicht mehr 
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gofallen lassen. Wäre dies aber ein Narbtoil ? Die Fraiipnarh eil würde 
hoher geschätzt, die Frau selbst aber, besonders in der dieuendeu Klasse, 
anstäudiger behandelt werden. Die auf den Kopf der Bevölkerung ent- 
fallende Gütermenge würde nebstbei auch noch durch die Mafsnahmen, 
deren Besprechung wir am für den nächsten Abschnitt vorbehalten, 
gesteigert werden. 

Nach dem Grandsatze ,,nil de nobis sine nobis" wäre es mir von 
grof sem Werte gewem, die Ansicht der Frauen fiber die im Torliegenden 
Abschnitte Ton mir gemachten Vorschlage zu hOren. Da dies aher 
vor Erscheinen dieser Schrift nicht möglich war, so wollen wir selbst 
Tersuoben, nns die Frage zu beantworten, ob wohl die Frauen 
mit diesen Vorschlftgen einyerstanden sein wfirden? 
Denn da der Zweck derselben der sein soll, die Zufriedenheit des 
weiblichen Geschlechtes zu befördern, so würde dies nur dann erreicht 
werden, wenn meine Vorschläge auf die Zustimmung der Frauen 
rechnen könnten. Wir mfissen dabei die Majorität der Frauen be- 
rücksichtigen, denn dafs einem Teile derselben, insbesondere dem ver- 
mögenden, meine Vorschläge nicht zusagen werden, das kann ich 
mir nicht verhehlen. Wenn wir aber die Majorität der Frauen ins 
Auge fassen, sn glaube ich, dafs wir unsere Frage dahin beantworten 
können, dafs dieselben mit den Vorschlägen, die wir gemacht haben, 
zufrieden sein dürften. Giebt ea ja doch viel mehr Frauen, die kein 
Vermögen haben, als solche, die venuögeud sind, und dafs erstere 
aus der Ausführung unserer Pläne Vorteil ziehen würden, ist wohl 
nicht zu leugnen. 

Wir haben das Weib vom Erbrechte ausgeschlossen, es erscheint 
daher dem Hanne gegenflber als benachteiligt. Diese Benaditeiligung 
ist aber nicht so bedeutend, als es auf den ersten Blick erscheint, 
sie gleicht sich sogar in gewisser Hineicht aus; denn auch das Erb* 
recht des Hannes wfirde bedeutend eingeschränkt werden, und während 
er als Erbteil ein fftr allemal ein E^ital in die Hand bekäme, er* 
hielte das Weib eine lebenslängliche Beute. Jedem Geschlechte wQrde 
das Seine in der ihm am nützlichsten und angemessensten Form zuge- 
teilt werden. 

Durch die Lebensrente wäre die materielle Existenz der Frau 
unter allen Umständen eine gesicherte und würde sie dadurch an 
Selbständif^keit und Ansehen in der Gesellschaft gewinnon. Ihre 
Chancen, zu heiraten, wären viel gröfser, als unter den gegenwärtigen 
Verhältnissen, und in der Ehe, die im DurchBchnitte ^glücklicher wäre, 
würde sie eine geachtetcre Stellung einnehmen. Auch der Zutritt 
zum Studium und zu manchen öffentlichen Stellen stände ihr offen, 
und ihre Arbeit würde mehr Anerkennung finden, als jetzt. Vor allem 
aber wäre sie niciit gezwungen, ihren Lebensunterhalt zu verdienen, 



biyiiizoa by Google 



m. Dm Weib. 



59 



sondern v^iirde nur dann nach Gelderwerb ausgeben, wenn sie den 
Drang und den Beruf dazu fühlte. Um so eifriger und segensreicher 
könnte sie sich dann aber in ihrer natürlichen Sphäre, der Häuslich- 
keit, betätigen, und sich selbst und ihrer Familie ein glückliches 
Heim bereiten. Ihre persönlichen Eigenschaften und ihre selbst er- 
worbene Bildung würden mehr zur Geltung kommen, dagegen der Tom 
Znfiüle imd der Gebart abhängige Vorzug „reich" zu sein, in den 
Hintergrund treten. Eine absolute Gleicbheit Iftfst sich, vie fiber- 
haupt in der Oesellchaft, auch bei den Frauen nicht herstellen, wenn 
aber schon Ungleichheit bestehen mufs, so ist es immerhin besser, 
dafs eine auf natflrlicher Grnndhige beruhende Ungleichheit Torhanden 
sei, als eine kfinstlidie, wie sie jetzt dnrch groüsen Reichtum und 
tiefe Armut erzeugt wird. 

Aber auch die vermögenden Frauen der jetzigen Gesellschaft 
könnten sich schliefslich mit unseren Vorschlftgen aussöhnen, denn 
wenn sie dadurch auch an materiellen Gütern Einbufse erlitten, so 
würden sie andererseits in vieler Hinsicht doch anrh an den Vor- 
teilen dnr neuen Ordnung teilnehmen und das Bewufstsein haben, 
durch ihr Opfer das Los von Tausenden ihrer Mitschwestern verbessert 
zu haben. Allerdings wäre dazu Opferwilligkeit und ein gewisser 
Grad von Genieinsinn nötig, aber ohne Opferwilligkeit und Gemein- 
sinn von Seiten der besitzenden Klasse wird keine sociale Beform 
durchzuführen sein. 
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lufolge der in den vorangehenden Abschnitten vorgeschlagenen 
Mafsregeln und Bestimmungen würde, wie wir erwarten, der Wohl- 
stand und die Zufriedenlieit in den breiten Schiebten der Bevölkerung 
zunehmen, und mancher Mifsstand, der der heutigen Gesellschaft 
anhaftet, beseitigt werden. Die sociale Stellung des Weibes würde 
dadurch verbessert und die Prostitution, wenn auch nicht ganz beseitigt, 
so doch namhaft eingeschränkt werden. So weit könnte mau also 
mit der Wirksamkeit nnserer Vorschllige zufrieden sein. Eine jede 
Sache hat aber ihre zwei Seitoi. Wenn nicht nur in den höheren, 
sondern auch in den niederen Yelksschichten Wohlstand herrschen, 
und die Zahl der EheschliefBungfen bedeutend rermehrt, die Prostitution 
aber vermindert werden wflrde, so mfifste dies zur unausbleiblichen Folge 
haben, dafs die Anzahl der Gtoburten zunehmen, die Steiblidikeit 
dagegen abnehmen würde. Die Bevölkerung würde dann in einem 
noch höheren Mafse als dies schon jetzt der Fall ist, anwachsen. Von 
manchen Nationalökonomen würde dies vielleicht nicht als eine 
Kalamität, sondern im Gegenteil als ein volkswirtschaftlich wünschens- 
werter Zustand angesehen werden. Wir können dieser Ansicht nicht 
beipflichten. 

Schon am Knde des vorigen Jahrhundertes hat der englische 
P&rrer und Nationalökoiiuiu Malthus das Mifsverhjiltnis zwischen 
Bevölkerungszunahme und Vermehrung der Nahrungsmittel als eine 
der Ilauptursachen des socialen Elendes und der Armut erklart, und 
auch in neuerer Zeit steigt die Bevölkerungsfrage in den verschiedenen 
socialistischen Zukunftsplänen, als dunkle Wolke am Horizonte auf. 
Leider machen es die meisten socialistischen Schriftsteller dieser 
Gefahr gegenüber wie der Vogel Straufs, sie wollen sie nicht sehen 
und trösten mdt mit allerhand althergebrachten Sciblagworten, als da 
sind: Auswanderung, unbegrenzte Steigerungsf&higkeit des Boden* 
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ertrages, Gart^^n - und Treibhauswirtschaft, Urbarmachung bisher 
unbebauter Lanleieien in fernen Kontinenten u. a. m. Aber die 
schwarze Wolke der Überbevölkerung steht drohend am Horizonte 
und ISfst sich durch gelehrte Diskusaionen nicht hinweg disputiren. 
Bei dieser Gelegenheit wird oft darauf hingewiesen, dafs es selbst 
in Europa noch viel uukultivirtes Land gebe, und dals noch viel 
Wald- und Moorboden sowie Sümpfe und Teiche in Ackerland 
umgewandelt werden könnten. Nun ist es aber eine erwiesene That- 
sache, dafs sich im Laufe dieses Jahrhundertes die Wasser- und 
Begenverhältnisse unseres Kontmentes bedeutend zu ihrem Nachteile 
Teiftndert haben. Der Wasaerstand der FUlsse ist geeunken, Quellen 
nnd Bftche, die fdlher reichlich geflossen, sind versiegt und Jahre 
grofser Dürre wechseln mit solchen, In denen Wolkenbrfiche grofsen 
Schaden anrichten. Als Ürsache dieser nachteiligen Yerteilong der 
Regenmenge wird von den Meteorologen die Abnahme des Waldes, 
der Sümpfe, Moore und Teiche angegeben, die als natürliche Wasser- 
resenroirs die Feuchtigkeit vor dem raschen Verdunsten und Abfliefsen 
bewahren nnd sie so günstig verteilen. Wollte man nun mit der 
Kultivirung dieser natürlichen Wasserreservoirs weiter fort&hren, 
so würden sich die Wasser- und Regenverhältnisse noch mehr 
verschlimmern und scbnefslich so ungünstig werden, dafs darunter 
die ganze Bodenkultur leiden müfste, und dafs an Stelle einer 
gesteigerten Bodenproduktion eine Verminderung^ derselben eintreten 
würde. Es würde sich dann der alte Spruch ituw lirboiten: „Der 
Mensch schreitet über die Erde und ihm iulgt die Wüste". (Babylonien, 
Mesopotamien in alter, ja bis zu einem gewissen Grade Spanien und 
Griechenland in neuerer Zeit.) Anstatt also noch mehr AVald-, Moor- 
und Sumpf iaiid unter Kultur zu nehmen, sollte mau schon jetzt m 
Europa die Waldfläche vergröfsern und die Teiche, die aufgelassen 
worden, wieder in Wasserflftchen umwandeln. Wo bleibt dann aber 
die Ton den Gegnern der ObervOlkernng erwartete n^begrenzte** 
Yermehmng der ffir die wachsende BeTOlkerong nötigen Nahrung? 
Jetzt wird dieselbe noch aus dfinner bevölkerten L&idem, aus Amerika, 
Austnilien, Bufshmd ete. zugeffihrt» aber auch dortvennehrt sich die 
Bevölkenmg rapid, und mit der Zeit werden diese Lfinder die produzirte 
Nahraug selbst konsumiren. Was dann? 

In dem Werke von Malthus, „Versuche über das Bevölkerungs- 
gesetz", das zu Beginn unseres Jahrhundertes gerechtes Aufsehen 
erregte, findet sich im ersten Kapitel des ersten Buches folgende Stelle, 
die den leitenden Gedanken seiner Theorie in Kürze so trefflich zum 
Ausdruck bringt, dafs ich dieselbe hier nach Stöpels Übersetzung 
wörtlich anführen will. Maltlnis sagt: „Durch das Tier- und Pflanzen- 
reieh hat die Natur die iieime des Lebens mit freigebigster und 
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verschwenderischster Hand ausgestrent, aber sie war veihältnismäfsig 
karg mit dem Eaumc und der notwendigen Nahrung, um sie zu 
erhalten. Wenn die Keime der Existenz dieser Erde sich frei 
entwickeln koiuifen, würden sie im Laufe weniger Tausend Jahre 
Millionen Welten füllen. Die Not, jenes grofse, gebieteiidche, alles j 
durchdringende Gesetz, hdlt aie mneilialb der vorgeschriebenen Grenzen 
zurück. Die Geschlechter der Pflanzen und Tiere schrumpfen unter 
diesem einschränkenden Gesetze xusammen, und aneh der Menaeh kann ihm 
mit keiner Anstrengung der Yemanft entgehen. Bei den Pflanzen' 
nnd nnTemfinftigen Tieren Ist die Saehe ein&ch. Sie alle werden 
dnrch einen mftehtigen Instinkt getrieben, ihre Gattung zu vermehren 
nnd dieser Instinkt vird dnreh kdne Fürsorge für ihre Nachkommen- 
schaft jmrfickgehalten. Wo daher Freiheit ist, wird die Vermebmngs- 
filhigkeit ansgefibt nnd die (ibermftfsigen Wirkungen werden späterbin 
durch den Uangel an Raum und Nahrung znrflckgedrängt. Die 
Wirkungen dieser Hemmung auf den Menschen sind komplizirter. 
Zur Vermehrung seiner Gattung dnrch einen gleich mächtigen Instinkt 
aogetrieben, hemmt die Vernunft sein Vorgehen, und legt ihm die 
Frage nahe, ob er nicht Geschöpfe zur Welt bringt, für die er die | 
Unterhaltungsmittel nicht zu beschaffen vermag. Hört er auf diesen 
Zweifel, so erzeugt die Hemmung nur allzuoft Laster. Hört er nicht 1 
darauf, so wird das Menschengeschlecht sich beständig über das ünter- 
haltuntrnii Ittel hinaus zu vermehren streben. Aber da Kraft des 
Gesetzes unserer Natur, welche die Nahrung zum Leben des Menschen 
notwendig macht, die Bevölkerung in Wirklichkeit niemals über das 
niedrigste Mais von Lebensvorräten, wodurch sie zu erbalten ist, hinaus- 
wachsen kann, so mufa in der Schwierigkeit Nahrung zu erlangen, eine 
starke Hemmung der Volksvermehrung in beständiger Wirksamkeit sein. 
Diese Schwierigkeit muls irgendwo erscheinen und notwendig in der 
einen oder der anderen der verschiedenen Gestalten des Elendes oder 
der Furcht Tor dem Elende, yon einem grofsen Teile des Menschen- 
geschlechtes hart empfunden werden.** 

Diesem Citate von Malthus möchte ich, um auch die Ansicht 
eines modernen Gelehrten, Darwins, beizubringen, noch folgendes- 
beifügen: Alles organische lieben hat die Tendenz, sich fibet das 
vorhandene Hafs der Nahrung, deren ea zu seiner Erhaltung bedarf, 
zu vermehren, d. h. es entstehen viel mehr Keime, als Nahrung 
TOrbanden ist, um dieselben zur vollen Entwickelung gelangen zu. 
lassen. Sehr deutlich sehen wir dies z. B. an einem Walde, den man 
der Selbstbesamung überläfst. Der von den Samenbäumen ausgestreute^ 
Samen keimt in grofser Menge und bedeckt den Boden bald mit 
einem dichten Bestände von jungen Pflanzen. Jede von ihnen sucht 
sich durch möglichste Ausbreitung ihrer Wurzeln und Zweige, die zu 
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ihrem Wacbsturae hotige Nahrung aus Boden und Luft zu verschaffen. 
Dadurch treten sie aber in Konkurrenz um diese Nahrung, die nicht 
in genügender Menge vorhanden iat, um alle zu erhalten, sie kämpfen 
den Kampf ums Dasein, aus dem nur wenige kräftige Individuen 
siegreich hervorgehen , während die schwächeren unterdrückt werdeu 
und verderben. Ebenso ist es im Tierreiche und auch der Mensch, 
der seinem Kdrper nach dem Tierreiehe angehört, ist diesem Naturgesetze 
unterworfen. Dies Darwins Theorie, h^ren wir, was HallAas weiter sagt 
Er sucht in seinem Werke nachzuweisen, dafs die Bevölkerung die 
Tendenz bat, in geometiiBcher Progression zuzunehmen, also binnen 
eines bestimmten Zeitraumes sich immer zu yerdoppeki, oder zu 
wachsen, wie die Zahlenreihe 1 . 2 . 4 . 8 . 16 u. s. w.; während die 
Zunahme der Nahrungsmittel unter ganz besonders gdnstigen Umständen, 
innerhalb desselben Zeitraumes, in arithmetischer Progression, daher 
wie die Zahlenreihe 1,2.3.4 erfolgt.*) Daraus folgt aber, dafs es 
dann sehr bald an der nötigen Nahrung fehlen wird, um alle Individuen, 
die geboren werden, zur vollen Entwickelung gelangen zu lassen. 
Ein Teil wird infolge von Not und Armut, resp. durch die daraus 
entspringenden Übel, als Hungersnot, Krankheit, und Laster zu Grunde 
gehen, ein anderer Teil bei ungenügender Nahrung ein elendes Leben 
fristen, und nur die wirtschaftlich kräftigen oder vom Zufalle 
begünstigten Individuen werden sich normal entwickeln können. Als 
einziges Mittel dagegen betrachtet Malthus die Beschränkung der 
Bevülkerungszunahmp , drnn eine noch so intensive Steigerung der 
Nahrungsproduktion würiie nicht imstande sein, auf die Länge der 
Zeit Wandel zu schallen, da dieselbe nur die Wirkung haben könnte, dafs 
eine der Xahruiigszuiiahrue proportionale Zahl von Individuen , die 
früher bei geringerer Produktion zu Grunde gegangen wären, erhalten 
bliebe, hierauf jedoch die schädliche Wirkung des MifsverhUtnisseB 
zwischen BevOlkemngs- und Nahrungsznnahme sich wiederum offenbaren 
rnüfste. Lediglich eine Steigerung der Produktion bei sich gleich 
bleibender Bevölkerungsmenge vermag nach seiner Meinung, das 
auf jedes einzebe Individuum entfallende Nahrungsquantum in günstiger 
Weise zu beeinflussen. 

Wer sich die Mfihe nehmen will, die Schriften Malthus,* John 
Stuart Mills und anderer Naüonalökonomen ihrer Schule zu studiren^ 
wird sich der Überzeugung nicht verschliefsen können, dafs alle übrigen 
Mittel, die gewöhnlich gegen die Übervölkerung angefahrt werden, 



*) Wenn dies nun auch nicht in so streng mathematischem Sinne, wie es 
llalthuB ausspricht, anfVi;*'assen ist, so ist damit doch auRgedriickt, dafs die He- 
TÖikerung die Tendenz iiat, rascher zuzunehmen, als sich die für dieselbe 
nötige Nahzunif dnrch Steigerung des Bodeiitttrages, vermehren IftCit. 
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das Übel auf die Länge der Zeit zu beseitigen nicht imstande sind, 
denn die Vermehrangsfähigkeit des Meiischeu ist unbegrenzt, die 
Produktioiisfähigkeit des Bodens hat aber ihre Grenze. Selbst unter 
der Annahme, dafs beide in demselben Verbältnisse wachsen würden 
— was aber nicht der Fall ist — müfste einmal ein Zeitpunkt 
kommen, wo ein Mifsvcrbältnis zu Ungunsten der Bevölkeruugszuijalmie 
eintreten würde , namlich dann , wenn die Grenze der Produktion 
erreicht und dieselbe stationär würde, während die Zunahme der 
BeTOlkeniog fortschritto. Sollte jemaocl dagegen einwenden, dafs die 
Prodnktionsgreaze so bald nicht erreicht werden wird, so hat dies nichts 
zur Sache, denn dieFra|;e ist nicht die, ob das MifsTerhaltnis bald 
oder nicht bald eintreten wird, sondern ob es flberhaopt einmal ein- 
treten rnnfs. Dnrch Steigerung der Produktion kann der Mensch 
demnach das Eintreten dieses Zeitpunktes zwar hinausschieben, aber 
nicht unter allen ümstiLnden verhindern. 

Die BeYolkerungszunahme soUte daher nur in Verhältnisse zur 
Zunahme der Produktion erfolgen, und mit ihr gleichen Schritt halten. 
Dies ist aber gegenwärtig in vielen civilisirten Lindern nicht der 
Fall. Die Güter dieser Welt sind daselbst nicht nur ungleichmäfsig 
verteilt, es sind deren auch nicht genügend vorhanden, um allen 
Menschen, die geboren werden, eine ausreichende Existenz zu gewähren. 
Unter Gütern dieser Welt verstehon wir in erster Reihe Nahrunc^, 
Kleidung und Woiinung, dann abur auch die zur Befriedigung der 
geistigen und gemütlichen Bedürfnisse des Menscben erforderlichen 
Dinge« Geld und Geldeswert, als wie Wertzeichen und AVertpapiere 
etc. an und für sich, können den Menschen weder nähren noch kleiden. 
Als (^'nlarlistes Mittel, diese Unzulänglichkeit zu beseitigen, erscheint 
auf Jeu ersten Blick die Steigerung der Produktion dieser menschlichen 
Bedürfnisse. Ohne Zweifel ist es eine der hauptsächlichsten Aufgaben 
des Menschen, die Summe der irdischen Gfiter, besonders aber das 
Quantum seiner Nahrungsmittel durch intensive EuitlTiruDg des 
Grand und Bodens zu yermehren, aber schon Malthus hat, wie gesagt, 
nachgewiesen, dafs die Steigerung der Produktion allein die socialen 
Obel, die Armut und das Elend nicht zu beseitigen vermag. Diese 
Ansicht wird, wie mich dfinkt, schon allein durch die uoleugbare 
Thatsache bekräftigt, dafs die Produktion menschlicher Bedürfnisse 
von den Urzeiten an stetig zugenommen hat, jedes Jahrhundert 
produzirt davon mehr als das vorangehende, und doch hat diese 
fortschreitende Zunahme das sociale Elend zu beseitigen nicht vermocht, 
im Gegenteil, es hat in dem letzten Jahrhunderte, wo diese Steigerung 
der Produktion am gröfsten war, am stärksten zugenommen. 

Als gegen Ende des vorigen Jahrhunderts Malthus seine Theorie 
veröffentlichte, und die Beschränkung der Bevölkerungszunahme als 



Digitized by Google 



IV. Die Bevölkerungsfrage. 



65 



Mittel gegen Armut und Elend emp&bl, da traten sablreiehe Gegner 
auf; Ton denen die einen die Ricbt^keit seiner Folgeningen überbanpt 
bestritten, die anderen aber das von ibm empfoblene Mittk Terwarfen, 
ja teilweise mit Entrüstung von sieb wiesen. Die ersteren bebaupteten, 
dafs es nicht ricbtig sein kOnne, dafs die Menscheu die Tendenz hätten, 
sich fiberniäfsig zu vermehren, da die Geschichte noch kein Beispiel 
geliefert hätte, dafs ein Staat infolge von Übervölkerung zu Grande 
gegangen ist, man dalier auch von Übervölkerung nicht reden könne. 
Dafs noch kein S t :\ a t als solcher an Übervölkerung zu Grunde ge- 
gangen ist, ist ja ricbtig; dafür sind aber schon Millionen von Indi- 
viduPTi, von Staatsbürgern daran zu Grunde gegangen. Die Über- 
v'ilketnnsf erzeugt eben aus pich selbst heraus Umstände, die als Be- 
schränkung ihrer selbst wirken. Infolgedessen macht sich die Über- 
völkerung selbst nicht so bemerkbar, um so mehr aber die Wirkung 
der dieselbe beschränkenden Umstände, in Form vou Armut, Not, 
Laster und der daraus resultirenden grofsen Sterblichkeit. Wenn inan 
das Verhältnis zwischen Übervölkerung und Staat bildlich veranschaulichen 
wollte, so konnte man den Staat mit einer Bampfinascbine, die Über- 
völkerung mit dem Überdampfe^ die grofse Sterblidikeit aber mit 
dem Sieberbeitsventile vergleicben. Wenn zn viel Dampf erzengt 
wird, bleibt desbalb die Maschine nicbt stoben, ja man merkt es ibr 
gar nicht an, denn der fiberscbfissige Dampf maobt sich eben dnrcb • 
das Sicherheitsventil Luft So wie man also aus dem Umstände, dafs 
die Dampfinascbine nicbt stehen bleibt, nicht scbliefsen darf, dafs 
kein Überdampf vorhanden sei, ebenso darf man daraus, dafs noch 
kein Staat an Übervölkerung zu Grunde gegangen ist, nicht schliefsen, 
dafs eine solche niemals bestanden habe. Im ersten Falle bewahrt 
eben das Sicherheitsventil die Dampfmaschine, im zweiten die grofse 
Sterblichkeit den Staat vor Schaden. Die Störung am Sicherheitsventil 
abor, durch Ausströmen des Dampfes, \md die Störung im socialen 
Korper durch Not und Klend der I^evölkerung, sind der Beweis 
Vorhandenseins vou Überdampf einer- und von Übervölkerung 
andererseits. 

Diejenigen Gegner von Malthus aber, die die Möglichkeit einer 
Übervölkerung zugaben, woliten das von ihm empfohlene Mittel nicht 
acceptieren. Sie glaubten sich gegen die Folgen einer Übervölkerung 
durch Vermehrung der heimischen Produktion, durch Auswanderung und 
durch Eultivirung noch unbebauter Ländereien, vornehmlich in Amerika, 
schfltsen zu kOnnen. Kaum jemals hat wohl die Produktion mensch- 
licher Bedürfnisse so kolossal zugenommen wie im Laufe des Jahr- 
hunderts, das seit dem ersten Auftreten Maltbus* verflossen ist, viele 
Ifillionen von Menschen sind seitdem ans Europa ausgewandort, die 
jungfrinliche Bodenkraft der Vereinigten Staaten Nordamerikas ist 
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bdnabe erschöpft worden — Not und Elend sind dadurch aber nicht 
aus der Welt geschafft, ja nicht einmal gemildert worden. In gleichem, 
ja noch in höherem Mafse als die Produktion, hat eben die Be- 
völkerung zugenommen, und wird, wenn keine Vorsorge dagegen ge- 
troffen wird, auch in Zukunft zunehmen, und zwar in um so rascherem 
Tempo, je grOXser die Zunahme an Befriedigungsmitteln sein wird; 
denn es ist eine durch die Statistik erwiesene Thatsacbe, dafs die 
Anzahl der Geburten um so gröfser wird, je rnscher die Menge der 
Nahrungsmittel oder dar Güter überhaupt zunimmt. 

Die Gegner der Malthusschen Theorie sind daher im fntiim, 
wenn sie behaupten, dafs von einer Übervölkerung nirgends die Rede 
sein könne, da auf der kulturf&higen Erdoberfläche noch viel mehr 
Nahrungsmittel produzirt werden könnten, als dies gegenwärtig der 
Fall ist. Mit dem Getreide aber, das eventuell produzirt werden 
könnte, kann sich die jetzt lebende Bevölkerung nicht sättigen, und 
demjenigen, der jetzt hungert, nützt die Nahrung nichts, die in Zu- 
kunft allenfalls produzirt werden wird. Brno Überrölkening findet 
daher ebensowohl dort statt, wo der Boden, selbst bei deokhar ioten- 
sivster Kultur, nicht so viel prodnziren kann, wie die Be- 
Tölkerung zur Fristnng ihres Lebens bedarf, als auch dort, wo diese 
Bevölkerung gemftfs ihrer üblichen Bewurtschaftungsweise, oder zufolge 
ihrer gewohnten Arbeitsenergie faktisch nicht so viel produ- 
zirt, als zu ihrer normalen^ ausreichenden Ernährung nötig ist, 
wobei der Umstand, ob auf der zu Gebote stehenden Bodenfläche mehr 
produzirt werden könnte oder nicht, an dem Faktum der Übervölke- 
rung nichtä ändert. Wenn z. B. eine Familie hundert Hektare des 
produktivsten Bodens besälhe, ihre Arbeitskraft oder ihre Arbeits- 
energie reichte aber nur aus, um zehn Hektare davon zu kultiviren, 
so würde angenommen, dafs diese zehn Hektare zur normalen Er- 
nährung der Eamilienglieder eben hinreichton - rhprvölkemng ein- 
treten, sobald die Familie durch die Geburt eines weiteren Kindes 
vermehrt würde, trotzdem noch neunzig Hektare des besten Landes 
zu Gebote stünden, denn diese neunzig Hektare könnten zwar Nabrung- 
mittel produziren, thun es aber unter den obwaltenden Umständen 
nicht. Man mufs eben zwischen Übervölkerung in Bezug auf mög- 
liche und Übervölkerung in Bezug aul lak tische Produktion unter- 
scheiden, jene beiist die absolut«, diese die relative Übervölkerung. 
Letztere ist aber thatsAchUch in manchen dvilisirten Lftndem bereits 
vorhanden. Die ahsolnte ÜbervOlkenug aber mufs sidi bei fort- 
schreitender Bevölkerungszunahme nach einer Zeit, die allerdings noch 
sehr fern liegen kann, in erster Reihe bei den dvilishrteu Völkern» 
sohliefslich aber auf der ganzen Erde einstellen. 

Man könnte hier vielleicht einwenden, dafs selbst von einer 
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relativen Übt rvrlkt l uiig jetzt noch nichts zu verspüren sei, da es doch 
sehr selten vorkomme, dafs ein- Mensch infolge von Not verhungert 
oder erfriert, und daher doch genug Nahrung, Wohnung und Kleidung 
vorhanden sei, um alle Menschen zu erhalten. Es kommt eben 
darauf an, was man uuter „erhalten" verstehen will. Wir verstehen 
darunter nicht, dafs auf einen Teil der Bevölkerung eben nur gerade 
80 viel von dioMa Qfiteni «ntfiUIt, da& er nicht verliiingerli oder er- 
Mert, sondern dafs ein jedes Individaum so viel davon erbftlt, dafs 
es sich dabei wohl befindet und ein menschenwflrdiges Dasein 
führt. Das ist aber gegenwärtig nicht der Fall. Was jedoch das 
Verhnngern nnd Erfrieren betrifft, so figorirt es allerdings sebr selten 
in den Sterbelisten als anmittelbare Todesursache, die Zahl dar tod- 
bringenden Krankheiten aber, die infolge ungenfigender Nahrung, 
Wohnung und Kleidung entstehen, ist Legion und daran gehen die 
Menschen zu Grunde. Erschreckend grofs ist die Sterblichkeit unter 
den Kindern der niederen Klassen, und zwar ist dieselbe am so gröfser, 
je dichter die Bevölkerung ist. Da aber die Individuen aus den niederen 
Ständen im allgemeinen abgehärteter und widerstandsfähiger sind 
als diejenigen aus den höheren Schichten der Bevölkerung, so kann 
die Ursache der gröfseren Kindersterblichkeit bei erstereu nur in der 
Armut, d. h. in der ungenügenden Nahrung, Wohnung und Kleidung, 
sowie in der Unmöglichkeit, den Kindern infolge der grolsen Not die 
erforderliche Pflege angedeihen zu lassen, liegen. 

Schon jetzt also, wo die Bevölkerungszunabrae durch Not und Elend, 
durch häufige Ehelosigkeit und durch die Prostitution eingeschränkt 
wird, leiden wir an einer im Verhältnis zur Produktion allzu grofaen 
Bevölkerungszahl, und infolge dessen an grofser Konkurrenz im Kampfe 
um die zum Lebensunterhalt nötigen, aber in ungenügender Menge 
rorhandene Sabsjstenanittel; noch schlimmer würden sich die Zust&nde 
in dieser BichtaDg gestalten, wenn infolge allgemeinen Wohlstandes 
and vermehrter Ebeschliefsung die Zabl der Geburten namhaft 
steigen wflrde. Was ist da zn tbon? Sollen wir desbalb anf unsere 
Torsdilige und die sich daraus filr die Gesellschaft ergebenden Vor- 
teile Tendehten, oder sollen wir nicht ?iehnehr nach Mitteln suchen, 
um die mit unseren Mafsnahmen verknüpften nachteiligen Folgen zu 
beseitigen, selbst wenn diese Mittel mit Schwierigkeiten und Opfern ver- 
bunden wären? Yersuchen wir das letztere. Nec aspera tcrrent! 

Malthus war einer der ersteren, der die Gesetze der Bevölkerungs- 
zunahme theoretisch erforscht, und das Mifsverhältnis der letzteren zur 
Produktion der Nahrungsmittel als Ursache der Armut erklärt hat, 
schon vor ihm waren aber die nachteiligen Folgen einer über- 
mäiöigen Bevölkerungszunahme in der Praxis erkannt worden. Bereits 
im Altertume hatten manche Staaten es für nötig erachtet, ihre Be^ 
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völkerung nicht über ein gewisses Mafs steigen zu las8en, wie z. B. 
das alte Sparta. Um dies zu erreichen, wurde daselbst durch direktes 
Eugreifen des Staates eine zwangsweise Beschränkung der 
Kaehkommenscbaft ausgefibi, indem die fiberzShlig geborenen Sinder 
dnreh Aussetzen beseitigt wurden. Eine foknltatiTO Beschrfinkong der 
BeTölkerangsznnahme aber findet seit langem in Gbina statt, wo das 
Töten der nengeborenen Kinder, znnfiebst der MSdcben, erlaubt ist. Maltbns 
und seine Kacbfolger empfahlen — der Civilisation Beclinniig tragend — 
zu diesem Zweeke eine Verminderang der Gebarten dnrcb Ansfibting 
der Keuscbhett, also eine freiwillige Beschränkung der 
Zengungskraft. Brateres, die zwangsweise Beschränkung durch 
den Staat, ist zwar praktisch aasfifarbar, wie wir dies ja Ijei den 
Spartanern sehen, widerstrebt aber so sehr unserem moralischen Ge* 
fühle und den modernen Anschauungen von der Freiheit der Person, 
dafs dessen Anwendung nur in dem änf-^orsten Falle, wenn gar kein 
anderes Mittel gefunden werden könnte, zu rechtfertigen w^äre; letzteres 
aber, die Ausübung der Kouscliheit in der Weise, wie Malthua sie 
verlangt, ist praktisch unausführbar, da sie der menschlichen Natur 
widerstrebt. Auch würde dieselbe, während sie ein Übel, die Armut, 
beseitigte, andere Übel in Form von Krankheiten, physischen s(»woUl 
als psycliischen, in Gefolge haben, denn die Natur läfst sich nicht 
ungestraft beleidigen. 

Sollte aber jemand dennoch die freiwillige Beschränkung der 
Zeugungt^kraft, in dem MaTse, wie Malthus sie zum Zwecke der 
Hintanbaltung einer flbermftfsigen Yolksvennehnrng verlangt, wenn 
auch nicht Ton der ganzen Bevölkerung, so doch wenigstens Ton einem 
Teile derselben, för ansffthrbar halten, so mochte ich ihm folgendes 
zu bedenken geben. Da es hiezu einer klaren Einsicht in die Gesetze 
der Bevölkerungszunahme, vor allem aber eines ganz bedeutenden 
Quantums an Gemeinsinn, Opferwüligkeit und moralischer Kraft be- 
dürfte^ 80 konnte man dieses Opfer zu Gunsten der allgemeinen Wohl- 
fahrt nur von den höheren, gebildeten Schichten der Bevölkerung er- 
warten, während man bei den niederen Schichten, den Arbeitern und 
dem Proletariate, weder die nötige Einsicht, noch die hierzu erforder- 
liche moralische Kraft voraussetzen kann. Die natürliche Folge hie- 
von wäre, dafs die Abnalime der Geburten gerade bei dem ge- 
bildeten Teile des Volkes stattfinde, während der Arbeiterstand und 
das Proletariat sich um so mehr vermehren würde, denn nach dem 
Gesetze der Bevölkerungszunahme würde die Nachkommenscliaft der 
beiden letzteren Yolksklassen, die durch den Ausfall an Geburten bei 
den hölieren Siäudcu frei gewordenen Plätze einnehmen. Der Arbeiter- 
stand und das Proletariat, also gerade derjenige Teil der Gesellschaft, 
an dem ohnedem schon jetzt eine Ubei-produktion stattfindet, würde 
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neh daher auf Kosten der gebfldeton StSnde noch stSrker vermelireii 

als jetzt, mid die beabsichtigte Abnahme des Bevölkerungssnwaehses 
wttrde nicht eintreten. Das grofse Opfer der liolieren Stände wäre 
nnnützerweise gebracht, sie selbst aber würden infolge der unnatürlichen 
geschlechtlichen Enthalteamkeit physisch und psychisch entarten. Statt 
eines günstigen £rfolges hätte also die freiwillige BeschränkuDg der 
Zeugungskraft von Seiten b I o f s eines T e i 1 e s der Bevölkerung, 
und zwar hier speziell des gebildetea, geradezu eine schädliche Wirkung. 

Wenn deumach einerseits eine allgemeine Zunahme des Wohl» 
Standes und der Eheschliefsungen aus socialen Gründen wünschenswert 
erscheint, dadurch jedoch die Zahl der Geburten namhaft gesteigert 
vsürue, andererseits aber gerade in der Beschränkung der Geburten 
eines der wirksamsten Mittel gegen die Armut und ihrer Folgen ge- 
geben ist, so mufs man trachten, diese Gegensätze auszugleichen, 
und Mittel und W ege ausfindig machen, um sich die wohlthätigen 
Wirkungen der vorgeschlagenen Reformen zu wahren, ohne deren 
nachteilige Folgen zn erdulden. Wir haben gesehen, dafs weder die 
zwangsweise Beschrftnkung der Nachkommenschaft, noch die freiwillige 
geschlechtliche Enthaltsamkeit dieses Mittel sein kann, da erstere 
eine dem Geiste der Zeit widerstrebende Anforderung an uns steUt, 
letztere aber den erwünschten Zweck nicht nur nicht erf&Ut, sondern 
geradezu nachteilig wirkt, wir müssen uns daher um ein anderes Mittel 
umsehen. 

Dieses Mittel kann unter den obwaltenden Umständen nur in 
einer freiwilligen, aber allgemeinen Beschränkung der 

Kachkommenschaft durch den preventiven geschlecht- 
lichen Verkehr bestehen, derart, dafs in jeder Ehe nur eine 
bestimmte Zahl von Kindern gezeugt wird, hierauf aber Prevcntivmittel 
in Anwendung kommen, die zwar eine Befriedigung des geschlecht- 
lichen Triebes zulassen, eine Konzeption aber ausschiielsen.* ) Dafs 
beim aufserehelichpu \ erkehre, der durch unsere Mal'sregeln zwar be- 
deutend eingeschiuDkü, aber leider niemals vollständig beseitigt werden 

*) Diese Preventivinittel sind nidit etwa erst zu erfindeo, sie stiid schon 

bekannt und vielfach im Gebrauch. Wer sich darüber informiren will, den 
verweise ich auf folgptide Broschüren: „Die Vorbeiigung der Empfängnis aus 
Ehenot" von Dr. H. Schröder. Max Spohr, Leipzig löbii. „Die künstliche Be- 
schr&nlnmg der Kindensahl" von Dr. M. Baum. SchmidtBcdier Verlajs^, Berlin. 
„Die Lösung der socialen Frage doreb die Fraa" von Dr. L. Volkmaun. 
L. Häu^rr, Kerlin 1889. Von den GegTi»'rn fl'-r in 'IfMi vnigpnanntpn Schriften 
anempfohlenen Preventivmitteln wird deren Anweaduug bisweilen als deu mensch- 
liidien Organismas schädigend erklärt, was jedoch von den meisten Ärzten 
entsebieden in Abrede gestellt wird. Die Unschädlichkeit dieser Mittel kann 
wohl nicht klarer bewiesen werJen als durch den Umstand, dafa in einem 
grofsen Teile Frankreichs der Bauernstand sieb derselben bereite seit mehr 
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könnte, diese Präventivmittel von vornherein anzuwenden wären, ver- 
steht sich von selbst. Von ganz besonderer Wichtigkeit wäre es 
aber hierbei, dafs der präventive geschlechtliche Verkehr (kurz 
„PrävfcutiTverkehr'* genaontj nicht nur von einem Teile der lievölke- 
rung, etwa blofs von den höheren Ständen, sondern allgemein, ja 
ganz besonders von der Arbeiterbevölkerung und dem Proletariate ge- 
pflogen würde ; denn ein sich lediglich auf einen Teil der Bevölkerung 
erstreckender Präventivverkehr würde eine Übervölkerung aus den- 
selben Gründen nicht Teibindom kennen, die wir boraits bei Be- 
gprecbuDg der teilweiaen Beflebr&Dktiog der Zeugungskrafb durch frei- 
willige Entbaltsamkeit angeführt haben. 

üm diesen allgemeinen PräventiTTerkehr zu erreichen, würde 
es aber nicht genügen, denselb^oi blola in Broschüren, Jonmalen und 
Fachschriften za bespredien und anzuempfehlen; denn wenn auch 
vieUdeht auf diese Weise der einsichtsTollere Teil der Berülkerung 
überzeugt und für die Sache gewonnen werden könnte, so würde 
die Beteiligung von selten der niederen Stände auf rein theoretischem 
Wege kaum zu erreichen sein. Beim Volke würde das geringe Ver- 
ständnis für nationalökonomische Fragen, insbesondere für das Gesetz 
der Bevölkerungszunahme, ferner Indolenz, Vorurteil und Sorglosigkeit 
hindernd einwirken. Der Staat müfste hier direkt eingreifen, nicht 
etwa mit Zwangsmitteln, sondern nur fördernd und ermunternd. 
Allerdings müfate dann aber der Stant, selbst erst von seiner jetzigen 
Ansicht abkommen, dafs es ein Vorteil für ihn sei, wenn die Be- 
völkerung, selbst auf Kosten des allgemeinen Wohlstandes, rasch zu- 
nimmt, weil ilim dadurch eine möglichst grofse Zahl von Soldaten 
und Arbeitern geboren wird, und er dürfte sich nicht gleich in seiner 
Wehrkraft für bedroht halten, wenn er in einem Jahre um tausend 
Militärpflichtige weniger vorßinde als sonsi 

Für die Wohlfahrt eines Staates ist nicht die Quantität seiner 
Bürger allein mafsgebend, es kommt anch ihre Qualität und ihr 
Wohlstand in Betracht Was nützt dem Staate eine grofse Zahl von 
Bekruten, wenn dieselben infolge ?on Not und Elend kürperlich ver- 
kümmert sind, und eine grofse Zahl von Arbeitern, wenn sie k«ne 
Arbeit ünden und darben? 

Die Zahl der bei der Heeresaushebung als untanglich Zurüdc- 
gestellten wftcbst ?on Jahr zu Jahr. In Österreich war man genötigt, 

als hundert Jahren bedient, um seine Nachkommeoschaft m beschränken, d&Ts 
aber ein« nachteilige Wirkuiig, trote det langen Zeitraumes, durch den diese 
Oepfiogenheit bereits besteht, bei dem Bauernstände der betreffenden De- 
partements nicht k n- tatirt werden konnte, ja im Gcp^enteile die Bauern da- 
selbst infolge des grofseren materiellen Wohlstandes, der aus der geringen 
Kinderzahl resultirt, kräftiger sind als gewöhnlich. 
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das militärpflichtige Alter von 20 Jahren auf 2 1 zu erböheu, weil die 
meisten jungen Leute mit 20 Jahren noch nicht genügend körperlich 
entwickelt waren. Das zulässige Minimalkörperniars zum Militärdienste 
Ist in vielen Staaten in den letzten Jaliren li^rabgesetzt worden. 

In Frankreich, wo die Bevölkerungszunahme eine geringe ist, 
sehen wir den Wohlstand der niederen Volksschichten wachsen, für 
Deutschland, dessen Bevölkerung in raschem Zunehmen begriHen 
ist, kann man das Gleiche leider nicht behaupten. Zacharias sagt in 
seiner Broschüre „Die Bevölkerungsfrage in ihrer Beziehung zu den 
socialen Notständen der Gegenwart": „Das reiche Frankreich vermehrt 
sich weit langsamer (als Deutschland) und befiudet sich wii'tschaftlich 
wohl dabei, während bei uns und jeuaeits des Kanales der schreck- 
lichste Pauperismus in den niederen Klassen herrsebt^, und Professor 
Bfimlin, der in dieser Hinsielit einen Vergleich zvischen Frankreicli 
nnd Dentseblaud zieht, schreibt: »Die beiden Volker TCrbalten sich 
zn einander wie eine bemittelte Familie mit wenig Kindern, die jedes 
Jahr ihr Vermögen und Einkommen vermebren kann, und eine wenig 
bemittelte Familie mit vielen Kindern, die anftngt sich einschränken 
zu mfissen, weil das Einkommen hinter der wachsenden Einder- 
zahl zurückgeblieben ist''. Er nennt Deutschland „ä^ie Kinderstube 
für Amerika". Wir ziehen in Deutschland unsere Kinder mit be- 
deutenden Kosten auf, und wenn sie so weit sind, dafs sie sich selbst 
erhalten können, wandert ein grofser Teil derselben nach Amerika aus, 
und verwertet dort ihr in Deutschland gesammeltes intellektuf^lleg 
Kapital im Konkurrpn'/kampfe gegen ihr eigenes Vaterland. Trotz 
bedeutender Auswanderung hat sich die Seelenzahl des Deutschen Rcn hes 
innerhalb der letzten zehn Jahre um viereinhalb Millionen vermehrt. 
Wie lange wird Deutschland eine so ungeheuere Ver- 
mehrung seiner Bevölkerung noch ertragen können?*) 

Wie manches andere, so ist auch die Ansuhauung, dafs eine 
grofse Kinder/ahl ein „Segen" und für den Erzeuger etwas „Verdienst- 

*) Es ist garnicht lange her, dafs Deutschlaad ein (ietreide exportireiides 
Land war, heute muXs es bereits '/lo seines Qetreidebedarfes durch Import 
decken. Dr. Behring, der Bntdeclror des Heilserums gegen die Diphtherie, 
hat am letzten NaturforHch(>rtage in Wien berechnet^ dafs infolge Anwendung 
seines Mittels im Verlaufe der nächtseii 10 Jahre in Deutschland und Österreich 
1'/« Millionen Menschen, die unter den jetzigen Verhältnissen der Diphtherie 
erliegen müfsten, erhalten werden könnten. Wenn es nun einerseits Pflicht 
ist, 17« Hillionen vorhandene Mensohenleb«! mit allen verfügbaren Mitteln 
tu erhalten, so wäre es andererseits auch Pflicht, während derselben nächten 
10 Jahre die Entstehung einer gleichen Zahl noch nicht vorhandener 
lienschenleben zu verhindern; denn geschieht dies nicht, so ist zu befürchten, 
dafs innerhalb desselben ZeitraniDes IVs lEillionen Henaohen mehr als ge- 
<w5hnlich an den Folgen der ÜbervSlkenmg, an Not» Blend» finng^r und 
SMideren Krankheiten au Qronde gehen werden. 
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TOlleB** sei, aus dem Mosaischen Gesetze auf oub überkommen. Was 

aber zur Zeit der Patriarchen wünschenswert erschien, mufs es darum 
nicht auch heute noch sein. Damals war bei Überflufs an produktivem 
Grund und BoJen und bei reichlicher Nahrung eine geringe Be- 
völkerung vorbanden, es kam dalier darauf au, dieselben möglichst 
rasch zu vermehren, heute ist gerade das Gegenteil der Fall, Moses 
war ein praktischer Mann, der die Bedürfnisse seines Volkes kannte. 
Würde er heute seine Verordnungen geben, so würde er, anstatt die 
möglichst grofse Vermehrung der Bevölkerung zu verlangen, gerade 
das Gegenteil anordnen. Trotzdem bält man aber beute noch an 
diesen veralteten Traditionen fest, und es ist kein Zweifel, dafs bei 
Einführung eines Präventivverkehres gerade die Überwindung dieser 
testamentarischen Traditionen mehr Schwierigkeiten bereiten wflrde, 
als die Beseitigung aller anderen dagegen erhobenen Bedenken, be- 
Bonders bei dem noch in religiösen Vorurteilen befangenen niederen 
Volke. Wir alle haben eben eine Summe fUscher, konventionell aber 
als richtig geltender Anschauungen, sozusagen mit der Muttermildi 
eingesogen, und es bedarf, selbst bei dem Torarteilfireiesten Menschen, 
einer gewissen Energie, um dieselben los m werden. 

„Es erben sich Gesetz und Rechte 

Wie eine ew'ge Krankheit fort; 

Sie schleppen von Gesclileclit sich zu Qeschlechte, 

Und rücken sacht von Ort zu Ort. 

Vernunft wird Unsinn. Wohlthat Plage 

Weh dir, dafs du ein Enkel bist!" 
Es kann nicbt unsere Aufgabe sein, die zum Zwecke der Förde- 
rung einer freiwilligen Beschränkung der Nachkommenschaft durch den 
Präventivverkehr vom Staate zu ergreifenden Maisregeln hier aus- 
führlich zu besprechen, ich möchte mir nur einige Andeutungen in 
dieser Richtung erlauben. Nebst Belehrung durch populäre Schriften 
und Vorträge hätte der Staat auf praktischem Wege einzugreifen, 
wie z. B. durch Bevorzugung solcher Arbeiter in den Staatsanstalten 
und solcher Beamten im Staatsdienste, deren Nachkommenschaft eine 
bestimmte Anzahl nicht übersteigt. Welche Zahl Ton Kindern als 
die normale anzunehmen wftre, würde sich in den Terschiedenen Staaten 
nach dem Verhfiltnisse der daselbst vorhandenen Bev&lkerung zu ihrer 
wirtschaftlichen Produktionskraft richten. Für die meisten Staaten 
Europas wflrde diese Zahl unter den jetzigen Verhältnissen etwa 2—3 be- 
tragen, könnte aber später, wenn der Wohlstand der Bevölkeining 
einen gewissen Grad erreicht hat, erhöht werden, so dafs auf diese 
Weise stets eine der ProduktionsTermehrnng proportionale Bevölkerungs- 
zunahme erzielt werden könnte. 

Femer könnte der Staat auch auf direktem Wege eine Be- 
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Bchränkuog der NacbkommeDschaft dadurch begflofltigen, dafs er för 
jedes Kind, das über die normale Zahl gezeugt wird, eine Art TOn 
Luxussteuer erhübe. Heutzutage findet allerdings gerade das Gegen- 
teil statt, indem in manchen Staaten sogar eine Art von Prämie auf 
eine besonders zahlreiche Naclikommenschaft besteht. Es ist nämlich 
in manchen Ländern »Sitte, dafs der Regent bei der Taufe des siebenten 
Kindes, wenn es lauter Knaben sind, Tatenstelle übernimmt, gleich- 
sam als Belohnung für den Vater, dafs er dem Staate so viele ..Seelen", 
oder vicdmehr — da nur Knaben berücksichtigt werden - soviele zu- 
künftige „Rekruten"' geschenkt hat. Diese Sitte scheint aus der Zeit 
nach dem di^eifsigjährigen Kriege zu stammen, wo die Bevölkerung 
Hiitelfiaropas decimirt war, oder vielleicht gar aus jener späteren 
Zeit, wo es Forsten gab, die ihre ünterthanen als Ware betrachteten, 
und an fremde Regierungen als SOldner verlraaflien! 

Gans besonders konnte aber eine freiwillige Beschränkung der 
Nachkommenschaft dadurch gefördert werden, wenn das Erbgesetz 
dahin abgefndert Wörde, dafs nur die normalmäfsige Anzahl von 
Kindern eines jeden Erblassers bei der Verteilung seiner Hinterlassen- 
schaft Berücksichtigung findet — die SOhne durch Zuweisung des 
percentualen Erbteiles, die Tochter durch Bezug der Lebensrente — 
die Ober diese Zahl gezeugten Kinder aber leer ausgehen.'*') Es ist 
zu erwarten, dafs es dann jedermann als eine Gewissenssache ansehen 
wurde, mehr Kinder als die Normalzahl zu zeugen. Diese Änderung 
des Erbgesetzes wiiro sogar bis zu einom gewissen Orade eine Be- 
dingung für die erspriefsliche Wirksamkeit der in den beiden voran- 
gehenden Abschnitten vorgeschlagenen Mafsregeln. Denn wenn die 
Anzahl erbberechtigter Kinder innerhalb einer Gemeinschaft zu grofs 
würde, so wäre zu i)efürchten, dafs die dem Volksvermögensfonde aus 
der Beschränkung des Erbrechtes zuflicfseuden Beträge niclit aus- 
reichen würden, um alle mit einem genügenden percentualen Erb- 
teile oder einer genügenden Lebensreute zu beteilen; die be- 
sitzlosen Yolkäklassen aber würden, bei der Aussicht alle ihre Kinder, 
soviele ihrer auch gezeugt werden, mit dem Erbteil oder der Rente 
bedacht zu sehen, mehr Interesse daran haben, ihre Nachkommen- 
schaft zu vermehren, als dieselbe einzuschrftnken. Bei den heutigen 
Anschauungen, wo eine Beschränkung der Kachkommenscbaft und die 
Anwendung der biezu dienenden PrftyentiTmittel im allgemeinen noch 
als unmoralisch, ja selbst als sfindhaft angesehen werden, erscheint 
die hier vorgeschlagene Änderung des Erbrechtes allerdings als un- 
gerecht und grausam ; wenn aber diese Beschrftnkong der Kinderzahl 



*) Mit Ausnahme des Falles, dafs die Übenohrettang der Konualkiiidenahl 
infolge einer ZwiUingagebart erfolgt iat. 
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nicht nur erlaubt erlaubt wäre, sondern sogar als moralisch, weil für das 
Wohl der Gesellschaft notwendig, gelten würde, so crscbiene nicht das 
Gesetz, das ihre Ausübung begünstigt grausam, sondern derjenige, der es 
nicht beachtet. Wenn eine Mafsregel als notwendig erkannt wird, so 
mufs es der Gesellschaft auch erlaubt sein, die zweckentsprechenden 
Mittel anzuwenden, um deren Durchführung, wenn auch nicht zu er- 
zwingen, 80 doch wenigstens zu begünstigen. 

Wenn dann auch noch Privatleute, besonders Besitzer von Fabriken 
und industriellen Unternehmungen, sowie die Aktiengesellschaften, Be- 
stimmungen trefleu würden, die den Zweck Iiütten, ihre Beamten 
und Arbeiter zu einer Beschränkung ihrer Nachkommenschaft zu ver- 
anlassen, so wftrde ohoe Zweifel beld ein Erfolg in dieser Riclitiiiig 
erzielt werden kOnnea. Bis zo einem gewiseem Grade geaebiebt dies 
bereits jetzt, indem z. B. Private ntcbt gerne Uänner mit zaUreiclier 
Familie in ihre Dienste — als Verwalter, Gärtner, Kntaeher etc. — 
anibebmen, und in gewissen Industriezweigen, wegen der damit ver- 
bundenen Gefahren nnd der geiingwoi Verantwortlichkeit von selten 
der Arbeitgeber, ledige Männer, otler solche mit geringer Kinderzabi, 
bevorzugt werden. Auch giebt es Hausbesitzer, die ihre Wohnungen 
gar nicht oder nur ungern an Familien mit reichem Kindersegen ver- 
mieten, so dafs letztere manchmal schwer ein Unterkommen finden. 
Täglich liest man in den Blättern Annoncen, wo Stellen nur für 
kinderlose Männer ausgeschrieben werden, oder wo ein Mann, der eine 
Stelle sucht, als einen V orzug seinerseits anpreist, dafs er keine, 
oder nur wenige Kinder hat. Von solchen Männern wird eben an- 
genommen, dafs sie sich in wirtschaftlich günstigerer Lage befinden, 
und infolgedessen weniger Sorgen liaben als solche mit groiser Familie, 
und daher im allgemeinen zuverlässiger und ehrlicher sind als diese. 
Es scbeiut also, dafs auch schon jetzt das Publikum — Arbeit- 
geber als Arbeitnehmer — eine grofse Nachkommenschaft in praxi 
denn doch nicht für einen so grofsen „Segen" hält, als es in theoria, 
zufolge der landläufigen Ansiebt und der biblischen TradiMonen, eigent^ 
lieh der PaB sein sollte. 

Nach Einffihrung des Prfiventiwerkehres würden die Arbeiter 
sehr bald den wohltbätigen Einflufs merken, den eine allgemeine Be- 
schränkung der Nachkommenschaft auf ihre wirtschaftlichen Verhält- 
nisse flben würde; denn während bei Ueinerer Slnderzabl sich die 
Auslagen für ihren Haushalt niedriger stellten, würde der Arbeitslohn 
infolge der geringeren Konkurrenz an Arbeitskräften steigen. In der 
bereits angeführten Schrift von Zacharias „Die Bevdlkerungsfrage etc.** 
sagt er bei Besprechung des ehernen Lohngesetzes, „dafs wenn die 
schnelle Vermehrung der Arbeiterbevölkerung wirklich die Ursache 
davon ist, dals die Löhne sich nicht dauernd über das Existenzminimum 
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heben, die T.aiX'^ »les Arbeiters dann am ehesten gebessert werden 
kaun, wenn eben dieser Vermehrimg Einhalt getban wird." Die 
Sociale] ein okraten predigen ja immer den Arbeitern, dals sie vom heu- 
tigen Staate keine Hilfe zu erwarten haben, und raten ihnen daher, 
sich selbst zu helfen. Hier bietet sich ihnen eine Gelegenheit, sich 
seihst zu helfen, durch liescliränkung ihrer Kinderzahl und die sich 
daraus ergebende Verminderung des Arbeitaugebotes. in der un- 
beschränkten Kindererzeugung schafft sjch der Arbeiter selbst eine 
imbescbränkte Konkurrenz, und die Venniiidening der Nachkommen- 
scbaft wfttde zur Steigerung des Arbeitslohnes mebr beitragen und von 
nacbbaltigerer Wirkung sein, als alle Streike und vfirde obendrein 
weniger Opfer erbeischen als diese. Diejenigen, die eine Beschränkung 
der Einderzähl als ein Unrecht erkUren, thnen dies nicht immer aus 
innerer Überzeugung, die man achten mfifste, selbst wenn sie falsch 
wftre, sondern sehr oft aus egoistischen Grfinden. Einesteils ist ihnen 
die Sache persönlich unbequem, anderenteils liegt es in ihrem Vorteil, 
dafs eine recht grofse Zahl von Arbeitskräften vorhanden sei, und die 
Löhne nicht steigen. Auch fürchten sie vielleicht, dafs die Arbeiter- 
bevölkerung infolge des zunehmenden Wohlstandes, der sich bei ihr 
nach allgemeiner Beschränkung der Nachkommenschaft einstellen 
müfste, gebildeter und selbständiger werden, und sich nicht mehr als 
so lenksam und ausbeutungsfähitr erweisen würde, wie jetzt. Die 
Verdummung des Volkes ist eben manchen Leuten ganz recht, sie 
profitiren dabei, sie nennen dieselbe euphemistisch „Bewahrung eines 
einfaltigen Gemütes". Natürlich soll nur das „Volk" das eiuf^tige 
Gemüt bewahren, sie selbst sind darüber erhaben. 

Was aber die gebildeten Stäüvie betrifft, so ist zu erwarten, dafs 
dieselben, wenn einmal die Überzeugung von der nachteiligen Wirkung 
einer übermäTsigen Bevölkerungszunahme zum Durchbruch gekommen 
wftre, den PrftTentimrkehr aus Yemunflsgranden und aus Qemeinsinn 
annehmen würden. Die Schwierigkeit wftre hier überhaupt nicht so 
giofs als bei den Arbeitern und dem Froletariate, da der gebildete 
Teil der Bevölkerung nicht so sehr unter der Herrschaft der Vor- 
urteile steht als jene* Auch ist bei ihnen die Fnudittnurkeit meist 
eine geringere, als bei den niederen Stfinden, und findet schon jetst 
der Präventivverkehr bei ihnen in höherem Mafse Anwendung als man 
gemeiniglich glaubt. Es mäfste eben mit der Zeit dahin kommen, 
daÜB im Gegensätze zu der jetzt herrschenden Anschauung, wonach 
eine grofse Kinderzahl als etwas Verdienstvolles gilt, dieselbe geradezu 
als Etwas die allgemeine Wohlfahrt schädigendes, als ein Unrecht 
gegen seine Nebenmenschen, daher aln unmoralisch gr-lton würde- 
Denn dasjenige Mitglied einer Gemeinschaft, das mehr Jünder zeugt 
und aufzieht als die der Produktionskraft dieser Gemeinschaft ent- 
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sprechende Normalkiuderzahl beträgt, benimmt damit seinem wirtschaft- 
lich weniger günstig geBtellten Mitbürger die Möglichkeit, zwar nicht 
Kiüder zu zeugen, wohl ab^r dieselben zu ernähren und aufzuziehen. 
Im Einzelfalle tritt diese Wirkung allerdings nicht klar in Erscheinung, 
im grofsen ganzen aber mui'ö sie doch zur Geltung kommen, und 
sich in einer gesteigerten Kindersterblichkeit in den niederen Stenden 
äui'sern. Anstatt also gemäfö der traditionellen Anschauuüg, sich durch 
eine grofae Nacbkommenschaft ein Verdienst um die Gemeinschaft zu 
erwerben, macht uch derjenige, der eine grofae Zahl Kinder zeugt, 
vielmehr einer Bfickaiehtaloeigkeit gegen dieselbe Bchnldij;. 

Beinahe tftgllch liest man in den Blättern Berichte über die grofse 
Zahl besebflftigungsloser Arbeiter in diesem oder jenem Gewerbe. 
Aber nicht nur Tagelöhner, Handwerker und Industriearbeiter sind in 
Masse beseh&ftigungaloB, auch eine grofse Zahl von Arbeitern auf 
geistigem Gebiete, namentlich diejenigen aus den sog. gelehrten und 
technischen Berufsfachern vermögen fär ihr Können und Wissen kein 
Thätigkeitsfeld zu finden, und vermehren fort und fort das Geistes- 
proletariat. Mediziner, Juristen, Chemiker, Ingenieure u. s. w. können 
schwer, ja oft gar nicht dazu kommen, eine Anstellung zu erhalten, oder 
sich eine eigene Existenz zu gründen, und wird irgend wo eine Stelle 
frei, so siebt man Zehn sich dahin drängen, wo nur für Einen Platz 
ist. Die Auswanderung, die übrigens in der letzten Zeit fib'^'-enommen 
hat, da besonders Nordamerika infolge seiner zunehmenden Bevölke- 
rungsdichte nicht mehr so aufnahmsfäliig ist, hat insbesondere in 
Deutschland keine Besserung der Arbeitsverhältnisse herbeizuführen 
vermocht, da sie im Verhältnisse y.um jährlichen Bevölkerungszuwachse 
zu gering ist.*) Dafs hier eine Übervölkerung, also eine Überproduk- 
tion an Menschen besteht, kann daher wohl nicht geleugnet werden. 
Bei jeder Oberproduktion aber, sei es auf welchem €tobiete immer, 
wenn sie von Nachteil ist, und behoben werden soll, gilt es als das ein- 
fachste und natQrlichste Mittel, die bisherige Produktion einzuschrSnken, 
nur bei der Überproduktion an Mensehen will man diese einfache 
Folgerung des gesunden Menschenverstandes nicht gelten lassen, und 
strftubt sich gegen deren Anwendung bei Hintanhaltnng der Über- 
völkerung, selbst dann, wenn man kein besseres Mittel dagegen an- 
zugeben weifs. 

Der Einwand, der gewöhnliche gegen die Beschränkung der 
Nachkommenschaft, ganz besonders aber gegen das zu diesem 

*} In den letzten 1<> Jahren betrug der Uberschufs der (ieburteu über 
die Sterbefille in Deutaebland pro Jahr im Darchoehnitte 550000, die Atn- 
waaderuDg betrug 100000, so dafs die Bevölkerung j&hrlicb am 450000 zu- 
genommen hat, für das nächste Decemuitm nimmt man eine wahreoheiniicbe 
Zunahme von dOOOQiJ pro Jahr an. 
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Zwecke vorgoscblagene Mittel, den präveutiveu Geschlechtsverkehr, er- 
hoben wild, ist der, dafa diese Mafbiialimcn den Anforderungen der 
Moral nicht entsprechen, daher unmoralisch seien. Es ist dies, wie 
bereits erwähnt, einesteils in dem Festhalten an den biblischen Tradi- 
tionen, andernteils in der jetzt noch bemdienden Ansieht begrSndet, 
dafs eine rasche Vermehrung der Bevdlkenmg dem Wohle des Staates 
förderlich seL Wir kGnnen uns, nach dem von ans Gesagten, mit 
dieser Anschauung nich einTorstanden erklären, und wollen jetzt, zur 
Begründung unserer Ansicht, die Beschränkung der Nachkommenschaft 
und den PrftTenti?v6rkehr mit Bücksiclit auf deren angehliche Un- 
moralitat unserer Betrachtung unterziehen. 

Tch gebe gerne zu, dafs es besser wäre, wenn eine Beschränkung 
der Be?OlkeniDgszunahme gar nicht notwendig, oder wenn sie mit 
anderen, den Moralisten mehr zusagenden Mitteln erreicht werden 
könnte; solange aber solche Mittel nielit ausfindig gemacht sind, bleibt 
nichts anderes übrig, als dasjenige anzuwenden, das einen Erfolg ver- 
spricht, ohne allzugrofse Nachteile im Gefolge zu haben, und dieses 
Mittel ist eben der präventive geschlechtliche Verkehr. Der Mensch 
ist nun einmal an die Naturgesetze gebunden, die Natur kümmert 
sich aber nicht um die menschliclie Moral, und da die Natur die 
stärkereist, so mufs die menschliche Moral trachten sich ilir anzupassen. Das 
Naturgesetz, zufolge dessen der Meuscb dem Geschleclitstriebe unter- 
worfen ist, kann er nicht aus der Welt schafleu, das Einzige, was er 
thun kann, ist, sich ihm anzubequemen und seine nachteilige Wirkung 
abzuschwächen. Darin, dafs er dies vermag, unterscheidet er sich eben 
von dem Tiere, dem die Überlegung fehlt, und das daher die Natur- 
kräfte YoU und uneingeschränkt auf sich einwirken lassen mufs. Der 
Mensch hat aber nicht nur die Befähigung, sich gegen die ihm schäd- 
lichen Naturkräfte zu schützen, er hat auch das volle Becbt daxu. 

Von Natur aus wird der Mensch nackt, ohne allen Schutz gegen 
klimatische Einflflsse geboren, mittels der Kleidung schützt er sich 
gegen die Nachteile der feindlichen Naturgewalten. Wenn er sich mittels 
des Präventivverkehres gegen die Naturgewalt wehrt, die ihn zu einer 
fibermäfsigen Vermehrung drängt, so thut er im Grunde genommen 
ganz dasselbe, als wenn er sich mittels der Kleidung gegen die Un- 
bilden der Witterung wehrt. Niemand wird aber den Kampf des 
Menschen gegen die ihm schädlichen Natureinflüsse unmoralisch nennen 
wollen, es sei denn, er huldige der teleologischen Weltanschauung bis 
in ihre äufsersten KonsieqiK'nzcn, und Tiälnne die absolute Zweckmäfsig- 
keit aller von einer (iottlieit getiollenen Einrichtungen in jedem ein- 
zelnen Falle an, selbst dann, wenn dieselben dem Menschen noch so 
verderblich wären. Unter diesem Gesichtspunkte niüfste inun aller- 
dings den Kampf des Menschen gegen die Kulurkruite und Natur- 
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triebe als einen frevelhaften Eingriff in das Walten dieser Gottheit 
ansehen, wodurch die luttütionen derselben vereitelt würden. Abge- 
sehen davon aber, dafs es mit dem Begriffe einer Gottheit schwer 
yereinbar ist, dafe sie Mi ftte Intenttonen lon diMm ihrer Geschöpfe 
rereiteln liefse, konnte man nach die Frage aufir<Hrfen, wozu die 
Gottheit dann dem Menschen den Verstand gegeben hätte, wenn er 
ihn nicht gebrauchen dürfte, tun sich gegen die ihm schädlichen 
Naturgewalten za wehren? Er mflCste dann fdgeriditig nackend nm- 
hergehen, weil ihn die Gottheit so geschaffen, er dflrfte keine Krank- 
heit heilen, weil die Gottheit mit derselben gewisse Zwecke erreichen 
wollte, er dürfte keinen Blitzableiter an seinem Hause anbringen, 
denn er würde damit die Intentionen der Gottheit vereiteln, die dieser 
Natarkraft mit Absicht die unheiiTolle Wirkung gab, damit sie das 
Haus in Brand setze. Mit ebensowenig Recht also, als man den 
Kampf des Menschen mit anderen schädlichen Einflüssen, die ihm von 
Seiten der Natur drohen, unmoralisch nennen kann, ebensowenig ist 
mau berechtigt, es für unmoralisch zu erklären, wenn er sich mit 
den geeigneten Mitteln gegen die schädlichen Wirkungen des Natur- 
triebes wphrt, der ihn zu einer übermäTsigen, und daher schädlichen 
Vermehrung seiner Gattung drängt. 

Betrachtet es doch der Mensch als eine der gröfsten Errungen- 
schaften der Civilisation, dafs er sich von den ihm schädlichen Natur- 
kräften und Naturgewalten so viel als möglich unabJiäugig machen 
kann. Warum sträubt er sich dann aber dagegen, sich aucli von der 
Naturgewalt, die ihn zu einer schädlichen und oft auch ihm selbst 
nnerwQnscbten Vermehrung veranlafst, uuabhängig zu machen? Der 
Geschlechtstrieb ist eine Naturgewalt wie jede andere, er ist aber 
heute noch mit einem Gewebe von Vorurteilen nnd Traditionen nm- 
geben, die den Blick des Menseben verschMem, und ihn an einer 
vomrteilsfireien Beurteilung hindern. 

Um die Sache aber noch klarer zu stellen, wollen wir aach noch 
untersuchen, ob denn der geschlechtiiche Verkehr, wie er gegenwärtig 
gepflogen wird, wirklich um so vieles moralischer ist, als er es nach 
EinfQhrung des Präventiv Verkehres wäre? Vor allem müssen wir da 
feststellen, dafe auch jetzt, selbst in der Ehe, der geschlechtliche Ver- 
kehr in den weitaus meisten Fällen nicht ausgeübt wird mit 
der bpwufsten Absicht, Nachkommenschaft zu zeugen, sondern lediglich 
zum Zwecke der Befriedigung des natürlichen Triebes. Sollte dies 
überhaupt noch eines Beweises bedürfen, so wäre er schon allein da- 
durch erbracht, dafs dieser Verkehr, selbst in der Ehe, auch nach er- 
folgter Empfängnis keineswegs pingestcllt wird. Wenn aber einer Ehe 
bereits eine gröfsere Zahl Kinder entsprossen ist, so wird meistens 
eine weitere Vermehrung der Nachkommeuschatt höchst unerwünscht 
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sein, und findet dieselbe dennoch statt, so geäcluelil es geradezu gegen 
Wunsch und WiUen der Eltern. Die Gebart des so and so vielten 
Kindes wird dann als „notwendiges Übel** mit, oder auch ohne 
Besignation hingenommen. Beim pr&ventiTen gesehlecbüichen Ver- 
kehre, wie wir ihn hier voigescblagen haben, würden, nachdem die 
gewMBchte Zahl Kinder gezeugt wnrde, PrftTentiymittel in Anwendung 
kommen, die eine weitere Vemehrnng der Nachkommenaohalt rer- 
hinderten. In beiden Fftllen besteht also die aus- 
gesprochene Absicht und der Wunsch der Eltern, 
über eine gewisse Zahl hinaus keine Nachkommen- 
schaft zu zeugen, der Unterschied liegt eben nur darin, dals beim 
gegenwärtigen geschlechtlichen Verkehre die Sache dem Zufalle über- 
lassen wird, — wobei man es jedoch als günstigen Umstand betrachtet, 
wenn keine Empfängnis erfolgt — beim Präventiverkehre aber geeignete 
Mittel angovrendet würden, die das „notwendige Übel" verhindern, 
und dadurch nicht wenig zur Beruhigung der Eltern beitragen würden. 
Weshalb aber dann der gegenwärtige geschlechtliche Verkehr moralischer 
sein sollte, als er es nach Einführung des Präventivverkehres wäre, 
ist nicht vvubl einzusehen, da ja das moralische Moment, 
d. h. die Absicht bei der Handlung, nämlich keine Nachkommenschaft 
zu zeugen, in beiden Fällen das Gleiche ist. Oder mit 
anderen Worten: Wenn bei der jetzigen Gepflogenheit jemand den 
geschlechtlichen Umgang ausübt, ohne die Absiebt Nachkommen- 
schaft zu zeugen, ja geradezu mit dem Wunsche, dafs keine Empfängnis 
erfolgen mOge — wie dies ja in unzähligen Fällen selbst von reli- 
' giOsen Mensdien geschieht — so handelt er um kein Haar moralischer 
als wenn er sich zur sicheren Erreichung seiner Absicht geeigneter 
Mittel dazu bedient, und nur derjenige wäre allenfalls berechtigt 
gegen den PrftTentiTTerkehr den Vorwurf der Immoraütät zu erheben, 
der den geschlechtlichen Umgang niemals aus einem anderen Grunde 
gepflogen hat, als in der Absicht Nachkommenschaft zu zeugen. 
Wer sich ohne Schuld fühlt, werfe den ersten Stein! 

Der gegenwärtige geschlechtliche Verkehr, und die unkontrolirbare 
Kinderzeugung, sind daher keineswegs moralischer als die Anwendung 
der Preventivmittel, aber bequemer sind sie, besonders für jene, die unter der 
Übervölkerung nicht zu leiden haben, und denen sie vielleicht durch die 
Überproduktion an Arbeitskräften noch nützlich sind, nämlich für die 
wohlhabenden Stände. Leider sind sie es gerade, die in diesen 
Dingen, durch Wort und Schrift, den mafsgebenden Einflufs ausüben. 

Auch wenn wir die Folgen in Betracht ziehen, die sich bei der 
Arbeiterliev ilkerung und dciii Prolet^riate aus der Befolgung eines 
präventiven geschlechtlichen Verkehres einerseits und aus der un- 
beschränkten Zeugung von Nachkommenschaft andererseits ergeben, 
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kOimeD wir oieht zu der Oberzeuguüg gelaugen, dafs letztere moraliscber 
ist als entere. Weno eine Arbeiter&milie nur zwei oder drei Kinder 
bat, wird der Verdienst in der Regel aasreicben, um dieselben ge- 
nügend za nfibien und zu Ueiden, und ihnen eine angemessene Er- 
ziehung angedeiben zu lassen. Welches ist aber in den meisten FSllen 
das Los einer zahlreichen Nachkommenschaft in den niederen Stünden? 
Die Kinder sterben entweder infolge mangelhafter Nahrung und 
Pflege, oder sie fristen ein elendes Dasein, verkfimmern physisch und 
moralisch, und wachsen auf zur Last der Gemeinschaft. Armenhäuser, 
Hospitfilpr und Findolliäuser sind die Depositi^rien der in zu grofser 
Zahl p^ezf'Ugton Nacbkomnienschaft. T)or hf'knnnfp i*^alieni?che Professor 
Montega/za sagt: „Habet wenige Kinder, aber iu diese giefsef-, den 
Sehatz neuer Tyiebe und neuer Kraft aus; gebet dem Staate ^vraige, 
aber starke und gebildete Bürger; bevölkert nicht die Armenbäuser 
und Spitäler mit Menschen, weiche dem Leben fluchen, und denen, 
die es ihr verlieben haben". 

Während beim Präventivverkehre Keime, die noch kein selb- 
ständiges Leben liabeu, au der Entwickelung gehindert werden, wird 
bei unbeschränkter Zeugung von Nachkommeuscliaft Tausenden bereits 
lebenden Wesen, meist im zarten Kindesalter, ein langsamer aber 
sicherer Untergang bereitet. Wenn ein Mann, der mit Anstrengung 
seiner ganzen wirtschaftlichen Kraft, höchstens zwei Kinder genügend 
zn ernähren vermag, ein drittes, viertes nnd ftlnftes zeugt, und zwar 
in der sicheren Aussicht, dieselben nicht ernähren zn k(}nnen, so 
wird das wohl niemand moralisch nennen? Wäre es nicht moralischer 
gewesen, wenn er sich mittelst des FräTentivTerkehres auf zwei 
Kinder beschränkt hätte? Und wenn ein Weib, das Tor einem Jahre 
dem Findelbau?5e ein Kind fibeigab, jetzt wieder an die Pforten der 
Anstalt klopft, mit einem neuen Spröfsling im Arme, ist das moralischer 
als wenn sie durch Anwendung der Präventivmittel die Entstehung 
dieses armen Wesens verhindert hättet* Und was soll man erst von 
den Kindesmörderinnen sagen, und von den sogen. Engelmacherinnen, 
welche die ihnen nbergebenen Kinder für (3eld s^'stematisch in das 
Jenseits befördern ? Wäre der Präventivverkebr diesen Verbrechen nicht 
vorzuziehen? 

Oft hört man Bettler, wenn man sie nach dem Grunde fragt, 
weshalb sie die öffentliche Wohlthätigkeit in An?prMch nehmen, sagen: 
Ich habe sechs, sieben, acht Kinder, ich bin nicht imstande, sie zu 
ernähren, hätte ich weniger, so könnte ieli mir schon selbst durch- 
helfen. Sie glauben damit ihre Bettelei gerechtfertigt zu haben, und 
infolge ihrer grofsen Kinderzahl einen berechtigten Anspruch anf 
die Hilfe der GeseUschaft erheben zu können. Solange die Gesellschaft 
ihnen eine Beschränkung der Nachkommenschaft als einen moralischen 
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Makel anreclmet, haben dieee Lente im Qnuide genommen Recht, nnd 
die Oesellsobaft hfttie eigentlich die Pflichtt die Kinder, deren Zengni^ 
zn veihindeni sie nicht zagiebt, anch zn emftbren. Wftre dies aber 
ein gesunder socialer Zustand? Wie kSmen diejenigen, die sich Tiel- 
leicht Zwang antbun und ilire Nachkommenschaft beschrflnken, dazu, 
zur Ernährung deijenigen Kinder beizutragen, die TOn anderen leicht- 
sinnigerweise gezeugt wurden? Ist es nicht geradezu eine Brutalität 
von Seiten der Geselischaft, wenn sie einem Manne, der nicht mehr 
als zwei Kinder ernähren kann, verbietet geeignete Mittel anzuwenden, 
um die Geburt eines dritten, vierten und fünften zu verhindern, sich 
aber dann nicht weiter darum kümmert, ob diese Kinder verhungern 
oder nicht? Die Gesellschaft sollte vielmehr die Beschränkung der 
Nachkommenschaft, besonders in den niederen Völksklassen, begünstigen, 
indem sie dieselben über die Mittel hierzu belehrt. Dann könnte eine 
übergrofse Kinderzahl niemandem mehr als Freibrief für Bettelei, und 
als vermtiiitlich berechtigter Ansprucli auf das Mitleid des Publikums 
dienen, denn würde dann ein solcher Anspruch erhoben, so könnte man 
ihn mit der Zurechtweisung ablehnen : „Warum hast du so viele Kinder, 
das ist deine eigene Sdinld**. Bei den Ansehanungen aber, die gegen- 
wftrtig ttber diesen Punkt herrschen, wo eine grofse Zahl TOn Kindern 
als eine Fügung des Schicksales, fftr die niemand verantwortlich ge- 
macht werden kann, ja geradezu als ein »Segen Gottes^ angesehen 
wird, darf man sich diese Zurechtweisung nicht erlauben. 

Ich habe schon arme Leute, die unter der Last einer grodsen 
Eiuderzabl seufzten, den naiyen Wunsch ftufsem gehört: „Wenn doch 
der liebe Gott eines oder das andere unserer Kinder wieder zu sich 
nehmen wollte, bei ihm haben sie es doch besser als bei uns." Wozu 
haben sie denn dann die Kinder erst gezeugt, wenn sie sie wieder 
im Himmel wünschen, von wo sie sie erhalten zn haben glauben? 
Durch den Präventivverkehr hätte ihnen geholfen werden können, denn 
da wären die Kinder, die sie jetzt in den Himmel wünschen, gar nicht 
erst gekommen. Rümlin sagt an einer Stelle: „wer wagt es wohl, 
zu behaupten, dafs unter den einundsiebenzig Tausend natürlichen 
(unehelichen) Kindern des Jahrganges 1890 sich fünfhundert finden, 
deren Zurweltkommen mit Freude begrüfst wurde? Und unter den 
nahezu ^/^ Millionen ehelich geborenen Kindern desselben Jahres 1890, 
wieviele giebt es, in betreff deren diejenigen, die sie zur Entstehung 
brachten, nicht es lieber gesehen hätten, sie wären nicht iimen ge- 
schenkt worden". In einem Berichte über die Zustände unter den 
Bergarbeitern in Gelsenkirchen, der vor einiger Zeit in einem Journale 
erschienen ist, konnte man folgendes lesen: „Auf memen Wanderungen 
stiefa ich unter anderen auf eine mit dreizehn Kindern gesegnete (?) 
Ftoiilie. Die unglfickliobe Frau hatte einen sterbenden SprOfiBÜng auf 

6 
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dem Anne, ein anderes, etwa 1 jSbilgeB Wesen lag schlafend, 

offenbar schon halb tot yon Entkrftfttmg auf einem elenden, schmutzigen 
Strofasaek, den anderen Kindern, die mich stumpfsinnig anstarrten, 
gfamd der Hmiger in den blassen Zflgen geschrieben". Kann es ein 
vernünftiger Mensch wirklich für ein Unrecht oder für eine Sünde 
erklären, wenn der arme Bergmann durch Anwendung von Präventiv- 
mitteln statt dreizehn nur drei Kinder in die Welt gesetzt hätte? 

Trh höre hier die Moralisten sagen : „Allerdings soll derjf ni«^e, 
der Kinder ni*']it ernähren kann, dieselben auch nicht zeugen, aber der 
Präventivverkehr ist als Mittel hierzu unmoralisich und verwerflich, das 
einzige moralische Mittel in diesem Falle ist, sich des geschlechtlichen 
Verkehres, und wäre es selbst in der Ehe, gänzlich zu ent- 
halten/* Es bleibt natürlich jedn Luun unbenommen, diese Enthaltsam- 
keit zu üben, verlangen kann sie aber die Gemeinschaft nicht von 
ihren Gliedern, da sie der menschlichen Natur, ja selbst der bürger- 
lichen nnd religi^n Anschannng von der Ehe znwiderlftufb, und nur 
jemand, der die Mensehennatnr nicht kennt, oder heuchlerischenreise 
mcht kennen will, wird eine solche Forderung stellen. Zn oft nur 
beweist die Natnr selbst dem strengsten Sittenrichter, dafs sie die 
Stärkere ist, mid dafs ein Moralgesets, das ihr znwiderlSnft, nicht 
darchföhrbar ist. Wenn man aber Gesetze giebt, die nicht befolgt 
werden können, macht man die Menschen nicht besser damit, im 
Gegenteil, man demoralisirt sie, weil sie das Gesetz, das sie zum 
Scheine öffentlich halten, im Geheimen um so öfter übertreten. 

Und dann noch eins. Wenn diejenigen, die nicht in der Lage 
sind, Kinder überhaupt, oder doch eine gröfsere Zahl derselben zu er- 
nähren, sich des geschlechtlichen Umganges gänzlich enthalten sollten, 
so würde damit den besitzenden Klassen zu ihren ohnedies schon zahl- 
reichen Privilegip?! noch ein neues, das der unbeschränkten Kinder- 
zeugung, hinzugefügt werden. Wenn aber schon der Genul's so vieler 
Vergnügen und die Befriedigung so mancher Bedürfnisse vom Besitze 
irdischer Güter abhängt, will man auch noch die Liebe, diesen stärksten, 
elementarsten Trieb des Menschen zu einem Privilegium der besitzenden 
Klassen, zu einer Geldfrage und einem ßechenexempel in Mark und 
Pfennig machen? Leider ist man heute schon auf dem besten Wege 
dazu, denn wieviele Männer unterlassen das Heiraten aus Furcht, eine 
zahlreiche Familie zu bekommen, die zu emfihren ihre Mittel nicht 
ausreichen würden, ünd das sind in der Regel gerade die besten, 
gewissenhaftesten Charaktere. Wenn aber durch die Einführung des 
allgemeinen PtäTentiTrerkehres ein yon der ^öffentlichen Meinung 
sanktionirtee Mittel geboten wSre, die Kachkommenschaft zu be-" 
schränken, so würde manche Ehe geschlossen werden, die unter dm 
jetzigen VerbftUnissen ungeschlossen bleibt, und manche geschlossene 
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Ehe wfirde glQckliober sein, als sie es gegenwärtig ist, wo infolge 
Qbergro&er Kindenidil sicli oft Not imd Elend eiarteOen. Ueon nur 
zu oft bewahrheitet sich in der Ehe das alte Wort „sitieDte Baoho 
finget Venus^, oder wie es im deatsohen Sprichworte heilst: „Wenn 
die Not sor Thfire hereintritt, fliegt die Liebe meist znm Fenster 
hinans**. Ein jeder Mensch soll aber lieben können, so 
viel er will, er soll aber auch nnr soYiele Einder 
zeugen können al» er will!^) Das letztere ist aber unter Um- 
sfcfinden, namentlich bei den besitzlosen Klassen, die conditio sine qua 
non, die das erstere allein ermöglicht, ohne dafs das Individuum oder 
die Gemeinschaft darunter leidet. Und wenn man Liebe und Ehe für 
eminent sittlichende Momente im Volksleben erklärt, so kann man 
die Bedingung, dio sie manrhnial allein in einer befriedigenden Weise 
ermöglicht, nicht unmoralisch nennen, es sei denn, man verlange, daij 
die besitzlosen Klassen, insbesondere die Arbeiter und das Proletariat, 
sich an einer rein platonischen Liebe genügen lassen, wozu sie, wie 
jeder zugeben wird, sehr wenig geeignet sind. 

Die platonische Liebe führt mich von den Moralisten zu den 
Idealisten. Auch ihnen möchte ich auf ein Bedenken, das sie wahr- 
scheinlich gegen den Präventivverkehr vorzubringen haben werden, 
antworten. Sie werden einwenden, dafs dadurch die „Illusion der 
Liebe'* zerstört werden würde. Abgesehen davon, dafs es sehr firaglieh 
ist, ob bei TOlkswirtsdafUiehsn Problemen lUnsionen Berfleksiehtigung 
finden dfirfen, möehte ieh nooh folgendes bemerken. Die „Illusion der 
Liebe" besteht, in den FftUen, wo sie Uberhaupt yorhanden ist, meist 
nnr vor der Ehe, und unter gflnstigen ümstftnden nooh während der 
enten Zeit des ehelichen Lebens. Sagt doch unser idealistischer Dichter : 
„Mit dem Gflrtel, mit dem Schleier 
•Reifst der schöne Wahn entzwei!" 
Da nach unserem Vorschlage der Präventivverkehr aber erst nach der 
Geburt einer gewissen Zahl von Kindern in Anwendung kftme, so 
hätte wohl bis dahin die „Illusion der Liebe^', unter der wir nur ein 
verschwommenes, schwärmerisches Gefühl verstehen können, genügend 
Zeit gehabt, mch in eino hn-wiifstp, vernünfticfe Ziinoif^ung zu ver- 
wandeln, die dann aber auf so trsior Grundlage ruhen würde, dafs sie 
diirdi einen Präventiv verkehr nicht alterirt werden könnte, umsoweni^er 
als wir ja voraussetzen, dafs derselbe als erlaubt und moralisch gelten 
würde. Der lUuaion der Liebe in der Ehe würde also der Präventiv- 



*) JCiS ist wohl unnötig zu bemerken, dais ich hier nicht eine schrankenlose, 
tiimlich« Lieb«, die ihr OÜjekt nimmt» wo «ie es findet» etwa die ^fireie i^Liebe* 
der Socialdemokraten meine; auch die Liebe in gutem Sinne« die GMtenliebe, 
basirt auf dem Geschlechtstriebe, und wird, imn mindesten getagt» «aoimal« 
wenn diese natürliche Basis verlassen wird. 

6* 
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verkehr keinen Abbrach thun. Was aber die „Illusion der Liebe** 
beim aurserebelicbeo Gescblecbtsverkebre betrifft — den wir übrigens 
aof ein Minimum redozirt sehen wollen — so wftre es gewifs Ton 
geringeran Na^ätefle, wenn diese Ülmloa gleich m Beginn des Ter> 
hAltoisses zerstört würde, und zwar ohne sonstige ernste 
Folgen zu haben, als dafs dieselbe sich sp&ter, wie es jetzt 
meist der Fall ist, nach der Geburt eines nnehelichen Kindes, in 
Verzweiflnng nnd Schande verwandelte. 

Fassen wir das Gesagte in Kttrze zusammen, so ergiebt sich 
folgendes: Wenn eine bedeutende Zunahme des Wohlstandes bei den 
niederen Volksklassen, und eine Vermehrung der Ebescbliefsungen 
bei gleichzeitiger Abnahme dw Prostitution, eine namhafte Steigerung 
der Bevölkerungszunahme verursachen würde, dadurch aber die Nach- 
teile, die sich schon jetzt infolge der bestehenden relativen Über- 
völkerung zeigen, in Zukunft noch bedeutend gesteigert würde, so 
folgt daraus als notwendige Konsequenz, dafs gleichzeitig mit 
einer jeden durchgreifenden socialen Reform, die 
den Volkswohlstand in einem namhaften Grad heben 
würde, insbesondere aber mit einer bedeuten'den Ver- 
mehrung der Ehesc hliefsung en, ein allgemeiner prä- 
ventiver geschlechtlicher Verkehr eingeführt werden 
mü88e.*J 

*) In dem Werke von Mario „Untersuchungen über die Organisation der 
Arbeit** 41. Kapitel pag. 85 sagt derselbe: „mögen insbesondere die Socialieten 
zxxT Einsicht gelangen, dafs jeder, der es wagt, dem Volke, ohne Bekämpfung 
des Übervölkerungsrechtes, Erlösung von aeinem Elend zu versprechen, Er- 
wartuDgen r^ nMoiitr die menult erfüllt werden könneii, und dab er dedimlb 
mit Recht als ein gefährlicher Demagoge gefürchtet wird." — 

Wer sich über die Bevölkerungsfrage und den präventiven geschlechtlichen 
Verkehr näher informiren will, den verweise ich, nebst den bereits oben an- 
gef&brten Werken, noeh auf folgende in letster Zeit eracliieiienen Abbandlongen: 
«Die Bevölkemogsfrage in ihrer Beaiehnng zu dem socialen Notstande der 
(Gegenwart" von Dr. 0. Zacharias. MRuke, Jena 1892. — „Die Grundzüge der 
Oesellschaftswissenschaften.** Anonym. Aus dem Englischen übersetzt. £. 
Staude, Berlin 1891. „Die sociale Frage, eine sittliehe "Fngef* von ProfeoMKr 
Theobald Ziegler. Göschen, Stuttgart 1891. — „Der Einflufs der Volksver- 
mehrung' auf die Fortschritte der Gesellschaft*' von Kautsky, Bloch & 
Hasbach, Wien 1880. .Die fakultative Sterilität" von Hasse. 



biyiiizoa by Google 



V. Der Grundbesitz. 



„Bestna lU« qnt proonl n«g»filt 
pftt«rna bobna aais arat ran." 

Grund und Boden wird vom wissenschaftlichen Standpunkte der 
Nfttionalökonomen nicht zum Kapitale gerechnet, da sie als „Kapital^ 
nur ein Produkt mensch lieh er Arbeit ansehen, das zur Her- 
vorbringung neuer Produkte, neuer Werte dient. Da Grund und Boden 
aber kein Produkt men?rhlicher Arbeit i(*t, so i^t er, im wissenschaft- 
lichen Sinne, nicht j.Kaiiilal'*. Im landläufigen Sinn o niiunit man die 
Sache nicht so streng. Ein Mann, der Besitzer von Grund im 1 Hoden 
ist, und vom Ertrage desselben lebt, wird, wenn sein Einkommen be- 
deutend ist, ganz besonders aber, wenn er sein Gut nicht selbst be- 
wirtschaftet, sondern es durch andere verwalten läfst, oder gar nur 
den Pachtzins davon einzieht, schlechtweg als „Kapitalist" bezeichnet. 
Sein Grundbesitz aber wird als sein „Kapital"' betrachtet. Hierbei 
ist weniger die Quelle, aus der er sein Einkommen schöpft, mafs- 
gebend, als vklinelnr der ümstand» dafa er ein bedentendes Eklconunen 
— denn ein solches ist ftr die Bazeichnnng als Kapitalisten im Lmd- 
Iftnfigen Sinne unbedingt notwendig — anf verhflltniflmftfsig leichte 
Weise, oder selbst ganz ohne Arbeit bezieht 

Was die gflnstigen und die nngfinstigen Wirkungen des Eapitalis- 
mos betrifit, die wir im zweiten Abschnitte besprochen haben, so Ist 
es ganz gleichgttltig, ob diese Wirkungen durch ein Kapital hervor- 
gebraeht werden, das von der Wissenschaft als solches anerkannt wird, 
oder ob es durch einen grofsen Grundbesitz geschieht. Wir könnten 
daher den Grundbesitz, als dieselben Wirkungen hervorbringend wie 
jedes andere Kapital, dem zweiten Abschnitte dieser Schrift zuweisen, 
wo wir das Kapital im allgemeinen behandeln. 

Wenn wir dem Grund und Boden dennoch einen besonderen 
Abschnitt gewidmet haben, so geschah es aus d e m Grunde, weil der- 
selbe, neben den Wirkungen, die er mit den anderen Arten von 
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Eapitalbesitz gemein hat, in volkswirtschaftlicher Beziehung noch 
andere, ihm allein zukommende Eigentümlichkeiten zeigt, uud in 
den socialpolitischen Verhältnissen eine besondere Bolle spielt. Ja 
diese Kigentömlichkciten des Grundbesitzes sind von so bedeutendem 
Einflüsse auf die volkswirtschaftlichen Zustände, dafs eine ganze An- 
zahl von Socialisten, die sogenannten Bodeubesitzreformer, in einer 
entsprechenden Änderung der Grundbc^itzverhältnisse das einzige 
und alleinige Heilmittel für die socialen Schäden der Gegenwart 
erblickt. 

Dieser eigentümliche Einflufs des Grundbesitzes auf die volks- 
wirtscLaftlichen Verhältnisse entspringt dem Umstände, dafs Grund 
und Boden, infolge der ihm von isatur mnewohnenden Produktions- 
kraft, bis zu einem gewissen Grade ohne Anwendung menäckliclier 
Arbeit Werte herTorzubriDgeD vermag; dafo er die luuiptsftchlichste 
Arbeitsquelle des Meoschen ist; dafs er allein die znr Erhaltung des 
Lebens nötigen Nabrnngsmittel liefert, daher dem Menschen nnten- 
behrlich ist; dafs er den Prodnsenten wie kein anderes ProdaUions- 
mittel „an die Scholle bindet**; nnd sdilielsliob, dafs er nicht wie 
die Übrigen Frodnktionsmitfeel unbegrenzt Termehrungsfthig, sondern 
nur in einem beschränkten Mafse vorhanden ist, daher bei znnehmender 
Bevölkerong nnd der sich hieraus ergebenden Steigerung der Nach- 
frage nach Land, ohne Zuthun seines Beidtzers an Wert zunimmt. 

Von den NationalGkonomen wird diese exceptionelle Stellung dea 
Grundbesitzes in der Volkswirtschaft ausnahmslos anerkannt, und zu 
allen Zeiten ist ihm von selten der Staatengründer und Socialisten 
eine besondere Beachtung zu teil geworden. Wir brauchen hier nur 
an Lykurg:, Plato und dip Grachen im Altertume, an Thomas Morus 
und Campanelle im Mittelalter, und an die Socialisten vor und nach 
der französischen Revolution zu erinnern. Es ist daher leicht erklär- 
lich, dafs auch in der modernen socialen Bewegung, die seit der Mitte 
dieses Jahrhundertes einen vordem nie dagewesenen Umfang ange- 
liommeu hat, der Reform der Grundbesitzverhältuisse von den meisten 
Socialisten besondere AufineriEsamkeit zugewendet wird. 

Einer der bekanntesten Tertreter dieser Richtung in neaerer Zeit 
ist der Amerikaner Henry George. Es ist weniger die Neuheit seiner 
Theorie, denn schon vor ihm sind dieeelben Gedanken von anderen 
ansgesprochen worden, als vielmehr die klare, anziehende Form, in der 
er dieselben dem Pnbliknm mundgerecht za machen wuÜste, sowie die 
ganze Bichtung der gegenwärtigen Zeitströmnng, die seinem Haupt- 
werke über Bodenbesitzreform „Fortschritt nnd Armnt^ den grofsen 
Erfolg sicherten.*) Da die von H« George vorgeschlagenen Beformen, 

*) Da H. Oeorget Werk etwas omlangreich ist, so wäre jeneo, die siob 
in kftzse darüber informiren wollen, dei Sohriftohen «Der kleiiie George* von 
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die auf Übertragung des Grand und Bodens aus dem PriTatbentze an 
die Gemeinediaft, oder kurzweg auf «VerBtaatlicliUDg Ton Grund und 
Boden^ hinauslaufen, von der Mebrzalil der übrigen Bodenbesitz- 
reformer, wenn auch mit mannigfachen Abweichungen nnd in mehr 
oder minder radil^aler Weise vertreten werden; so woUen wir Aber 
seine Vorscfalfige, als typisch für die ganze Richtnng, einige kurze 
Bemerkungen folgen lassen.'*') 

Der Grundgedanke, auf dem H. George seine Theorie aufbaut, ist 
folgender:**) Alle Menschen haben dn? gleiche Recht auf Existenz. 
Der Mensch ist mit physischen Bedürfnissen behaftet, von deren Be- 
friedigung nicht nur sein leiblichep Wohl, sondern auch die Ent- 
wickelung seines geistigen und smulichen Lebens abhängt. Um sich 
diese Bedürfnisse zu beschaffen, ist eine Anstrengung, d. h. Arbeit 
von Seiten des Menschen nötig. Der Mensch vermag aber nicht 
etwas aus niclits zu erzeugen, er betlai f zur Hervorbringung seiner Be- 
dürfnisse und zur Bethätigung seiner Arbeit eines Materiales. Dieses 
Material ist der Grund und Boden. Da alle Menschen die 
gleiche Berechtigung auf Szistenz haben, so haben sie auch das 
gleiche Recht auf das unentbehrliche Material Ar ihre Arbeit, den 
Grund nnd Boden. Jede Einrichtung, die dies rerhindert, ist un- 
moralisch. Das private Grundeigentum schliefst die nicht Besitzenden 
von der Benutzung dieses Arbeitsmateriales ans, es ist daher nnmon^ 
lisch.- Ein Eigentumsrecht kann der Mensch nur an soldien Dingen 
haben, die er dnrch seine Arbeit hervorgebracht hat, nicht aber an 
Grund und Boden, den er nicht erzengt hat, der daher der Gemein- 
schaft, der Menschheit als soldier gehört. Grund und Boden muTs 
daher Gemeingut werden. 

Auf die Art und Weise, wie H. George die Grundbesitzverhält- 
nisse reformiren will, um der Gemeinschaft die Vorteile des Grund- 
besitzes zu sirhnrn, will ich nicht näher eingehen, es würde uns vu weit 
führen. Ich kann aber nicht unterlassen, zu bemerken, dafs er dabei 
gleich von vorneherein in Schwierigkeiten zu geraten scheint. Da 
nämlich das Land unmöglich von der Genaeinschaft als solcliei- bewirt- 
schaftet werden kann, so sieht er sich gezwungen, dessen Bewirt- 
schaftung durch Individuen beizubehalten. Da aber eine solche indi- 

Dr. Sdhinidt (Fienontoher Verlag, Dresden, Leipzig) eu eiii|»fohleo, in dem ein 
kanser Auszug aus Georges Werk „Fortschritt uud Armut" gegeben ist. 

•) Von deutschen Nationalökonomen, die für Bodenbesitzreform, allerdings 
nicht alle in so radikaler Weise wie H. George, eingetreten sind, wären zu 
Donnen ; Gossen (1853), 3aant«r, A. Wagner, Stein, SchSfiTle, Stamm, Stöpel, 
Rahland, Herzka, Hennening. In neuester Zeit geht eine lebhafte Agitation 
für Bodenbedtsrefonn durch die deutaoheu Lande, an dwen Spitie M. i'lüncb- 
heün steht. 

**) Veigl. seine Schrift „Zur Erlösung aua aooialer Not" pag. 2. 
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Tiduelle Bewirtschaftung nicht denkbar ist, ohne daTs das bewirt- 
Bchaftende Individuum auch die Sicherheit hat, die Fruchte seiner 
Arbeit und der auf den Boden verwendeten Meliorationen zu geniefsen, 
so mufs es ein gowifaes Recht auf den von ihm bewirtschafteten 
Boden behalten. H. George hilft sich damit, dafs er den Individuen 
zwar nicht das Eigentumsrecht, aber doch das Besitz- 
recht auf Grund und Boden zugesteht.*) 

Uns will bedünken, als ob dieser Ausweg mit den von H. George 
aufgestellten Grundsätzen in Widerspruch stände. Da nämlich mcht 
anzunehmen ist, dafs alle Menschen Grund und Boden besitzen können, 
80 wird ein Teil derselben dennoch vom GrundbesiUe ausgescklosseu 
sein, und die Absicht H. Georges, allen Menschen das Arbeitsmittel 
in gleicher Weise zagängUeb zu maelien, iat daniit nicht eireicbi 
Hemy George, sowie die Qbngen ihm ?erwaodten Bodenbentzreformert 
baben dann aucb zabireicbe Gegner gefunden» die die sebwacben 
Seiten ibrer Tbeorie Bcbonnngslos au^edeckt baben. Wer äeh dar* 
fiber nfiher informieren will| den verweise ieb auf die unten ange- 
führten Schriften.**) Hier wollen wir nur auf einen Punkt in H. Ge- 
orges Argumentationen aufinerksam machen, der von seinen Gegnern^ 
wie mir seh eint, niebt genügend berrorgehoben worden ist. 

Obwohl H. George sich dagegen verwahrt, auf demselben Stand- 
punkte zu stehen, wie der Socialdemokratisraus, stimmt seine Theorie 
dennoch mit derjenigen der Socialdemolcraten im wesentlichsten Punkte 
überein. Die Socialdemokraten wollen alle Froduktions- oder Arbeits- 
mittel verstaatlichen, Henry 'leorge verlangt dies nur vom Grund 
und Boden. Da aber Grund und Boden, seiner Ansicht nach, das 
alleinige Arbeitsraaterial ist, so würde — unter Voraussetzung der 
Kichiigkeit dieser Ansicht — doch eben auch wieder das Arbeits- 
material in seinem ganzeu 1 iniariLp verstaatlicht werden. H. George 
verlangt also, von seinen Slaiid])ui)kte aus, im Grunde genommen 
ganz dasselbe wie die Socialdemokraten. Bei Beantwortung der Frage, 
ob H. Georges Vorschläge thatsächlich die Wirkung hätten, das Ar- 
beitsmittel i n seinem ganzen Umfange zu TerBtaatUehen, kommt 
es aUerdings daranf an, ob seine Voraussetzung, der Grund und Boden 
sei das alleinige Arbeitsmaterial, aueb richtig isi Und da mfissen 
wir gestehen, dafs uns diese Voraussetzung nicht sticbaltig erscheint 

H. George argumentirt so: Der Grund und Boden ist nicht nur 
direkt Arbeitsmittel des Menseben, von ihm stammen auch alle Bob- 

Vergl. „Erlösung aus socialer Not" pag', 6. 
•*) „Di© Bodenbesitürefoi m als sociales Heilmittel" von Dr. Preuls. Berlin, 
L. Simion 1892. »Die Verataatliohang des Qrand und Boden»" von Dr. 
L. Fuld. Hamborg 1892. ~ „Das PriTateigeotiiin und seine Gegner* Ton 
Y. Katherein. Freibarg i B. 1892. 
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Produkte, deren der Mensch zur weiteren Verarbeitung bedarf. Da die- 
jenigen Menschen» die Grand und Boden nicht besitzen, keine Arbeit 
betbätigen können, ohne solch ein Produkt des Bodens als Arbeits- 
material zu haben, so sind sie den Grundbesitzern auf Gnade und Un- 
gnade ausgeliefert, denn letztere können sie durch Vorenthaltung der 
zu ihrer Arbeit nötigen Bodenprodukte arbeitslos machen, oder, da der 
Mensch sich seine Bedürfnisse nur durch Arbeit verschaffen kann, zum 
Hungertode verlammeu. Daraus sei zu ersehen, dafs Grund und 
Boden, direkt oder indirekt, das einzige Arbeitsmaterial ist. Infolge 
dieses Verhältnisses seien die Bodenbesitzer auch imstande, vom Er- 
trage des Bodens, als des einzigen und in ihren Händen sich befind- 
lichen Arbeitsmittels, so viel für sich zu behalten, als ihnen beliebt, 
und die ^ichtbesitzer zu zwingen, um einen Lohn für sie zu arbeiten, der 
hart an das Existenzminimiim grenzt. Dies die SohlufafolgerungH. Georges. 

Es gab eine Zeit, wo diese Folgerung, die H. George ans der 
Nator des Gmnd und Bodens ableitet, richtig gewesen wSre, nfimlioh 
die Zeit« da der Menseb auf einer Etdturstnfe stand, auf der er sieh 
alle seine Bedfir&isse selbst verfertigte, und nienuuid anderen dazu 
brauchte. Damals wftre deijenige, dein die Benutzung von Grund und 
Boden, und wftre es auch nur zum Zwecke der Ji^d, unmöglich ge- 
macht wurde, allerdings zum Hungertode verdammt gewesen. Glück- 
licherweise stand aber damals dem Menschen Land in so reichlichem 
Mafse zur Verfügung, dafs jeder davon Gebrauch machen konnte. 
Sobald aber Arbeitsteilung in der menschlichen Gesellschaft eintrat, 
ganz besonders aber jetzt, wo dieselbe eine nie dagewesene Aus- 
dehnung erreicht hat, haben H. Georges Schlufsfolgerungen blofs einen 
theoretischen, aber keinen praktischen Wert. 

H. George meint, dafs die Besitzer von * h md und Boden im- 
stande wären, die Nicbtbesiizer dadurch in Abhäugigkeit zu erhalten, 
dafs sie ihnen nicht nur das Land selbst, sondern auch dessen Pro- 
dukte vorenthalten. Was würde aber heutzutage einem Grundbesitzer 
das Getreide nützen, das er nicht zu vormahlen, die Haut seiner 
Tiere, die er nicht zu gerben, der Lein, den er nicht zu verspinnen, 
und die Wolle seiner Schafe, die er nicht in Kleider umzuwandeb 
vermag? Er wflre schlimmer daran als der ürmemich, der dies alles, 
wenn auch in primitiver Weise, zu thun verstandl ALgeseben davon 
also, dafs es geradezu undenkbar ist, dafs alle Bodenbesitzer soUdarisch 
vorgehen, und den Nichtbesitzem die Benutzung der Bohprodukte 
vorenthalten, sind sie sdion in ihrem eigenen Interesse ge- 
zwungen, dieselben denjenigen als Arbeitsmittel zu überlassen, die 
sie in eine für sie benutzbare Form umarbeiten. Dadurch verliert 
aber der Grund und Boden den Charakter als alleiniges Arbeitsmaterial, 
in dem Sinne, in dem H. George es meint. Die Bohprodukte des 
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Bodens werden hiermit ebenfalls zum Arbeitsmaterial, das die Grund- 
besitzer den Nichtbesitzern zu überlassen gezwungen sind, und 
das daher dem Menschen in reiclilichem Mafse zu G-ebote steht. 
Der Druck, den die BodenheRitzer, nach H. Georges Ansicht, auf die 
Nichtbesitzer üben könnten, wird damit illusorisch.*) 

Darin besteht ja mit auch die wohlthätige Wirkung der Arbeits- 
teilung und der Civilisation überhaupt, dafs jeder Mensch mehr oder 
weniger auf seinen Nebenmenschen angewiesen ist, und, wjire er auch 
der höchste und mächtigste, sich nicht gänzlich zu isoliren vermag. 
Wenn aber von einer einseitigen Abhängigkeit überhaupt die Rede 
sein kann, so soheint es fast, als ob heutzutage die Landbesüser mehr 
von den Vezaibeitern der Bodenpiodultte« der ludastrie, abhängig 
wären, alB umgekehrt. Beinabe in allen dviUsirten Ländern hOrt man 
Klagen Aber die „notleidende Landwirtschaft**, während die Industrie 
viel besser daran ist ; und weit entfernt, dafs Ghrnud und Boden die Arbeit, 
also aueb die Arbeiter, monoiKdifliren wfirde, herrseht in der Land- 
wirtschaft Im allgemeinen Arbeitermangel, indem die Industrie ihr die 
Arbeitskräfte entzieht. Auch werden die grofsen Vermögen in der 
Regel nicht durch Grundbesitz, sondern in der Industrie erworben, 
und letztere macht sich durch die hieraus entspringende Kapitalmacht, 
resp. durch die von ihr auf dem Grundbesitze erworbenen Hypotheken, 
Grund und Bolen tributpflichtig. So scheinen denn auch die that- 
sächlichen VeriiaitnisBe die Annahme H. Georges, auf der seine Theorie 
fufst, zu widerlegen. 

Wenn aber dir Prämissen, auf denen H. Georges Argumentationen 
basiren, nicht als richtig anerkannt werden, so kann auch seine Forde- 
rung, die er auf Grund derselben stellt, die vollständige Verstaat- 
lichung von Grund und Boden, nicht als berechtigt anerkannt worden; 
vollends aber kann dann diese Mafsregel nicht als alleiniges Mittel 
zur Lösung der socialen Frage angesehen werden. Oberhaupt wird 
die sociale Frage wohl niemals durch eine einzige Mafsregel, als wie 



*) H«iiy 0«orge gieht dies — wenn aach wohl gegen «einen Wülen — 
durch einen Auespruch in seiner Schrift „Zur Erlösung aus socialer Not** telbtt 
zu. Er sagt daselbst (pag. 62) wörtlich folgendes: „Wenn arbeitersparende 
Erfindungen und EinrichtuDgen einmal die Arbeit überhaupt überflüssig machen 
konnten, was wnrde die Folge «ein? Wären die LandeigentSmer dann 
niofat in der Lage alle Güter, welche der Boden in sich birgt oder erzeugen 
kann, zti behalten?" Wohlgemerkt: Wenn einmal Arbeit überflüssig würde, 
dann wären die Landeigentümer in der Lage ptf. Da aber Arbeit gegen- 
wärtig nicht überflüssig ist, es auch niemals sein wird, so sind die Landeigeu- 
tSnoffir weder jetst, nodi werden eie in Zukunft in der Lage sein, die Boden» 
prodnkie den Kichtbentzem vorzuenthalten; d. h. mit anderen Worten: sie 
sind gezwn Ilgen, die ßodenprodukte zur weiteren Vrrnrbeitung abangebent 
nnd der tirund und Boden ist nicht alleiniges Arbeitsmaterial. 
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Verstaatlichung der Produktionsmittel, oder '^es Grund und Bodens, 
oder Abschaffung des Kapitalzinses u. s. w. t^elö^t ^Verden können, 
sondern nur durch das ZnsamiiiPiuvirken mannigfacher Eeformen, auf 
dem ebenso mannif^fachen Gebiete des socialen Lehens. 

Aber selbst wenn man davon absieht, dafs eine Verstaatlichung 
von Grund und Boden die Lösung der socialen Frage nicht herbei- 
führen würde, so ist diese Aiafsregel in mancher Hinsicht selbst nicht 
einmal wünschenswert. Dem Privatbesitze an Land wohnt nämlich, 
neben eeinem wirtschaftlichen, noch ein sodalpoliüsches und auch ein 
moialiBehee Moment inne. Er iit die ftete Gnmdlage, aaf die 
Staaisorganieation rabt, und fttr eine grofse Anzahl von Menseben die 
Quelle befriedigender GefiUile, deren VerBiegen aelbet dnrcb die er- 
bofiten Vorteile einer BodenTerstaaÜliGhung kamn au^ewogen weiden 
dfiifte. Beatus ille qni pioeol negotiis pateina bobns ms arat nura. 
Statt diese Quelle duieb Einfftbrung auBsebUefslieben Staatsgrond- 
besitzes zu verstopfen, sollte man viehnehr trachten, dieselbe — 
unter strenger Wahrung der Interessen der Qemeinsohafb — noch 
mehr Menschen, als jetzt zugftnglioh zu machen. 

Wenn wir uns mit H. Georges und seiner Anhänger Boden- 
besitzrefonnen nicht einverstanden erklären, so soll damit doch nicht 
gesagt sein, dafs wir die Bodenbesitzverhältnisse, wie sie gegenwärtig be- 
stehen, als dm Anforderangen des Zeitgeistes entsprechend erachten. 
Wir wollen daher in folgendem einige VoiisclilaLrc in dieser Rich- 
tung machen, die sich einesteils aus der allgemeiueü Eigenschaft, die 
der Grundbesitz mit anderen Arten von Besitz (Kapital) gemein hat, 
ergeben, anderenteils aus seiner besonderen wirtschaftlichen Natur ent> 
springen. 

Aub dem bisher gesagten ist zu ersehen, dafs wir den Privat- 
grandbesitz, ebensowenig als jeden anderen Privatbesitz an Produk- 
tionsmitteln (Kapital), an und ffir sieb für Bohftdlidi halten, was 
wir aber f&r scbftdlicfa halten, ist, ebenso wie bei and»em BesitKe, 
die llbermftfsige Anhftufung desselben in den Händen 
einzelner IndiTiduen. Die QrQnde dafür anzuf&hren, ist wohl 
kaum nötig. Die Nachteile eines ftbeigrofsen PriTatgrundbesitzes 
(Latifimdien) werden von allen NationalOkonomen anerkannt, selbst von 
solchen, die gegen einen sehr grofsen Besitz von beweglichem Kapital 
nichts einzuwenden haben, und die Geschichte hat sprechende Beweise 
der YerderbÜchkeit der Latifimdienwirtschaffe geliefert.'^) 

*) 8parta, Rom im Altertam, Italien im Mittelalter. Latifundia perdidere 
Bomam. fi^nähe in allen modernon Siuton, in denMi ddi mit der Zeit ein be- 
deutender Latifundienbesitz heraiUigebildet hat, zeigt sich in neuerer Zeit dM 
• Bestreben, den Kleingrnndbetits ZU vermehren, oder wenigatent den nooh be- 
stehenden zu erhalten. 
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Der Hauptzweck einor jeden Bodenbesitzreform wird daher in 
erster Reihe der sein niiisseu, eine übermäfsige Anhäufung von Grund- 
besitz in den Händen eiiizelner zu verhindern. Zur Erreichung dieses 
Zweckes würde die von uns hu zweiten Abschnitte beantragte Be- 
schiiiiikung des Erbrechtes in namhafter Weiije dienen. Da wir 
nämlich dort den Grtmdsatz anfetellten, dafs niemand fiber einen ge- 
irissen Betrag erben tauin (das Erbmaximiun), so könnte auch niemand 
einen Qrandbesitz erben, deasen Wert das Erbmaximnm überstiege. 
Wenn man dann aucb noch die Bestimmnng trftfe, dafs jeder Grund* 
bedtz nur einen Besitzer haben darf, und wenn das Hjpotheken- 
wesen in der weiter unten angefllhrten Weise geordnet werden würde, 
so TOibliebe nach Yerlanf einer Generation in der Hauptsache nur 
solcher Grundbesitz in Privathänden, dessen Wert geringer wäre als 
das Erbmaximum, oder dasselbe gerade erreichte. Aller Grundbesitz 
aber, der sich beim Tode des Besitzers als höher im Werte heraus- 
stellte, als der einem seiner Söhne normalmäfsig zukommende Erb- 
teil, würde, nach Befriedigung der Erbansprücbe durch Begleichung in 
beweglichen Werten, an den Staat fallen.*) Desgleichen würde auch, 
zufolge der Bestiitiiiiuügeu des beschränkten Erbrechtes, der Grund- 
besit/ eines jeden Erblassers, der keine Söhne hat, vom Staate ein- 
gezogen werden. 

Auf diese Weise würde ein grofser Teil des Grund und Bodens 
in die Hände des Staates gelangen, dessen Aufgabe es wäre, den- 
selben einer richtigen Verwendung zuzuführen. Da, gleich wie bei der 
Industrie, auch bei der Landwirtschaft die Beibehaltung des Grofs- 
betrlebes neben dem Kleinbetriebe wttnschenswert erscheint, so müCste 
der Staat vorerst einen Teil des Grund und Bodens in seinem Besitze 
behalten, um denselben in eigener Regie, gleichsam als Musterwirt* 
Schaft, zu bewirtschaften. Einen weiteren Teil könnte er als grofse 
Staatsdomänen in Pacht geben, oder, unter den im zweiten Abschnitte 

•) Zur Erläuterung des Gesagten diene folgendes J?eispiel : Das Vermooren 
eines Erblassers, der 2 Söhne hat, bestehe z. aus dem (^rnndbesit/.e A und 
attt den bewegliche Werten B. Der nach dem beachriliikten Erbrechte jedem 
der Söhne mfallende normalmäfaige Erbanteil sei = C. Ist nun C gröfser, 
oder ebensogrofs als dur Wert des (Jmr.dbesit/os (A\ so kann einer dfr Söhne 
denselben erben, wobei der jeweilige ältere Sohn das Vorrecht vor dem jüngeren 
haben könnte. Ist aber C kleiner als der Wert von A, so fallt der Grund- 
beiits dem Staate zn, und beide SShne erhalten ihr Srbteil (ü) in bewegUchen 
Werten. Reichen die hinterlassenen beweglichen Werte (B) dazu nicht aus, 
10 schiefst der Staat das Fehlende zu, dafür erhält er ja den Grundbesitz, der 
in diesem Falle unbedingt mehr wert ist, als der Staatszuschufs beträgt. Den 
Söhnen, die den vitwlidien Grandbesita nicht erben konnton, weil ihr Erbanteil 
den Wert desselben nitdit eireiclit, könnte der Staat den Vorsng bei Ver- 
pachtung desselben zugestehen, oder auch, während einer gewiesen Zeitdauer, ' 
das Vorkaufsrecht einräumen. 
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für die industriellen Geaellschaften angeföhrten Kautelen, in grölseren 
Kompleien an Aktieng-esellscbaften verkaufen. Der gröfste Teil des 
dem Staate zufallenden (j rund und Bodens wäre aber in kleinere Besitze 
aafzuteüen, und an Private, die Grundbesitz erwerben wollen, zu ver- 
kanfen, oder au^ za verpachten. Als Prinzip würde dabei gelten, 
Qrandbesitzo von allerhand OrOfm zu bilden, nm möglicberl; vielen 
StaatBbflrgera die Gelegenheit zn bieten, jedem na^h seinen Mitteln, in 
den Besitz von Grund nnd Boden, oder einer Pacbtong zn gelangen. 
Keiner von diesen Gmndbesitzen dflrfte aber so grofs gemacht werden, 
dafs er das Erbmaximnm an Wert flberstlege. Aaf diese Weise hfttte 
es der Staat in seiner Hand, das den jeweiligen Umständen ange-^ 
messendste Verhältnis zwischen Grofs- und Kleinbetrieb herzustellen. 

Alles dies würde aber immer noch nicht genügen, um der An- 
sammlung grofsen GrundbesitKes in den Händen einzelner gründlich 
vorzubeugen. Denn da die vorgeschlagenen Mafsregeln nur im Erbschafts- 
falle in Anwendung komraen könnten, so wäre einem Privatmanne, 
der zu grofsem Vermögen gelangt ist, doch die Möglichkeit geboten, 
sieb durch Ankauf vieler kleiner Güter einen aus^^edf^Tinten Grundbesitz 
zu Schäften. Man wird daher noch andere Bestimniungen treffen müssen. 

Bei Besprechung des individuellen Kapitalerwerbes, im zweiten 
Abschnitte dieser Schrift, wollten wir das Individuum am Erwerbe 
eines beliebig grofsen Vermögens nicht behindert sehen, und stellten 
daher dort den Grundsatz auf, dafs jedermann so viel erwerben und 
besitzen könne als er will. Wir hatten dabei beweglichen Besitz 
im Auge. Der bewegliche Besitz resp. die Guter, die denselben 
ausmachen, sind in einem solchen Mafse vermehrungsfähig, dafs 
dadurch, dafs jemand solche Güter erwirbt und besitzt, niemand 
anderer daran bebindert wird, ebenfiüls solche Güter zu erwerben und 
zu besitzen. Ein anderes ist es aber beim Grund nnd Boden. Der- 
selbe ist nur in beschränktem Mafse vorhanden, nnd deijenige, der 
sich zn viel davon aneignet, hindert damit seinen Nebenmenschen, bis 
zu einem gewissen Grade, ebenfalls Grundbesitz zu erwerben. Bs 
erscheint also im Interesse einer möglichst grofsen Verallgemeinerung 
des Grundbesitzes, sowie auch vom Standpunkte der Billigkeit 
angezeigt, das ludividnnm an dieser Monopolisirung von Grund und 
Boden zu verhindern. Dies könnte erreicht werden, wenn man die 
Bestimmung träfe, dafs kein Privatmann über einen bestimmten Wert 
in Grund und Boden besitzen darf, oder vielleicht noch einfacher 
dadurch, dafs es verboten wäre, gleichzeitig zwei oder mchreip i;iund- 
besitze zu Eigen zu haben. Da der Wert aller Privatgrundbesitze 
sich mit der Zeit innerhalb der Grenze des Erbmaximuma halten 
mOfste, so wäre durch letztere Mafsregel der beabsichtigte Zweck 
vollkommen erreicht. 
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Es würde dies auch noch in anderer Hinsicht von grofaem 
Vorteile sein, indem dadurch die wirtschaftlich so verderbliche Land- 
spekulatlon unmöglich genmclit wflrde. Dadurch nftnüich, dafo einzelne 
Tndividaen anegedehnte Lftndereien ankanfiBn, selbst wenn sie dieselben 
momentan nicht benützen oder bewirtschaften wollen, und dieselben 
jahrelang dem Verkehre entziehen, verringern sie das Angebot an 
Grand und Boden, besonders bei schnellem Anwachsen der BeTdlkerung, 
und treiben damit seinen Preis kflnstlich zu einer H6he, bei der eine 
lohnende Bewirtschaftung manchmal unmöglich wird. In Europa, wo 
Grand und Boden meist schon in festen Händen ist, findet diese Art 
von Ländspekulation weniger statt als in Amerika, wo noch ausgedehnte, 
unkultivirte Ländereien in sehr grofsen Partioen vom Staate an Private 
verkauft werden und die Bevölkerung in rascherer Zunahme ist. Diesem 
Umstände ist es wohl auch zuzuschreiben, dafs die Theorie der Boden- 
verstaatlichung gerade in Amerika, in Henry r^porf^p, ihren beredtesten 
An\valt, und in dor Bevölkerung der Vereinigten Staaten ihre eifrigsten 
Anbanger gefunuen hat In unserem P^rdteile befafst sich die Boden- 
spekulation hauptsächlich mit dem städtischen Baugrunde. 

Infolge des raschen Anwachsens der städtischen Bevölkerung, 
das sich seit Mitte dieses Jahrhunuertes allenthalben bemerkbar 
machte, findet diese Baugrundspekiilation einen günstigen Boden. Das 
Land, das sich in der Nähe grol'ser Städte befindet, wird von 
Kapitalisten angekauft, und zuweilen jahrelang unbenützt liegen 
gelassen. Hat sich die Stadt dann soweit Tergröfsert, dafs dieaes 
Land in die Kategorie Ton „Baugrund" getreten ist, so wird es oft 
sn sehr hohen Preisen losgeschlagen. Dies ist aber unserem Frimdp, 
wonach möglichst vielen Staatsbfirgern die Gelegenheit geboten werden 
soU, in den Besitz von Grund und Boden zu gelangen, zuwider, und 
erschwert aufserdem die Errichtung von Wohnhäusern, was wiederam 
eine Steigerung der Wohnungsmieten und die oft beUagte Wohnungs^ 
not der niederen Stände zur Folge hat. Durch die oben vorgeschlagenen 
Bestimmungen, die die Anhäufung grofsen Grundbesitzes in einzelnen 
Händen verhindern würden, konnte aber der Bodenspekubtion der 
Boden entzogen, und die Wohnungsnot gemildert werden. 

Bei der eminenten Wichtigkeit der Wohnungsfrage für die grofsen 
Städte, so wie für die socialen Verbaltnissp überhaupt, könnte aber auch 
noch eine andere Mafsregel gerechtfertigt erscheinen, nämlich das 
staatliche Enteignungsrecht an allem Grund und Boden, der in emer 
gewissen Entfernung von einer Stadt, innerhalb einer gewissen Zone 
rings um dieselbe herum liegt, also das sog. Zonenenteignangsrecht"') 

*) Unter diesem Titel ist vor einiger Zeit ein ihnlicher Antrig, jedoch in 
weniger durchTrf'ifoncIer Form, im preufinsclien Abgeordnetenhauso von Ah> 
geordneten Adikes eingebracht worden. 
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Diese Zone wSie nicht Ar alle Zeiten feststellend, sondern man 
könnte, bei weiterer AusdehnuDg der Stadt, eine zweite, dritte, vierte 
Zone nm die Peripherie heromziehen. Als Prinzip mflTste, unserer 
Ansteht naeh, dabei festgehalten werden, daTs der Preis, der bei der 
Enteignung des Landes gezahlt wird, dem Ertragskapital werte, 
den das Laad bei landwirtschaftlicher Benutzung hat, gleich 
gesetzt wurde, nicht aber dem Preise, den man dafür erentuell als 
Bauland erzielen könnte.**) Um aber die Interessen der gegen» 
wärt igen Besitzer der unmittelbar an grofsen Städten gelegenen 
Grund stücke, die dipRelhen vielleicht in Erwartung ihrer baldigen 
Preisstpicrrnng teuer gekauft haben, nicht allzuenipfindlich zu schädigen, 
könnte man die Bestimmung treflen, dafs ausnahmsweise bei der 
ersten Zonenenteignung die Grundstücke zu einem Preise eingelöst 
würden, der entsprechend höher wäre als ihr Ertragskapitalwert bei 
landwirtschaftlicher Benutzung. Bei allen folgenden Zonen aber, und 
bei neuentstehenden Städten, würde dieser letztere Wert allein mafs- 
fifebend sein. Das Zonenenteignungsreclit, in der angegebenen Weise 
durch^el'ühit, würde uebüt den weittr unten aiigeiührten Vorteilen 
auch noch die Wirkung haben, die Baugrundspekulation vollsätndig 
zu unterdrücken. 

Der Staat konnte den dnrcb die Zonenenteiguung in seinen Besitz 
gehingten Grund und Boden teils zu eigenen Bauten verwenden, teils 
an Baulnstige Terkaufen. Der Verkaufapreis des Landes konnte 
immerbin ein etwas höherer sein, als der Ankaufspreis, da ja der 
Staat, also die Gemeinschaft den Nutzen davon bfttte. Es kftme dies 
der von Henry George verlangten Einziehung der Grandrentenzunahme 
zu Händen der Gemeinschaft gleich ; jedoch nur bei dem in unmittel- 
barer Nähe der Städte gelegenen Lande, bei dem diese Zunahme am 
auffallendsten ist, nicht bei dem gesamten Grund und Boden, wie 
H. George verlangt. Es wäre damit also eine der Forderungen der 
Bodenverstaatlicher, allerdings nur in beschränktem Malse, erfüllt. 

Nach Einführung des staatlichen Zonenenteignungsrechtes, das 
eventuell auch an die betreffende Stadtgeraeinde üViertragen werden 
könnte, wäre eine zweckmälsige Bebauung dos Stadtgrundes sehr 
erleichtert, auch wäre der privaten Bautbätigkeit damit Vorschub 
geleistet, was wiederum auf die Wohnungsverhältnisse nicht ohne 
wohlthStigen Einflufs bleiben würde. Denn eine in der vorgeschlagenen 
Weise ermöglichte Zonenenteignung hätte zur Folge, dafs der Grund 
und Boden, je iiüher er der Stadt — miieiLalb emes gewissen 

*) Es wird hier vorausgesetzt, dafs dieses Land unbebautes Land ist, 
rind bereits Gebäude innerhalb der EnteignuTig;s?:one vorlmn len, so wären die- 
selben zum Bauwerie su übernebem, oder nach Brmessen dem Eigentümer zu 
belassen. 
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Umkreises gelegen wftre, nm so wohlfeiler wOrde, wfthrend jetzt, 
zum Kscbteile einer jeden Stndterweiterung. gerade das Gegenteil der 
Fall ist Da nftmlieh der Staat das Recht hätte, in einem gewissen 
Umkreise um die Stadt herum, das Land jederzeit znm Ertragskapital* 
werte zu enteignen, ao wfirde die Gefahr dieser Enteignung den Preis 
der innerhalb dieses Umkreises gelegenen Grundstücke, unter den 
Preis der weiter von der Stadt liegenden, dieser Gefahr nicht aus- 
gesetzten, berabdrfieken. Je nfther aber das Grundstück der Peripherie 
der Stadt Ifige, um so grOfser wäre diese Gefahr, um so wohlfeiler 
würde es sein. Die Käufer solcher Grnndstficke würden daher bei 
einer eventuellen Zwangsonteignung auch nichts verlieren, denn sie 
hätten sie ja auch billig gekauft, und den Baulustigen stünde wohl- 
feiler Bailijiiind in genügender Menge zu Gebote. 

Wäliiiüd uns eine Verstaatlichung des crp^amten nrnml und 
Bodeus nicht gerechtfertigt erscheint, wäre eine teilweise Ver- 
staatlichung desselben, nämlich für gewisse Bodenkategorieen, im 
Interesse der Gemeinschaft unzweifelhaft wünschenswert. So wäre es gewifs 
vorteilliaft,den Wald, ausgedehnte Wasserflächen, grofse Sümpfe und Moore 
und alle Bergwerke in das Eigentum des Staates zu überführen. Die 
Erhaltung oder die Beseitigung der Wilder, Seen, Moore und Sümpfe, ist 
in Bezug auf die Regulierung der FeucbtigkeitsniederschlSge f&r ganze 
Landstriche von so grofser Wichtigkeit, dafsman dieses allgemeineinteresse 
nioht der Willkfir einzelner Individuen preisgeben kann. Zudem ist 
die Bewirtschaftung des Waldes in grofsen, geschlossenen Komplexen 
vorteilhafter und nutzbringender als in kleinen Parzellen. Auch bei 
den Bergwerken ist nur bei Grofsbetrieben ein voller Nutzen zu erzielen. 
Heutzutage y wo infolge grofsen Kapitalbesitzes ausgedehnte Wald- 
komplexe und grofse Bergwerke sich in Privathänden befinden, wird 
die Realisirung dieses vollen Nutzens auch bei der Privatbewirt« 
scbaftung erzielt; wenn aber durch die Beschränkung des Erbrechtes, 
und durch die vorgeschlagenen Bodenbesitzreformen, sowohl der 
Kapitalhe-iit/ als' auch die Gröfse der privaten Grundbesitze sich 
namhaft verringerten, so würde die Parzellirung des Waldes nach- 
teilig auf dessen Ertrag einwirken, Bergwerke aber, die sich schwer 
oder garnicht parzelliren lassen, könnten überhaupt in den wenigsten 
Fällen durch Private ausgebeutet werden. 

Unsere Vorschläge in betreff der Bodenbesitzreform halten so die 
Mitte zwischen einer vollständigen Verötaatlichung von Grund und 
Boden, und einer vollständigen Freigebung des Privatgrundbesitz- 
erwerbes. Wir sind also auch hier unserem Prinzipe „in medio 
virtus** treu geblieben. 

Im Vorangeheiiden haben wir schon einmal des Hjpotheken- 
wesens gedacht. Dasselbe hängt mit Grundbesitz und €^derwerb 
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80 inüig zusammen, dafa eine jede praktische Bodenbesitzreform es in 
ihren Wirkungskreis wird einbeziehen müssen. In der That gehen 
denn auch beinahe alle sog. Agrarreformen, denen die Volksvertretungen 
verschiedener Länder in letzterer Zeit ihre Aufmerksamkeit zugewendet 
haben, mit dem Beatreben Hand in Hand, das gegenwärtige Hjpotheken- 
W^en zu fiudeiB, es so zn sagen za konsolidiren oder zn stalriliärflQ. 

Als eine der HaQptnrsacben der uigfiBstigeD Lage, in der sicli 
die Xaiidwirtschafl; bentzutage in vielen Lfindein befindet, wird nftmlicb 
mit Becbt die b&nfige Überzahlung der GQter, oder des Grundbesitzes 
Qberbaupt, bei dessen Bnrerbe, sodann aber anch seine fibermftfsige 
Behistnng mit Hypotheken, betraobteL Der ganze Ertrag des Landes 
wird manchmal durch die Zinsenzahlung für die Hypothekenschalden 
absorbirt, und dem Besitzer bleibt für seine Arbeit nichts davon übrig, 
er ist so zu sagen der unbesoldete Verwalter für den Hypothekinhaber. 

Yide dieser Hjpothekenschulden hat der Besitzer des Grund und 
Bodens selbst aufgenommen, entweder als Kaufgeldrest, weil er das 
Kanfohjekt nicht bar bezahlen konnte , oder zum Zwecke der Boden- 
raelioration und intensiveren Rnwirtscliaftung, oder aber zu soinpn 
persönlichen Bedurfnissen. Kinen grofsen Teil der Hypothekenschuicien 
hat aber in der Regel nicht e r , sondern haben seine Vorfahren oder 
Vorbesitzer gemacht, der Besitzer hat das Objekt also schon mit 
Hypotheken belastet übernommen, und zwar mit solchen, für die er 
kein Äquivalent in Bargelde erlialien, von denen er also keinen 
direkten Nutzen geliabt. Da eine Abzahlung der Hypothekenschulden 
heutzutage eher die Ausnahme als die Regel bildet, so schwillt die 
Hypothekenlast von Besitzer zu Besitzer an, bis sie schliefslich in ein 
MifsrerbSltnis zum Werte des Besitzes gerät, nnd ein Prosperiren 
des Eigentfimers unmöglich macht. Dieses Anscb wellen der 
Hypotbekenlast zu rerbindern nnd deren Abzahlung 
zn befördern, wird daher der Hauptzweck einer jeden 
Beform des Hypothekenwesens sein mflssen. 

üm diesen Zweck zu erreichen, wurde Ton einer Seite ein Gesetz 
vorgeschlagen, wonach Grundbesitz überhaupt nur gegen Barzahlung 
erworben werden könne, vnn anderer Seite aber eine genossenschaftliche 
Organisation des Realkredics, resp. eine Beschränkung der individuellen 
Freiheit der Schuldenaufnahme auf Grundbesitz, unter Kontrolle einer 
Genossenschaft, anempfohlen. Ersteres würde wohl von radikaler 
Wirkung sein , würde aber den Verkehr mit Grundbesitz, d. h. den 
An- und Verkauf desselben, allzusehr erschweren. Letzteres könnte 
zwar in mancher Hinsicht wohlthätig wirken, würde wohl aber kaum 
imstande sein, das Übel gründlich zu beseitigen. Wir möchten daher 
auch hier folgenden Mittelweg vorschlagen. 

Aller Grund und Boden, den der Staat au Private verkauft, und 

7 
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dies wäre infolge der Bestimmungen des beschränkUn Erbrechtes ein 
nicht unbeträchtlicher Theil, wird nur gegen Barzahlung abgegebeü. 
Als Verkaufspreis wird der Ertragskapitalwert angenommen. Für den 
Pri¥at\rerkehr in Grund und Boden ab« bldbt dk gegeDwSrtig 
geltende Gepflogenheit aufireobt, d. b. die freie Bestimmtmg dee Fteises 
roii Seite dee Yerkftnfera, und die Freiheit zur Obenu^e der auf 
dem Yerkaufeobjekte haftenden Hypotheken von eeite des Käufers. 
Jedermann kann auf seinen Grundbesitz Hypotheken an&ehnien. Ob 
dies nach eigenem Ermessen oder nur nnter Eontrolle einer Oenosaen- 
sehafb gesohehen soll, wollen wir dahingestellt lassen, da dies filr 
unsere Vorschläge nicht von wesentlicher Bedeutung ist. Beim Tode 
einf s inlen Besitzers von Land oder von Gebäuden aber, sind sämtliche 
auf seinem Besitze haftenden Hypotheken eo ipso durch sein erfolgtes 
Ablnben als gekündigt zu betrachten, und werden nach Ablauf der 
üblichen Kündigungsfrist von Sta^tswegen aus dem übrigen 
(beweglichen) Vermögen des Erblassers abcrezahlt.*) Reiclit letzteres 
dazu nicht aus, so schiefst der Staat das Fehlende zu. Er kann dies 
ohne Oofabr eines Verlustes thun, da ja unter diesen Umständen der 
Grundbesitz so wie so dem Staate zufällt, weil dann keiner der Erben, 
auch wenn solche da sind, das Objekt erben kann, da sein Erbteil 
dann jedenfalls geringer sein mufs als der Wert des Grundbesitzes, 
und die Erbansprüche in diesem Falle in lieweglicheu Werten zu 
begleichen sind, (vergl. Anmerkung pag. 92.) Die Mittel zu diesem 
Zuschüsse zur Hypotheken-Abzahlung, und zur Begleichung der Erb- 
ansprfiehe wfirde der Staat durch den Verkauf gegen Barzahlung, ;de8 
ihm zufolge des beschränkten Erbrechtes leicblicfa zu&ilenden Grund* 
besitzes leicht au&ubiingen imstande sein. Beim Ableben eines jeden 
Grundbesitzers findet eine Abschätzung seines Besitzes statt« und es 
wird nur der Ertragskapitalwert desselben bei Begelnng 
seiner Erbschaftsangelegenheiten in Anschhg gebracht. 

Diese Mafsregeln würden, wie uns dfinkt, die GrundObel, an denen 
die Landwirtschaft krankt — die Überzahlung der Güter, und die Über- 
lastung derselben mit Hypotheken — grOfirtaiteils zu besdtigen im- 
stande sein. Da nämlich ein beträchtlicher Teil des Grund und Bodens 
vom Staate zum Ertragskapitalwerte verkauft werden würde, so 
würde auch der Preis des Landes, das Yon Privaten verkauft wird, 
nicht viel über diesen Wert steigen können. Denn wer wird einem 
Privaten einen Grundbesitz zu einem übermäfsig hohen Preise ab- 
kaufen, wenn- er stets Gelegenheit hat, einen solchen vom Staate 



*) Es ist dies in unserem Prinzip begründet, dafs die Gemeinschaft oder 
der Staat berechtigt ist, die HinterlasseuBchaft seiner Bürger in einer Weise zu 
reguliren, di« dem Interewe der Gemeinsdiaft «m besten enteprioht. 
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zum Ertragskapituhverte zu erwerben? Infolge der Barzahlung aber, 
die der Staat verlangt, und durch die Abstofsung aller auf Grund- 
besitz haftenden Hypotheken im Todesfalle der Besitzer, würde die 
Hypotheubelaatung fortwährend in Schranken gehalten werden. Aller- 
dings könnte der Käufer, der Grund und Boden vom Staate gegen 
Bamblung gek&oft hat, sowie der Erbe eines yon Hypotheken be- 
leioigten Gnies, nene HypothekensehuIdeD darauf machen, er wfirde 
dann aber wenigstens nur solche Hypotheken auf seinem Besltsse 
haben, die er sähst aufgenommen hat, und für die er das Äquiyalent 
in Bargeld erhalten hat, nicht aber audi solche, die von seinen Tor- 
gftngem aufgenommen wurden, ftr die er wohl die Zinsen aufzubringen 
hat, ohne einen direkten VorteÜ davon gehabt zu haben. Bs wfirden so 
auf Grund und Boden nur die Hypothekenachnlden lasten, die die 
lebende Generation darauf aufgenommen hat, und ein kontinuierUchee 
Anschwellen derselben, Generationen hindurch, würde vermieden werden. 

Der Erwerb von Grundbesitz wäre dadurch allerdings in einer 
Hinsicht etwas erschwert, da die Käufer dann mehr Barvermögen 
haben müfsten als jetzt, wo sie stark verschuldete Güter mit ge- 
ringen Geldmitteln übernehmen können.*» Das wäre aber volkswirt- 
schaftlich kein Nachteil, denn es wün]« dann im allgemeinen intru- 
siver gewirtschaftet werden, da die Besitzer entweder von Haus aus 
mehr Barmittel hätten, oder sich solche auf ihren unverschuldeten 
oder doch nur mäfsig belasteten Besitz leichter verschaffen könnten. 
Auch würden die Zwangsversteigerungn, deren Zahl sich heute er- 
schreckend vermehrt, bedeutend abnehmen. Der Vorwurf aber, dai's 
dann nur vermögende Leute Grund und Boden erwerben könnten, 
scheint mir nicht gerechtfertigt zu sein. Denn da der Staat, durch 
beliebige Paizellirung des ihm zufallenden Landes, Gnmdbesitze von 
allen möglichen GiOfsen, bis zu den kleinsten herab, schaffen konnte, 
so wftre auch den minder Vermögenden, jedem nach seinen Mitteln, 
die Möglichkeit des Gmnderwerbes geboten. Dafo dann aber jeder 
nur «nach seinen Mitteln**, d. h. im richtigen Verbftltmsse zu seiner 
Kapitalkraft, Grundbesitz erwerben konnte, muis in volkswirtsohafb- 
lieher Beaehung als Vorteil angesehen werden. Es würde dann selten 
vorkommen, dafs jemand, so wie es jct/t häufig der Fall ist, mit 
geringen Geldmitteln ein grofses Gut kauft, weil es stark verschuldet 
ist und er nur eine geringe Anzahlung zu leisten braucht, dann aber 
aus Mangel an Betriebskapital zusammenbricht. 

Während gegenwärtig die Tendenz besteht, den Umfang der 
einzolneu Güter durch Zukauf zu vf^rgröi'sern, wodurch der Kleingrund- 
besitz nach und nach aufgesaugt und viele kleine Besitzer von ihrem 

*} Die Enehwerong wäre aber nioht so bedeutend als wenn aller Grand, 
otkd Boden nur gegen Banahlang erworben werden konnte, wiemanoheTorschla^en«^ 

7* 
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Grund und Boden und von der Ausübung des landwirtschaftlir]i u 
Gewerbes verdrängt werden, würden unsere Vorschläge in betreff der 
Beschränkung" des Rrbrechtes und der Bodenbesitzreform die entgegen- 
gesetzte Tendenz, die der Kleioerhaltuug des Grundbesitzes, 
zur Folge haben, und damit die Zahl der in der Landwirtschaft be- 
achäftifjten Individuen vermehren. 

Da uamlich niejuand einen Grundbesitz erben könnte, dessen 
Wert das Erbmaximum übersteigt, so würde jeder Grundbesitzer, der 
den Wmifich hegt, sein Gut einem seiner Söhne zu hinterlaflsen — 
und dies ist doch gewöhnlich der Fall — daiaaf bedacht sein mOssen, 
den Wert und demgem&fs auch den ümfang seines Grundbesitzes 
innerhalb der durch das Erhmaiimum gesteckten Grenzen zu er- 
halten. Oberhaupt wfirde beim Grundbesitz, je kleiner er wSre, um 
80 mehr Wahrscheinlichkeit Torhanden sein, dafs er vom Vater auf 
den Sohn flbergehen kann, was eine Eleinerhaltung desselben be- 
günstigen würde. Aufserdem würde auch die beim Verkaufe von 
Staatsgrandbesitz geforderte Barzahlung, sowie die im allgemeinen 
geringere Belastung der Güter mit Hypotheken, die Tendenz haben, 
den Grundbesitz kleiner zu erhalten, da die Erwerbung ausgedehnter 
Komplexe unter diesen Umständen zu grofse Ansprüche an die 
Kapitalkraft der Käufer stellen würde, Schliefslich liätte es auch 
der Staat in seiner Hand, durch beliebige Parzellirung ^l^s ihm 
iniolge der Beschränkung des Krhrerhfes zufallenden Grundbe.-ifzes, 
eine nacliteilige Verminderung des Kleingrundbesitzes zu verhindern. 
Andererseits würden aber durch Staatsdomänen und durch die im Be- 
sitze von Aktien gesellöchafteu befindlichen Güterkomplexe, die Vor- 
teile des Grolabetriebes auch in der Landwirtschaft gewahrt bleiben. 
Die Kleingrundbesitzer könnten sich, ähnlich wie dies bereits bei dem 
Kleingewerbe angefahrt wurde, durch genossenschaftliche Verbände 
zum Zwecke des An- und Verkaufes der Rohprodukte, und der An- 
schaffung von Maschinen, Vieh etc. gegen die Konkurrenz des Grofs- 
betriebes schützen. 

Dadurch aber, dafs ein gröfserer Teil der Bevölkerung, als dies 
jetzt der Fall ist, dem landwirtschaftlichen Gewerbe obliegen wfirde, 
würde eine Verminderung des Arbeitsangebotes bei der Industrie, eine 
Steigerung des Arbeitslohnes daselbst, und eine Abnahme des Be- 
völkerungszuwach I in den Städten erfolgen, wodurch ein bestehendes 
sociales Übel namhaft gemildert werden würde. 

Tm Vorangehenden haben wir die Wirkungen besprochen, die 
die Ausführung unserer Vorschläge hauptsächlich auf die Besitzverhült- 
nisse des der Landwirtschaft dienenden Gnmd und Bodens ausüben 
würden. Aber auch auf die Hausbesitz- und Wohnun^sver- 
liäitnisse würden diese Vorschläge von wohlthäfcigem Einflüsse sein. 
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Es kannte dann nicht geschehen, dafs, wie z. B. jetzt in London, ganze 
Häuseikrmplexe, ja ganze Stadtviertel einem einzigon Privatmanne ge- 
hörten, selbst die unsinnig grofsen städtisehenMietbäuser, wahre Miefc- 
kasernen, würden meist nicht im Privatbesitze bleiben, da ihr Wert das 
LiLiiiiixiiiium oft übersteigen würde. Dagegen würden nichi- kleinere 
Wohnhäuser, nur für eine Familie gebaut werden, da, so wio beim 
landwirtschaftlichen Besitze, kleinere Objekte mehr Aussicht hätten, 
Ton Vater auf Sohn vererbt werden zu können als grofse. Auch 
wflrde die infolge der Zonenenteignung eintretende Verbilligung des 
Btadtischen Bangnmdes^ seUrat dem minder Begfiterien die Errichtung 
und Erwerbung kleinerer Familienh&naer ermöglichen. Die Jetzt he- 
stehenden grofeen Mietkasemen könnten, wenn sie in Staatsbeeits 
fihergegangen sind, zu öffentlichen Zwecken, zu Scholen, Museen etc. 
Terwendet werden, oder aber aneb als Zinsbanser fortbestehen, jedoch 
unter strenger sanitärer Aufeicht der Stadtverwaltung, die darin Woh- 
nungen für ihre Beamte, und gesunde, billige Arbeiterwohnungen her- 
richten könnte. Die Mietziusscb raube, die gegenwärtig von den Haus- 
besitzern in grofsen Städten fort und fort Tester angezogen wird, 
wurde damit lahmgelegt werden. Alles dies müfste aber wesentlich 
zur Verbessnng der Wohnungsverhältnisse beitragen, und damit einen 
weiteren socialen IVIifsstaud beseitigen. 

Mit den Grundbesit'/verbältuiHsen hängt der Erbadel so iunig 
zusnraraen, dafs er ilurch eine wosontlicho Änd^nini^ dersplhon un- 
zweifhaft in Mitleidenschaft gezogen weruen würde. Du uainlich der 
Erbadel seine hauptsächlichste Stütze im grofsen Privatgruudbesitz, 
speziell in den Familienfideikommissen hat, so würde er, nach Ein- 
führung des von uns vorgeschlageneu beschränkten Erbrechtes, dieser 
Stütze und damit auch seiner Existenzbedingung verlustig gehen, denn 
grofse Familienfideikommisse vertragen sich nicht mit den von uns aus- 
gesprochenen Grundsätzen. Der Erbadel wttrde also mit der Zeit 
verschwinden, und Im BQrgertume ansehen. Ich glaube, dafs dies 
in allgemeinen nicht zu bedauern wSto."*) 

•) "Wie Darwin vom StaiKlpunktt' seines natürlichen Selekrif(ri*-i]iriiizipe« 
üher die Fideikomiuisse und dem Erbadel denkt, gebt aus tolgendem Ausspruche 
hervor £r sagt: „Primügenituren mit nnverauberHcheiii Erbbeaitz (Familien- 
fideikothinisRe) nad offenbar schSdlich, obgleich sie vielleicht einmal von 
grofsem Nutzen waren, als eich eine herrachende Klasse herausbildete (Feudal- 
zeit). Die ältesten Föhnp, nnf welche der Besitz übergeht, kommen alle zur 
Verheiratung (also zur Fortpflanzung), obgleich sie vielleicht an Qeist oder 
ESrper ichwächlich »ind, wahrend die jüngeren Sohne «ch nieht so leicht 
verheiraten, auch wenn sie in der genannten Hinsicht den erstcren überlegen 
sind. Dazu kommt, dafs die ältesten Söhne, auch wenn sie liederlich sind, 
ihren Reichtum doch nicht verlieren können," d. b. durch die Einrichtung der 
Familienfideikommisse werden in der mauchliohen Rana ungüiutiga Bigen- 
idwften, die die Slteaten Söhne etwa beiitsen, kOnstlich fortgeaUcfatet 
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Der Erbadel beruht im Prinzipe auf der AnBchauimg. dafs die 
Nachkommen eines verdienstvollen Mannes für die Verdien^^tp desselben 
ausgezeichnet, also belohnt werden sollen. Bei näherer Betrachtung 
scheint aber diese Auschaaung eines Temüuftigen Gnmdes z\x eiitr 
behren. 

Eine Belohnung setzt doch vernünftigerweise ein zu belohnendes 
Verdienst voraus. Welcher Grund ist dann aber vorhanden, einen 
Menschen, gleich bei seiner Geburt, ehe er sich irtrend welches Ver- 
dienst erworben hat. durch Vererbung des Adels auszuzeichnen oder 
zu belohnen? Man wird sagen, die Verdienste seines Vaters seien 
der Onmd zu seiner Belohnung. Dies zugegeben, mfifste man dann 
aber auch komeqneotorweiee den Sohn eines Yerbreebers f&r die Mbne- 
thaten seines Vaters bestrafen. In beiden Fflllen ist der Sohn gleiefa 
nnschlndig, sowohl an seiner Belohnnng wie an seiner Bestrafung. 
Die niobt verdiente Bestiafang wird man ftr nngerecbt halten» 
dann mnfs man aber auch die nicht Terdiento Belohnnng in demselben 
laxikte betrachten. 

Wenn man die Frage bezüglich einer Bestrafung der Kaehkommea 
für die Missethaten ihreor VorÜEihren überhaupt diskutiren wollte, so 
könnte man sich dabei sogar auf eine ganz kompetente Autorität be- 
rufen, und zwar auf niemand geringeren als auf die heilige Schrift 
gelbst, denn es steht geschrieben 2. Mose 20,5: „Denn ich der Herr, 
dein Gott, bin ein eifriger Gott, der da heimsuchet der Väter Misse- 
that an den Kindern bis in das dritte und vierte Glied." Wenn also 
der allgerechfce, all barmherzige und allgiitige Gott eine solche Be- 
strafung der Nachkommen für die Sünden ihrer Vorfahren nicht für 
ungerecht hält, sollte der Mensch sie für ungerecht halten? Der 
Einwand, dal's dem Menschen nicht dasselbe Hecht zukomme wie Gott, 
ist nicht stichhaltig, glaubt ja docli der Mensch berechtigt zu sein, das 
Strafrecht an Verbrechern (Sündern) in ausgedehntem Mafae ausüben 
zu dfirfen, ja sogar oft für Vergehen, die selbst der „eifrige" Gott 
wohl nicht bestraft hfttte. 

Es Hegt mir selbstrerstftndlieh yoUkommen fem, eine solche Be- 
strafung nnsehuldiger Kachkommen in Wirklichkeit zn Terlangen; ich 
wollte nnr zeigen, wie inkonsequent und grundlos die analoge Hand- 
lung, die Belohnung von Nachkommen fttr die Verdienste ihrer Vor- 
fahren, istw Wenn man das dne unterlftÜ^ sollte man auch das 
andere unterlassen, sonst zieht man sich den Vorwurf der Inkonse- 
quenz zu. 

Vom theoretischen Standpunkte erscheint also der Erbadel als 
eine ungerechtfertigte Institution. Vom praktischen Stundpunkte 
wird gewöhnlich zu seinen Gunsten angeführt, dafs man von den Nach- 
kommen eines verdienstTolIea Mannes, wenn sie seinen Titel erben, mit 
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mehr Walirscheinlichkeit voraussetzen könne, dafs sie bestrebt sein 
würden, es ihren Vorfahren gleich zu thun, mch rbeii falls Verdienste 
zu erwerben, und sich der Gesellschaft nützlicli zu erweisen. „Nob- 
lesse oblige." Leider wird dieser Erwartuner in vorbältuismäisig 
seltenen Fällen entsprochen, und ebenso häutig, ja noch häufiger, sind 
die Fälle, wo der ererbte Titel dem Träger desselben nur dazu dient, 
am aicb Leuten gegenüber, die keinen solcheu Titel führen, arrogant 
und flberhebend m benehmen, ohne irgend etwas für die Gesellschaft 
geleistet zu haben. Der Nachteil, den die Gesellsehaft also in dieser 
Richtung 70m Eibadel hat, scheint den Vorteil zn überwiegen. 

Im Mittelalter, als die Gesellschaftsordnong auf feudaler Bans 
g^grftndet war, war der Erbadel die notwendige Bedingung dieser 
GesellsGhaftsordDung. Später diente er als StOtse der Monarchie, und 
als Mittel zur Hebung ihres Glanzes, und auch heutzutage wird dies 
noch als Existenzberechtigung des Adels angeführt. Wenn also die 
Monarchie auch in unseren Tagen der Stütze des Adels noch nicht 
entbehren zu können glaubt, so schaffe sie sich doch zu dem Zwecke 
einen Verdienstadel. Sie wird dann wenigstens sicher sein können, 
dals auch alle adeligen Individuen wirklich verdienstvolle Männer, von 
lauterem Charakter und von unbedingter Anhänglichkeit an die Mon- 
archie sein werden, was man nicht von allen Vertretern des Erbadels, 
weder in der Vergangenheit noch in der Gegenwart, behmipten kann. 
"Wie viele Adelige aus altem Ueschlechte betragen sich in einer Weise, 
die mit ihrem hohen Nameu nicht im Kioklaug steht, und öfters 
schon hat uns die Geschichte Beispiele geliefert, dafs der Erbadel, 
weit entfernt eine StQtze der Muuarcbie zu sein, ihren Absichten und 
Plänen direkt entgegenwirkte. 

Wenn man daher das Bestehen des Adels in politischer Hinsicht 
ttberhanpt noch fOr notwendig hilt — in socialer ist er es nicht — 
so wQrde der Verdienstadel den Zweck besser erfldlen als der Erbadel, 
denn die Monarchie konnte sich fester auf ihn verlassen. Aufserdem 
wQrde der Verdienstadel vom Standpunkte einer Temflnftigen, billigen 
Anschauung gerechtfertigter sein, sIs der Erbadel 

Während also der Erbadel in unserer yerbesserten Gesellscbafts- 
ordouDg nach und nach verschwinden vvfn de, konnte man den Ver- 
dienstadel, jedoch ohne Vererbung auf die Nachkommen, beibehalten. 
Es würde damit auch in diesem Falle, gemäfs unserem Wi^ilspruche 
„in medio vlrtus", der Mittelweg eingeschlagen werden. 

Auch die Verleihung von Titel und Orden, allerdings nur für 
hervorragende Verdienste, kr>nnte beibehalten werden. Der Mensch 
hat nun einmal den Ehrgeiz — oder vielleicht richtiger gesagt die 
Schwäche — sich durch sichtbare oder hörbare Abzeichen, als wie 
durch Orden und Titel, von seinen Nebenmenschen unterscheiden zu 
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"wollen, es genügt ihm nicht Verdienst f z u haben, er will sie seinen 
Nebenmenscben auch zur Keuütiiid bringe u. Diesen Zweck er- 
füllt in ganz vorzfiglicber Weise ein Bändchen im Enopfloche, oder 
ein Titel vor dem Namen. Warum sollte die GeseUaeliaft dieser, im 
Grande genommen, recht harmlosen Sehwäche des Menschen nicht 
Bechnnng tragen, nmsomehr als sie oft die Triebfeder mandier gemein- 
nfttzigen Handhug ist, die ohne die Anssicht anf diese Auszeichnung 
unterlassen worden wftre? Verspricht man doch Kindern Znckerhrot> 
damit sie sich artig benehmen, warum sollte man dieses pädagogische 
Mittel nicht auch erwachsenen Kindern gegenfiber anwenden, indem 
man ihnen Orden in Aussicht stellt, wenn sie sich gut betragen? Die 
Eitelkeit und Eigenliebe eines jeden Menschen ist mehr oder weniger 
für Auszeichnung empfänglich, es kommt nur darauf an, in welcher 
Form man sie ihm bietet. Wenn man einem Manne, der sich Ver- 
dienste erworben bat, erlauben ^vflrde, auf seinen Kockkragen die Worte 
zu H< hreibeu: „seht her, Leutchen, ich habe mir ganz besondere Ver- 
dienste erworben", so würde er es mit Entrüstung von sich weisen, 
einen Orden heftet er aber mit Stolz au sein Knopfloch, und doch 
besagt dieser Orden genau dasselbe, nur die Schriftzeicben sind andere. 
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Im Verlftufe unserer Betracbtoogeii Aber die sociale Frage haben 
wir nicht nur zu wiederholten Malen dea Arbeiters gedacht, wir haben 
auch, bei Besprechung der von uns vorgeachiagenen fiefonuen der 
gesellschaftlichen Zustände, stets die Wirkungen erwogen, die dieselben 

^anz besonders auf den Arbeiter ausüben würden. Ea könnte daher 
vielleicht überflüssig erscheinen, dem Arbeiter hier noch ein beson- 
deres Kapitel zu widmen Wenn wir flies dennoch thun, so geschieht 
es einesteils aus dem Grunde, weil gewiss^e Verhältnisse in der ßfe- 
sellschaffclichen Organisation, die den Aj-beiter allein berühren, bisher 
in unserer Besprechung keinen Raum finden konnten, anderenteils aber 
als Konzession an das Publikum. Viele würden nämlich ohne Zweifel 
eine Schrift über die sociale Frage kaum für beachtenswert halten, 
wenn darin dem Arbeiter nicht ein besonderes Kapitel gewidmet wäre. 
Sie wftbnen eben die sociale Frage fSr identisch mit „Arbeiterfrage". 
IMe sodale Frage ist aber keineswegs eine reine Arbeiterfrage, sie 
berfibrt alle gesellschaftUohen Stände, die Arbeitsgeber sowohl als die 
Arbeitsnehmer, die Produzenten ebensogut als die Konsumenten, die 
Kapitalisten nicht weniger als die Besitzlosen; mit einem Worte, die 
ganze moderne GeseOscbaft ist dabei In Mitleidenschaft gezogen. Diese 
einseitige Auffassung der socialen Frage entspringt dem Umstände, 
dafs die Schäden der gegenwärtigen Wirtschaftsordnung in erster 
Keihe und am stärksten beim Arbeiter, speziell dem Lohnarbeiter, zur 
Wirkung kommen, und bei ihm daher am anf&lligsten und deutlichsten 
in £rscheinung treten. 

Ein weiterer IiTtum ist der, dafs unter „Arbeiter" meist nur die- 
jenigen verstanden werden, die ihre physischen Kräfte bei der Arbeit 
bethätigen, und um ,.Lohn" arbeiten, und dafs man oft meint, wenn 
nur diesen geholfen vv-erden k^^nnte, und wenn nur diese zufrieden- 
gestellt Wären, die sociale Frage dann verschwinden würde. Man be- 
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denkt eben nicht, dafs es auch noch andere Arten von Arbeiter gieht, 
die ebenfalls den Anspruch haben, zufriedengestellt zu wei den, ja dafs in 
gewissem biune alle Menschen Arbeiter sind, oder es wenigatens Iq 
der verbesserten Gesellschaftsordnung werden solleu. 

Insbesondere sind es die Arbeiter auf geistigem Gebiete, die von 
dem „Arbeiter" im gewöhnlichen Sinne nicht als zum Arbeiterheere 
gehörend betrachtet werden. Es ist dies gerade so, als wollte luau 
nur die gemeinen Soldaten zum Heere rechuen, nicht auch die Offi- 
ziere, weil diese kein Gewehr («ragen und nicht Wache stehen. Sowie 
aber die Offiziere im Heere das leitende und orgauiairende Element 
sind, 80 sind die geistigen Arbeiter die leitenden und organisirenden 
im Arbeiterheere. 

Anf die Gefiüir hin, der Wiederholung bereite Gesagten bescliiil- 
digi 2Q werden, will ich also nun in Efirze die Ton mir yorgeschla- 
genen Beformen, mit besonderer Berflclcsichtignng der Wir- 
kungen, die ich TOn ihrer Durchführung speziell auf 
das Wohlergehen des Arbeiters erhoffe, noch einmal an- 
fahren. 

1. Einschränkung des Kapitalismus durch Beschränkung 
des Erbrechtes, und Gew^ährung eines Erbminimums an jedes 
männliche Individuum (vide zweiten Abschnitt „Der Kapitaiismus"). 

Der moderne, insbesondere der socialdemokratische Arbeiter, be- 
trachtet jeden Kapitalisten als seinen natürlichen Bedrücker und Aus- 
sauger. Wenn man dem auch in dieser Aligemeinheit nicht beistimmen 
kann, so ist doch nicht zu leugnen, dafs die Interessen des Kapitalisten 
und die des Arbeiters selten parellel laufen, und dafs das Kapital 
seinem Besit/.er eine grofse Macht und bedeutende Vorteile veiieüit, 
von denen leider nur zu oft in einer, den Arbeiter schädigenden Weise, 
Gebrauch gemacht wird. In frfiheren Zeiten nahmen die Arbeiter 
diese Bedrficknng Ton selten des Kapitales mit Resignation hin. 
Einesteils war dieselbe nicht so fühlbar wie jetst« andemteils besaTsen 
die Arbeiter nicht den genügenden solidarischen Sinn und nicht die 
genfigende Bildung, die beide zu dnem energischen Widerstande g^gen 
die Obergriffe des Eapitalismus nötig sind *} Aach war der Binflufs 
der Kirche, die dem Armen Demut und Ergebenheit in sein Schicksal 
predigte, noch viel mächtiger als jetzt Seitdem aber die Macht des 
Kapitales, und demgemäfs auch der von ihm ansge&bte Druck zuge- 
nommen haben, seitdem ferner der Arbeiter zu gröfserem Selbst- 
bewufstsein gelangt ist, reagirt er <,'egen diesen Druck. In manchen 
Fällen gelingt es ihm, denselben zu lindern, im allgemeinen ist aber, 

*) Wir nehmm hi«r d«i Tofhudanieiis anbereohtigter Übergriffe 
von Seiten dM Kapiteles, und berechtigter Fordemngen von selten der 
Arbeiter an. 
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infolge der Anhäufung riesiger Vermögen in den Händen einzelner, 
die Macht des Kapitales eine so grofse gewurden, dafs der Kampf des 
Arbeiters, auch wenn er ihn für berechtigte Forderungen fährt, wenig 
Aussicht auf einen befriedigenden Erfolg verspricht. 

Wenn aber durch die von uns vorgeschlagene Beschränkung des 
Erbrechtes der Kapitali«mus m angemessenen Grenzen gehalten würde, 
80 stände der Arbeiter nicht mehr einem übermächtigen Gegner gegen- 
über. Das StftrkererhaltDis der strdtendeii Parteien wäre in ein ii<^- 
tigeres YerbUtnis gebracbtt und damit die Möglichkeit eines billigen 
Ansgloiebes gegeben. Denn nnr in de m Falle, wenn beide streitenden 
Parteien aonfthemd gleidi stark sind, bestebt die Wabrscbeinlichkeit 
eines gerecbten Ausgleiches, w&brend, wenn die MacbtrerhältnisBe 
allzu uDglelcb sind, stets die Gefiibr varEegt, dafs dem sühwacben 
Tdle Bedingungen aufgezwungen werden, die nur dem Stärkeren ge- 
nehm sind. Dafs al i durch unsere Reform etwa der umgekehrte Fall 
eintreten könnte, das Kapitel also dem Arbeiter gegenüber zu machtlos 
würde, ist wohl bei der Natur des Kapitales, die dem Besitzenden unter 
allen Umständen ein gewisses Übergewicht über den Besitzlosen gewährt, 
kaum zu befürchten. 

Infolge der von uns beantragten Gewährung eines Erbminimums 
an jedes männliche Individuum (sofern es nicht einen dem Vermögen 
seines Vaters entsprechenden si'rörseren Erbteil erhielte), würde jeder 
Mann zu einem gewissen Zeitpunkte seines Lebens, resp. beim Tode 
des Vaters, in den Besitz eines, wenn auch geringen Vermögens 
kommen. Damit könnte er entweder ein selbständiges Geschäft be- 
ginnen, oder könnte sich an einer sogenannten Arbeiterproduktiv- 
genossenschaft beteiligen. Diese Genossenschaften, bei denen der Ar- 
beiter Unternehmer und Produzent zugleich ist, sind ja schon mebr- 
&cb versuchsweise eingeführt worden. Der Stein des Anstofses, an 
dem dieselben in der Bogel scheiterten, war der, dafs die Arbeiter kein 
Kapital in das Unternehmen mitbringen konnten. Das Erbminimum, 
das ein jeder Mann bekommen wQrde, und mit dem er der Genossen- 
schaft beitreten kannte, wflrde den Dbelstand beseitigen, und damit 
diese volkswirtschaftlich wünschenswerte Emrichtong auf eine ge- 
sunde, lebensfähige Baals stellen. 

2. Begünstigung und Erleichterung der Ebeschlie- 
fsung von Staatawegen, und Gewährung einer gleich 
grofsen Lebensrente an jedes weibliche Individuum von 
einem bestimmten Alter angefangen (vide dritten Abschnitt 
„Das Weib") 

Die Erleichterung der Ebeschlief^uu?? würde im allgemeinen auf 
die wirtschaftlichen Verhältiiisso des Arbeiters, wie wir glauben, einen 
günstigen Einflufs ausüben, denn der verheiratete Arbeiter lebt relativ 
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billiger als der unverheiratete. Letzterer muis sich meist im Wirts- 
hause verköstigen, wo ihm eine teurere und schlechtere Nahrung 
gereicht wird, als sie in einem Haushalte hergestellt werden kann, und 
wo sich ihm überdies allerliand Veranlaasungeii zn lumflteen Aaagaben 
darbieten. Den Sparsinn wird man daber in der Begel bei yerheira- 
teten Arbeitern mehr ausgebildet finden, als bei ledigen. Nicht minder 
wftrde auch durcb hftnfigere nnd frflbzeitigere Eheacbliefsung innerhalb 
des Arbeiterstandes das sittliche NiTcau desselben, besonders das des 
weiblichen Teiles, gehoben werden. 

Durch die Lebensrente aber, die das Weib des Arbeiters bezöge, 
wäre sie unter allen ümstünden wenigstens gegen äufserste Not ge- 
sichert, und würde im Falle der Krankheit oder Erwerbsunfähigkeit 
dem Manne nicht zur Laät fallen. Wenn auch seine Einnahme, solange 
er verdient, durch Entriclitung des Weiberversorgungsbeitrages in etwas 
geschmälert würde, bo würde andererseits der Fortbezug der Reute 
durch sein Weib, anrb im Falle er selbst nichts verdiente, wie eine 
Art von Rentenversicherung wirken, und einen wirtschaftlichen Stutz- 
punkt in der Arbeiterfamilie bilden. 

Dai's aber das Los der weiblichen Arbeiter sich bedeutend bessern 
müfste, wenn sie infolge des Bezuges der Lebensrente nicht gezwungen 
wären, zu jedem llungerlohne Arbeit anzunehmen, ist wohl unzweifel- 
haft. Nicht nur ihr eigener Lohn, auch deijenige der männlichen 
Arbeiter wfirde dadurch namhaft steigen. Auch würde das Familien- 
leben der Arbeiter sehr dadurch gewinnen, wenn sich ihre Frauen 
mehr der Bersorgung der h&uslichen Angel^enheiten widmen könnten. 

3. Begulirnng der BoTdlkerungszunabme durch 
freiwillige Beschränkung der Nachkommenschaft auf 
eine der wirtschaftlichen Produktion entsprechende Normal- 
kinder zahl (Tide rierten Abschnitt „Die BeTGlkernngsfrage**). 

Aus der Beschränkung der Bevölkerungszunahme würde dem 
Arbeiter ein doppelter Vorteil erwachsen. Einesteils würden sich seine 
wirtschaftlichen Verhältnisse bessern, wenn er keine zu grofse Kinder- 
zahl zu ernähren hätte, anderenteils würde sich das Arbeitsangebot 
verringern, wenn er nicht durch unbeschränktes Tndieweltsetzcn von 
Arbeiternachwuchs sich selbst eine ständifje Konkurrenz pchjiffte. Bei 
verringertem Arbeitsangebot müi'sten aber die Arbeit::- löliue uutwondiger- 
weise steigen. Durch Beschränkunfr (ior Kachkonjmeuscliaft würde 
daher seine Einnahme steigen, bciue Ausgabe dagegen smktiu, er 
würde also auf zwei Seiten gewinnen. Die Wirksamkeit des s. g. 
„ehernen Lohngeaetzes", wonach die Höhe des Lohnes sich auf die 
Dauer nicht namhalt unter, aber auch nicht viel über das durch- 
schnittliche Lebenserhaltungsminimum des Ai'beiters und seiner Familie 
stellen kann, ist bedingt durch das Vorhandenst einer ständigen 
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Reserve des Arbeiterheeres, die das Steigen des Lohnes über eine ge> 
wisse Höhe verbindert. Diese Arbeiterreserve rekriitirt sich haupt- 
ßärhliph aus der in überniäfsiger Zahl gezeugten Arbeiternacbknmmpn- 
schaft. Bei Abgang dieser Reserve würde auch das „eherne Lohn- 
gesetz" seine Wirksamkeit verlieren. Der Arbeitt-r hat also in der 
Beschränkung seiner Nachkommenschaft ein wirksames Mittel in der 
Hand, seine Verhältnisse selbst 7A1 bessern. 

4. Reform der Grund Im sitz- und derWohnungsver- 
hältiiisse durch Verhinderung der Ansammlung über- 
grofsen Bodenbesitzes in den Händen einzelner Indivi- 
dnen, Schaffung einer gröfseren Zahl kleinerer Besitze 
und Beseitigung der Baugrnndspekulation durch Einführung 
des Zonenenteignungsrechtes (Tide fünften Abschnitt „Der 
Grundbesitz^). 

Durch dipse Befonnen wflrde es dem Arbeiter leichter gemacht 
werden, einen kleinen Qmnd- oder Hansbesitz zu erwerben. Er 
hönnte hiezu das kleine Kapital verwenden, das ihm durch das 
Erbminimum zufiele, falls er dasselbe nicht zur Gründung eines selbsir 
ständigen Geschäftes oder zum Beitritt zu einer Arbeitererwerbs- 
genossenschaft verwenden wollte. Er selbst würde dadurch bedeutend 
an Selbständigkeit gewinnen, das Gemeinwesen aber durch Vermehrung 
des sefshaften, gewaltsamen Umwälzungen abholden Hevölkerungs- 
elementes f^n S'tabilität zunehmen. Die Verbilligung der Woh- 
nungen in den Städten aber und die Besserung der Wohnungsver- 
hältnisse würden günstig auf di» pekuniären und gesundheitlichen 
Verhältnisse des Arbeiters einwirken. 

Es ist denkbar, dafs durch das Zusammenwirken aller dieser Umstände, 
die aus der Einführung der verscliiedenen von uns vorgeschlagenen 
Reformen rcsultiren würde, das ersehnte Ziel der Arbeiterbewegung 
erreicht werden könnte, nämlich dafs der Arbeiter den vollen 
Arbeitsertrag als Lohn erhielte, und vor der Ausbeutung durch 
den Kapitalisten möglichst geschützt wäre. 

Da die Mängel der gegenwärtigen Wirtschaftsordnung sich in 
erster Reihe und am anfßUligsten beim Arbeiter offenbarten, so ist 
. es nattlrlich, dafs die Bestrebungen diese Mängel zu beseitigen, ihr 
Augenmerk vor allem anderen auf den Arbeiter richteten. Die 
Resultate dieser Bestrebungen in Deutschland sind einei*seits die vom 
Staate zum Wohle der Arbeiter ergriffenen, s. g. staatssocialistischen 
Mafsregeln, insbesondere die Arbeitergesetze, sowie die den Arbeiter* 
schütz und die Arbeiter vei-sicherung betreflFenden Bestimmungen, anderer- 
seits die von den Arbeitern selbst zu ihrem Schutze getroffenen Ein- 
richtungen, als wie Produktionsgenossenschaften, Gewerk-, Vorschufs- 
und Konsumvereine u. a. m. Dem Deutschen Reiche gebührt die 
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Ehre auf dem Felde des Staatäsocialismus am kühnsten und energi- 
schesten vorangeschritten zu sein. Es liegt mir fern, das, was hier 
auf dem Gebiete der Arbeiterversicherung und des Arbeiterschutzea 
geschehen ist, zu unterschätzen, aber meines Erachtens nach dient 
dies alles zwar dazu, die Lösung der socialen Frage anzubahnen, 
genügt aber nidit, dieselbe in einer be&iedigendai Wdae zu voll- 
enden. Die einseitige Anschannng, dafs die sociale Frage eine reine 
Arbeiterfrage sei, scheint auch hier mafsgebend gewesen zu sein. 

So sehr also zn wünschen ist, dafs die begonnenen Beformen auf 
dem Gebiete der Arbeiierrersichemng nnd des Aibeiterschntzes einen 
gedeihlichen Fortgang nehmen, nnd sich immer mehr und mehr ent- 
wickeln, so darf man doch dabei nicht stehen bleiben, es harren noch 
andere Aufgaben der Berücksichtigung; und nur dann wird eine 
Reform den Anspruch auf den Namen einer „L5eung der socialen 
Frage** erheben können, wenn sie nicht nnr einem Teile der Bevölke- 
rung, sondern der ganzpn Bevölkerung, in allen ihren Schichten, die 
Gewähr bieten wird, die möglichst gröfste Zufriedenheit erreichen zu 
können. Einige Vorschläge in dieser Kicbtong zu machen war der 
Zweck vorliegender Schrift. 

Wenn wir uns nun denjenigen socialen Fragen zuwenden, die 
ganz speziell den „Arbeiter" betreffen, so treten uns gewisse 
Forderungen entgegen, die derselbe an di ■ Gesellschaft stellt, denen 
gegenüber sich dieselbe aber bisher im allgemeinen noch ablehnend 
verhalten hat. Es sind dies die Forderungen eines „garantirten 
Minimallohnes" des „Achtstundenarbeitstages" und des „Kecbtes auf 
Arbeit", üm unsere Stellungsnahme diesen Forderungen gegenüber zn 
prftcünren, möchten wir gleiäi Ton yomherein erklSren, dafs, unserer 
Ansicht nach, die erste Forderung, der garantirte Minimallohn, 
unbedingt zu verweigern sei, die beiden anderen aber unter 
gewissen Bedingungen zugestanden werden konnten. Die 
Gründe für diese unsere Ansacht sollen in folgendem in Kürze 
angeführt werden. 

Durch den garantirten Minimallohn soll, wie dies 
schon im Worte selbst ausgedrückt ist, einem jeden Arbeiter ein im 
voraus bestimmter Lohn, der vernünftigerweise wenigstens so viel 
betragen raufstc als der Mensch zur Bestreitung seines Lebensunter- 
haltes bedarf, zugestanden werden, und zwar abgesehen von 
der Leistung des Arbeiters. In letzterem ümstande liefet 
der Schwerpunkt der ganzen Forderung, denn der Arbeiter hätte unter 
allen Umstanden einen bestimmten Minimallohn zu fordern, der Arbeits- 
geber denselben unter allen Umständen zu gewähren. Mit oder ohne 
diese Bedingung steht oder fällt die ganze Forderung. 

Es liegt nämlich seiir nahe, wenn mau einen Mimmaliobn fiiirt, 
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dem gegenüber auch eine MinimalleistuDg von Seiten des Arbeiters 
zu üxiren. Es erscheint dies auf den ersten ßlick ganz natörUcb 
Aber abgesehen davon, daCs es sehr sehwer, ja in vielen Fftllen sogar 
ganz unmöglich wftre, eine MinimalaibeitsieiBtang genau feBtniaetzen, 
wflrde auch duieb diese Bestimmnng die ganze Foidening eines 
ganmürten Minimailobnes iUnsorisch werden. Denn der MinimaUobn 
würde als Normallohn gleichsam den Wertmesser tax den Lohn ttber- 
haD]»(i abgeben, Gröfsere Arbeiisleistangen wfirden entspreebend böber 
bezahlt werden, Arbeiter aber, deren Leistungen hinter den Minimal- 
leistungen znrflckblieben, würde der Arbeitsgeber entweder gar nicht 
bescbftftigen , oder er wäre von der Zahlung des Minimallobnes 
entbunden , da ja auch der Arbeiter der gesetzlichen Bedingong der 
Minimalleistung nicht entspräche. Er könnte also solche Arbeiter nur 
dann beschäftigen, wenn sie sich mit einem geringeren als dem 
Minimallohne begnügen würden. Damit wäre aber das Prinzip des 
garantirten Minimallohnes durchbrochen, und es wäre an den gegen- 
wärtigen Arbeits- und Lohnverhältnisaen gar nichts geändert, denn 
auch jetzt hat sieh ein bestimmter Lohnsatz für eine bestimmte Arbeits- 
leistung herausgebildet, höhere Leistungen werden besser, geringere 
schlechter bezahlt. Wenn aber der Arbeitsgeber solche Arbeiter, 
die l.inter der Miniraalleistung zurückbleiben, gar nicht beschäftigen 
würde, was sollte dann aus den schwachen, von 'Natur aus weniger 
leistungsfähigen Individuen, die sich heute zwar nicht den vollen, 
aber doch irgend einen Lohn verdienen, werden? Sollen dieselben 
verhungern, oder soll der Staat sie durch Almosenspenden erhalten? 
Man siebt also, dafs die Forderung eines MinimaUobnes nur dann 
fiberbaupt einen Sinn bat, wenn keine Minimalleistung fixirt wird, mit 
einem Worte, wenn der MinimaUobn ohne Bficksicht auf die Leistung 
des Arbeiters gewftbrt wnd. Was wftre aber die Folge davon? 

ESs wfirden sich zwei Eategorieen von Arbeitern herausbilden. 
Die einen, die fleifsigen, strebsamen, würden mehr leisten, als dem 
Minimallohne entspricht, um einen höheren Lohn zu erhalten; die 
anderen, die faulen, nachlässigen, würden sich mit dem Mininiallohne 
begnügen und aller Wahrscheinlichkeit nach bedeutend 
weniger leisten, als diesem Lohn entspricht, denn wozu sollten 
sie sich anstrengen, da sie doch unter allen Umständen den Miniinal- 
lohn eriialten müfsten? Derselbe wäre also gcwissermaisen emo 
Prämie auf Faulheit, eine Art von Almosen von Staatswegen, dem 
keine genügende Gegenleistung von selten des Arbeiters entspräche. Das 
Schlimmste bei der Sache wäre aber, dafs der Arbeitsgeber, der ge- 
zwungen wäre, die schlechten Arbeiter besser zu bezahlen als sie ea ver- 
dienen, die guten Arbeiter schlechter zahlen müiste als sie es verdienen, 
nm 80 auf seine Kosten zu kommen, und den AusM bei ersteren 
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durch Lohnabzug bei letzereu wieder hereinzulmiig^pn. Die fleifsigen 
Arbeiter würden daher die faulen sozusagen mit durchzuschleppen 
haben, es wSre dies eine ungerechte Benachteiligung der Tüchtigen 
zu Gunsten der üntflchtigen. 

Infolge aller dieser Umstände würde die Erwerbsfreadigkeit und 
Arbeitslnst bei den Arbeitern der zweiten Kategorie gleich Null sein, 
bei den Arbeitern der ersten Kategorie aber bedeutend gescbmftlert 
werden, wodurch ein grofser Ausfall an Arbeitsleistung und daher 
auch an wirtschaftlicher Produktion stattfinden würde. Der Yolks- 
Wohlstand rnüfste rapid abnehmen, und die Arbeiter würden, statt 
durch den Minimallohn an Wohlfahrt zu gewinnen, dadurch geradezu 
geschädigt werden, ja scliliefslich würde das Volksvermögen selbst 
nicht einmal ausreichen, um nur den Minimallohn aufzubringen. Auf 
das SelbstäD^ligkpits^'-ofnhl und den sittlichen Charaktor der Arbeiter- 
schaft aber würde dies alles von nachteiligstem Einfluis sein, nn-l ihre 
Widerstandskraft gegen die Übergritte des Kapitalismus namhaft 
schwächen. Es ist daher ersichtlich, dafs die Forderung eines garan- 
tirten Minimallolmes gänzlich zu verwerfen sei. 

Die zweite Forderung des modernen Arbeiters, der Achtstunden- 
arbeitstag, entspringt einesteils dem instinktiven Bestreben des 
Menschen, sich seine Bedürfnisse durch einen möglichst geringen Auf- 
wand au Anstrengung zu bescbaffeu, anderenteils der Erwägung, dal's 
durch Verringerung der Arbeitszeit der dermalen beschäftigten Arbeiter, 
Arbeitsgelegenheit för die unbeschäftigten geschaffen werden könnte, 
und sich dadurch das Heer der Arbeitslosen Tormindern würde. Das 
Bestreben, sich einen möglichst grofsen Genufs durch möglichst 
geringe Anstrengung zu verschaffen, ist ja im Grunde genommen 
ein ganz gerechtfertigtes, denn wenn auch die Arbeit als solche dem 
Menschen eine gewisse BeMedigung gew&hren kann, so liegt doch 
der Schwerpunkt der Arbeitsfireudigkeit weniger in der Anstrengung 
als vielmehr in dem Erfolge der Arbeit. Im allgemeinen wird daher 
die Arbeit nicht ihrer selbst willen, sondern ihres Erfolges wegen 
verrichtet, und diejenige Arbeit wird die gröfste Befriedigung ge- 
währen, die vom gröfsten Erfolge begleitet ist. Da aufserdem bei 
gerinüforor Arbeitszeit nicht nur dem Vergnngcn und der Erholung, 
sondern auch der geistigen Ausbildung mehr Zeit gewidmet werden 
könnte, so erscheint es auch in kultureller Beziehung wiinsciienswert, 
dafs die Arbeitszeit so viel als möglich verkürzt werden möchte. 

Gegenwärtig ist die Mehrzahl der ^lenscheu derart mit der zur 
BeschaflFung leiblicher Be iärlnisse nötigen Arbeit belastet, dafs sie für 
ihre geistige Ausbildung so gut wie gar nichts thun können. Wir 
blicken mit Stolz auf die geistigen Errungenschaften der Menschheit, 
auf die erhabenen Werke der Geistesheroen aller Zeiten, und auf die 
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herrlichen Uliiten. die Dichtkunst, Malerei und Musik hervorgebracht 
haben. Wehmut mufs uns aber ergreifen, wenn wir sehen, dafs alle 
diese Geisteswerke bislier doch nur von den oberen Schichten der 
Bevölkerung genossen werden konnten, und dafs sie ihren sittlichenden 
Einflufs in den niederen Schichten auszuüben nicht imsUnJe waren, 
ja dafs dieselben einem grofsen Teile des Volkes nicht einmal dem 
Namen naoh bekannt sind. Zvt rOmiflohen Glsarenzeti schrie das 
Volk nacli «»panem et ciroenseB'', nach Brot und nach Vergnügen, 
heate hat es infolge seiner Arheitsfiberbfirdnng Terlemi, nach dem 
Vergnfigen ta schreien, nur der Schrei nach Brot ist fibrig geblieben, 
nnd doch wäre es zn wflnschen, dafs dem Volke, dem Arbeiter, anch 
Zeit znm Vergnfigen fibrig bliebe. 

Es ist ja wahr, dafs in neaester Zeit in grofsen Stftdten und in 
den Industriecentren manches geschehen ist, um dem Arbeiter Gelegen- 
heit zur Erholung und zur geistigen Ausbildung zu bieten, was nützt 
aber dieses löbliche Bestreben, wenn der Mehrzahl der Arbeiter infolge 
langer Arbeitszeit weder Zeit noch die nötige geistige Spannkraft 
übrig bleibt, um von dieser Gelegenheit Gebrauch machen zu können. 
Es wäre daher von grofsem Vorteile, für den Arbeiter sowohl als auch 
für die Gesellschaft im allgemeinen, wenn es möglich wäre, die 
Arbeitszeit namhaft zu verkürzen, oder doch wenigstens die Forderung 
des Achtstundenarbeitstages zu gewähren. 

Damit, dafs ich sage: .,wenQ es möglich wäre", ist schon an- 
gedeutet, dafs diese Forderung nicht unbedingt gewährt werden kann, 
sondern, (iais ^^ewisse Bedingungen vorhanden sein müfsten, die diese 
Gewährung unbedenklich erscheinen liefsen. Welches sind nun diese 
Bedingungen ? 

Vor allem anderen entsteht die Frage, ob naoh allgemdner Ein- 
flibmng des Achtstondenarbeitstages mindestens ebensoviel Werte pro- 
duzirt werden könnten als jetzt, bei Ifingerer Arbeitszeit; denn wenn 
dies nicht der Fall wftre, so mfifsten alle Arbeitsprodukte, auch die 
Lebensmittel, infolge geringeren Angebotes teuerer werden, und der 
Arbeiter hatte statt Nutzen nur Schaden Ton der Torminderten 
Arbeitszeit. Die Anhänger des Achtstnndeoarbeitstages nehmen an, 
dafs der Arbeiter bei kürzerer Arbeitszeit, und längeren Erholungs- 
pausen auch int-ensiver arbeiten könnte, femer, dafs dann mehr Arbeiter 
beschäftigt werden könnten, die Produktion daher steigen, in keinem 
Falle aber abnehmen würde. Wir sind geneigt, dieser Schlafsfolgerung 
beizustimmen. 

Eine weitere Bedingung der Nützlichkeit des Achtstundenarbeits- 
tages wäre die, dafs der Arbeiter für seine achtatündi^'e Arbeit nicht 
weni^nT Lohn erhalten dürfte, als jetzt für die längt-re Arbeitszeit; 
denn im entgegengesetzten Falle würde er zwar weniger Arbeit und mehr 

B 
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Zeit ZOT Erholung, aber auch weniger Lohn haben. Er wllrde auf 
der einen Seite verlieren, was er auf der anderen gew&nne. Die Ein- 
führung des Achtstnndenarbeitetages wflre also gleichbedeutend mit 
einer allgemeinen Lohnerhöhung, da man dann für eine kflrzere 
Arbeitszeit so viel Lohn zahlen mfifste wie jetzt fär eine längere. 
So wlinschenswert dies nun auch erscheint^ so schftdlich wSre es — 
vorausgesetzt, dafs diese Lohnerhöhung nur in einem begrenzten Ge- 
biete, z. ß. in Deutschland allein erfolgte — für das betreffende Ge- 
biet. Heutzutage mufs man in volkswirtschaftlichen Fragen mit dem 
Weltmarkte rechnen. Da zeigt es sich aber, dafs eine blofse Er- 
höhung des Zolles um einige Mark, oder ein um einige Meilen längerer 
Trausport, eine Ware auf dem Weltmärkte konkurrcnzunföhig machen 
kann. Wie viel mehr würde dies von einer allgemeinen Lohnerhöhung 
innerhalb eines beschränkten Gebietes für die da^^elbst erzeugten Pro- 
dukte gelten? Soll der Achtstundenarbeitstag (ialier von Nutzen sein, 
so müfste er in allen civilisirten, oder wenigstens doch in allen haupt- 
säclilich industriellen Ländern, gleichzeitig eingeführt werden. Die 
Erfüllung auch dieser Bedingung ißt, wenn auch mit Schwierigkeiten 
verbunden, unseres Erachtens doch nicht unmöglich. 

Ferner mül'ste man bei Einführung des Achtstundenarbeitstages 
auch auf die Verschiedenheit der Verhältnisse Rücksicht nehmen, sowohl 
auf natürliche Verhältnisse, als wie das Elima der verschiedenen Länder, 
die Gewohnheiten, Sitten und die physische Beschaifenheit ihrer Ein- 
wohner etc., als auch auf die Art und Weise der verschiedenen 
Geschäftshetriebe. Eines schickt sich eben nicht für alle. 

Schliefslich würde es, bei einer allgemeinen, namhaften Ver- 
kflrzung der Arbeitszeit, wenn auch nicht nnumgfinglich nOdg, so doch 
sehr wflnschenswert sein, wenn dem Arbeiter in noch viel reichlicherem 
Mafse als dies jetzt hie und da geschieht, Gelegenheit geboten wäre, 
sich auf eine angenehme aber anständige Weise zu unterhalten, 
und Geist und Gemüt durch Vorträge und Volk8])ibliotlieken zu bilden. 
Es könnte dies durch fSrrichtuug einer genügenden Anzahl von „Volks- 
häusern" geschehen, in denen sowohl für Unterhaltung durch Spiele, 
als für Pflege des Geistes und Gemütes durch Vorträge gesorgt wäre. 
Denn der Bildungsgrad des Arbeiters ist derzeit im allgemeinen noch 
nicht ein derartiger, dafs er die (larantie eines vernünftigen Gebrauches 
der freien Zeit bietet; wenn der Arbeiter aber die durch Abkürzung 
der Arbeitszeit erlangte Muse in einer Weise benützen sollte, die ihn 
körperlich oder geistig schädigen würde, so wäre es besser auf diese 
Abkürzung zu verzichten. Manche wollen die Geistes- und Gemüts- 
bilduüg des Arbeiters lediglich durch Pflege der Religiosität auf 
ein höheres Nivau bringen, und es werden zu diesem Zwecke allent- 
halben ßrchen gebaut. Schade nur, dafs gerade diejenigen, bei denen 
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es am notwendigsten wäre, Geist und Gemüt zu bilden, nicht in die 
Kirchen gehen. Ich glaube daher, dai's es vorderhand notwendiger 
w&re, VoH^^hfinspr'' als Kirchen zu bauen. 

Nach Ertuilung dieser Bedingungen und sorgfältiger Berücksichti- 
gung aller einschlägigen Verhältnisse ist nicht einzuaehen, weshalb die 
Forderung eines Achtstundenarbeitstages nicht gewährt werden könnte. 

Die letzte der von uns zu besprechenden Forderungen des Ar- 
beiters, die „des Rechts auf Arbeit" ist weitaus die wichtigste 
von allen; ja sie ist von solcher Bedeutung für die gesellschaftlichen 
Verhältnisse, dafs manche Socialisten ihre Gewährung mit der Lösung 
der socialen Frage för gleichbedeutend erachtet haben. Es ist dies 
eine Folge der bereite efWähnten Ansteht^ dafii die sodale Frage eine 
reine Arbeiterfrage sei« Wenn dies nun auch unserer Meinung nadi 
ein Irrtum ist, so ist doch nicht zu leugnen, dafs viele Schäden, die 
der gegenwärtigen Qesellschaftsordnung anhaften, durch Gewährung 
des Hechtes auf Arbeit beseitigt werden wurden. 

. Das Becht auf Arbeit hier ausfOhrlich zu besprechen, Hegt nicht 
in meiner Absicht, es würde dies die Grenzen torliegender Abhandlung 
weitaus überschreiten. Hat ja doch die Literatur- fiber diese Frage 
einen solchen Umfang angenommen, dafs man eine kleine Bibliothek 
allein aus den einschlägigen Büchern und Broschüren zusamnäenstellen 
könnte. Eine ToUstäodige AufserachÜassung dieser Frage aber könnte 
mit Hecht als eine Lücke bei einer Besprechung der modernen Arbeiter- 
verhältnisse angesehen werden. 

So zahlreich nun die AbhaudlunL!^en über das Recht auf Arbeit 
sind, so mannigfach sind auch die Standpunkte, von denen aus das- 
selbe beurteilt wird, und so widersprechend auch die Resultate, zu 
denen die verschiedenen Argumentationen gelangen. Schon darüber, 
was eigentlich unter dem Rechte auf Arbeit zu verstehen sei, gehen 
die Ansichten auseinander. Die einen fassen dies Recht so auf, dafs 
dadurch dem Staat " oder der Gesellschaft die Verpflichtung auferlegt 
werde, jedem uiücilialb dieser Gesellschaft lebenden 
Individuum eine lohnende Arbeit zu garantiren, 
respehtlTe ihm dieselbe auf seinen Wunsch zu TorschaiFen, und zwar 
nicht nur eine Arbeit fiberbaupt, sondern eine von ihm selbst gewählte, 
ihm zusagende Arbeit Diese bilden mit ihrer Anfflusung das dne 
Extrem in der Frage des Bechtes auf Arbeit. Die anderen, die inan 
als Vertreter des anderen Extremes bezeichen konnte, wollen dies 
Becht nur jenen Indiriduen zugestanden wissen, die 
nicht imstande sind, sich selbst Arbeit zu verschaffen, 
also Jene Henscben, die man gemeiniglich als „Arbeitslose" be- 
zeichnet. Auch sind diese der Meinung, dafs der Staat nicht ver- 
pflichtet sei, auf die Neigung und Wfinsche dieser Arbeitslosen in 

6* 
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betreff der Art der Arbeit Rücksicht 711 nehmen, noch ihnen eine 
„lohnende** Arbeit zu gewähren, snniern nur eine solche, i , n Lolm 
eben gerade hinreicht, um sich damit die nntwen liL,>tfri Subsisif nz- 
mittel zn verschaffen. Zwischen diesen beideu Extremen bewegen 
sich die Ansiclitcn sämtlicher Verteidiger des Rechtes auf Arbeit, 
wobei sie sich bald mehr der einen, bald mehr der anderen Kicbtung 
zaneigen. Aber auch an solchen fehlt es nicht, die das Hecht auf 
Arbeit vollständig verwerfen, und zwar infolge von Bedenken, die 
bald aus theoretischen Erwägungen, bald aus der Praxis hervorgeben. 

Zur Orientirung für diejenigen, die sich mit der LilmtDr Über 
das „Recht auf Arbeit** nicht nSher Tertraut gemacht haben, möchte 
ich von den mannigfachen Ai^^nmenten, die fbr nnd wider diese 
Fordemng ins Feld geführt worden sind, hier in Kfirze einige anfllhren, 
nm flodann selbst Stellung zu dieser Ftage zn nehmen. 

„Wenn jeder MenBch**, sagt Mnndt in seiner Geschichte der 
Geaelbohaft, „die eigentliche nnd höchste Bestimmitng seines Daseins 
durch die Arbeit zu erfiillen hat, so mufs die Arbeit auch dergestalt 
fttr alle eingerichtet werden können, dafs jeder Mensch dadurch der 
wahren Bestimmung seines Daseins teilhaftig werden und sie geniefsen 
kann, und dies ist die Organisation der Arbeit (das Recht auf. Arbeit), 
welche zu finden die grdfste Aufgabe aller socialen Philosophie 
sein mufs." 

Stöpel läfst sich in seiner Schrift „Die freie Gesellschaft-' folgender- 
mafsen aus : „Jeder hat das Recht, Eigentum zu erwerben. Wodurch 
kann man nun rechtmäCsiger Weise allein Eigentum erwerben ? Durch , 
Arbeit! Daher ist ein Schutz des Eigentums ohne Schutz der Arbeit 
ein blofser Torso, ein Bauwerk, dem die Vollendung fehlt. Bei 
stockender Produktion ist der Arbeiter aber seiner einzigen Erwerbs- 
quelle beraubt, und seine Produktionskraft dem Verderben, er selbst 
dem Hungertode preisgegeben. Daher fordert die Gerechtigkeit, dafs 
dem Arbeiter seine einzige Erwerbsquelle garantirt werde, und zwar 
nicht aus Gnade und Erbarmen, sondern als ein allzeit gültiges nn* 
yerbrflchfiches Recht** 

In der BroschOre „Das Recht auf Arbeit** Ton G. Rwe wird 
diese Fordemng fdgendermafsen begrflndet: „Solange der Mensch 
noch nicht oder nicht mehr arbeitsfthig ist, hat er nicht blofs das 
Recht sich selbst zu erhalten, sondern das viel weitergehende Recht, 
Ton anderen seine Erhaltung zu Tcrlangen; und diesem Umstände 
gegenfiber sollte er in dem Alter der Arbeitsfähigkeit, wo er gor ade 
und ausschliefslich imstande ist, die für ihn während dieser Zeit, der 
Hilfsbedfirftigkeit gemachten und bez. noch zu machenden Auf- 
wendungen durch seine eigene Leistung zu vergüten, des Rechtes sich 
selbst za erhalten beraubt sein? Gerade dann also, wenn er zur 
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Selbsterhaltung im wahren Sinne föliig ist, soll er verbindert sein, 
dieselbe auszuüben, während ihm zurfleich der bisherige Anspruch 
au die Fürsorge der anderen genommen wird und zwar lediglich auf 
Gruud seiner nunmehr angeblich erlangten Selbsterhaltungsföhigkeit? 
Von dem Moment der Konzeption bis zum Eintritte der Arbeitsfähig-- 
keit, von dem Eintritte der Arbeitsuutähigkeit bis zum Ende derselben, 
wird der Mensch prinzipiell durch das Gesetz in weitgehendster 
Weise behütet; von dem Augenblicke der Arbeitsfähigkeit an, soll 
ihm das Recht auf die I'ürsorge der anderen genommen werden dürfen, 
ohne däls ihm als Äquivalent das Kecht auf Selbsterhaltung in seinem 
wahren Sinne gegeben werden mofste? „Freilich/' wird man ein- 
wenden, „bat er das Bedit täxik selbst zu erbalten, sieb Aibeit su 
Rieben, solcbe zu fibonebmen, anszoftlbren, den Lobn in Empfang zn 
nebmen nnd daraus seine Lebensmittel zn bescbalfen.^ Wie aber, 
wenn er die Arbeit nicbt findet? Dann soll er die Ge- 
w&bmog derselben von anderen zu fordern nicbt bereebtigt sein? 
Welcber Answog bleibt ibm dann, wenn er von dem sittlicb, rellgiOs 
nnd gesetzlich anerkannten Rechte auf Erhaltung der eigenen Existenz 
Gebrauch machen und nicht durch den TeipOnten Entschlufs zum 
Selbstmord darauf verzichten will ? Entweder wartet er, bis das Mitleid 
ihm freiwillig das zur Lebensnotdurft Erforderliche giebt, oder die 
Not sein Leben allmählich dem Ende zuführt, oder er nimmt mit 
Gewalt dasjenige auf den» Wege des Verbrechens, was durch ehrliche 
Arbeit zu erwerben man ihm versagt. Arbeit, Bettelei, Ver- 
brechen, diese drei Alternativen in ihrer verschiedenen, auch die 
Prostitution einschliefsendeu Formen, steilen die ein/igi n Möglichkeiten 
dar, sich im modernen Gemeinwesen die Mittel zum Lebensunterhalte 
zu beschaflfen. Welcher von diesen drei Wegen in jeder Hinsicht den 
Vorzug verdient, bedarf keiner Erwähnung, und darum kann über die 
sittliche Berechtig uug dei Forderung auf Anerkennung eines Rechtes 
auf Arbeit kein Zweifel sein.'* 

Weiter sagt LQwe: „Ohne die Pflicht zur Arbeitsgewäbrnng 
auf der einen Seite, welche auf der anderen das Recht Arbeit zu 
fordern involvirt, ist die Bestrafung derjenigen Bettler, Vagabunden 
und Eigentumsverbrecher, welche aus Arbeitsmangel und Not 
sich diesen ,|ErwerbszweigeB<* ergeben, durch das Strafeesetz und die 
Bechtspratis in jeden einzelnen Falle sls eine Terirrung, um nicht 
zu sagen „Justizmord" zu betrachten.'* 

Löwe erachtet also einen arbeitof&higen Menschen, der aber 
nicbt imstande ist Arbeit zu erhalten , als ebenso berechtigt 
auf die Fürsorge der Gemeinschaft, wie es ein Arbeitsunfähiger ist. 
Wir mochten ihm darin beistimmen, denn wenn die Gemeinschaft sich 
prinzipiell verpflichtet f&blt, diejenigen Menschen, die nicbt imstande 
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flind, sich durch Arbeit m ernähren« zu nnterstützen, so mufs sie auch 
den Arbeitsföhigen, wenn sie ohne Arbeit sind, diese üntorstfitzung 
gewähren, denn auch diese sind in dem Falle nicht fähig, sich 
durch Arbeit zn ernähren. Was nützt ihnen ihre Fähigkeit zu arbeiten, 
wenn sie dieselbe nicht bethätigen können ? Die Arbeitsfähigkeit an 
und für sich kann den Arbeiter nicht ernähren, nur die Bethätigung 
derselben vermag ihm Lohn und damit Nahrung zu verschaffen, ist 
ihm aber diese Bethätigung unmöglich, so befindet er sich in 
derselben Lage wie ein Arbeitsunfähiger, hat daher auch 
denselben Anspruch auf Unterstützung von seiten der Gemeinschaft 
wie dieser. 

„Ja," werden die Gegner des Rechtes auf Arbeit sagen, „was 
du da verlangst, ist das Beeht anf Existenz, das wollen wir gerne 
zugestehen, aber das Recht auf Arbeit, das ist etwas ganz anderes.^'*) 
leb wiU zugeben, dafs in der Theorie ein Unterschied zwisdien dem 
Becbte anf Existenz und demjenigen auf Arbeit besteht und dafs in 
der wissenschaftlichen Nationaldkonomie dieser Unterschied aufrecht 
erbaltm werden mnfs; in der praktischen Volkawirtsehafk aber 
erscheint es mir als Pedanterie, als Prinzipienreiterei, dafs eine Recht, 
das auf Existenz, zuzugeben, das andere aber, das auf Arbeit zu ver- 
weigern. Denn das letztere ist die praktische Eonsequenz des ersteren, 
eine notwendige Ergänzung desselben, soll es überhaupt ausführbar 
sein. Oder soll die Gesellschaft dem Arbeitslosen Unterstützung in 
Form von Almosen gewähren, ihm aber bei Leibe nicht Arbeit ver- 
schaffen, nur um nicht gegen die Theorie zu verstofsen? Dem Arbeits- 
losen wäre dies im allgemeinen wohl ganz recht, denn ihm ist es 
weniger um die Arbeit als solcher, als um die Fristung seines Leben 
zu thun; die Frage ist aber, welches von beiden für die Gesellschaft 
vorteilhafter und leichter durchführbar ist, und da ist wohl die Ant- 
wort nicht zweifei Ii iift.**) 

Wenn ein Mensch infolge Arbeitsmangels bettelt, vagabondirt, 
oder ein Eigenturasverbrechen begeht, so wird er in ein Arbeitshaus 
oder ein Gefängnifs gesteckt, wo ihm eine Arbeit zugewiesen 
wird. Ist es nicht eine herbe Ironie, dafs die Gesellschaft erst 
abwartet, bis sich der Mensch eines Vergehens oder Verbrechens 
schuldig gemacht bat, um ihm dann freiwilfig das zu gewähren, was 
er als ehrlicher Mensch auf seine Bitte nicht von ihr erlangen konnte, 

*) J-) flcr 1 hat gestehen die ineiBten Gegner dea RediteB »af Arbeit das 
Ueoht auf Existenz zu. 

*♦} Ich will hier ganz besonders betonen, dals ich die Forderung des Kecbtes 
auf Arbeit nicht so aufiaeee, dafs jeder Mensch berechtigt enn aoll vom 
Staate Arbeit zu verlangen, sondern nur jener, der durch ans nicht im 
Stande ist, sich dieselbe selbst zu verschaffen. 
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nämlich Arbeit? Ist das nicht geradezu eine AnfmunteniDg (iBr Aibeits- 
lo8e, ein derärtiges Yergehea der Verbrechen zu begehen?*) 

Hören wir nun, was die Gegner des Rechtes auf Arbeit ftr ihre 
Ansicht anführen. Manche meinen, dafs die freie Selbstbestimmung 
und das auf ilir beruhende Verantwortlichkeitsgefahl der Arbeiter 
dadurch vernichtet, die Fälligkeit sich selbst zu erhalten, unterdrückt, 
und der Sorglosigkeit und Nachlässigkeit Vorschub fr^^'^^'^tet werden 
würde. Andere suchen zu beweisen, dafs das Recht auf Arbeit ebenso 
unbillig als unzweckiuälsig, ja selbst gänzlich undurchführbar sei, und 
dafs es aufserdem der heutigen Rechtsanscbauung widerspreche. Ich 
glaube, dafs alle diese Einwände widerlegbar sind. 

Was den Umstand betrifft, dafs das Rcclit auf Arbeit der heutigen 
RechtsauschauuDg widersprechen solle, so haben wir uns im Verlaufe 
unserer Betrachtungen bereits einmal dahin ausgesprochen, dafs die 
heutige Bechtsanschaaung für einen Reformator der socialen Zu- 
stftnde nicht mafsgebend sein kann, dem sie ist es ja aodi, die mit- 
reformirt, also geändert werden soD. Die anderen gegen das Kecht 
auf Arhdt vorgebrachten Grttnde würden Geltung haben, wenn man 
dieses Becbt so au£bfste, dafs jeder Mensch, ohne Unterschied, ob 
er imstande ist^ sich selbst Arbeit zu verschalfen oder nicht, den 
Anspruch an die Gesellschaft erheben könnte, ohne sein Bemfthen 
mit Arbeit versorgt zu werden. In diesem Falle mfifste man den 
Gegnern des Rechtes auf Arbeit zustimmen, und seine Gewährung 
wäre dann nicht nur unzweekm&fisig und für die wirtschaftliche Pro* 
duktion sowie für die ganzen socialen Zustände schädlich, sondern sie 
wäre auch in der That ganz undurchführbar, Weim man dieses 
Recht aber nur auf jene Individuen beschränkt, die durchaus nicht 
imstande sind, selbst Arbeit zu finden, und wenn der Staat, ehe er 
diese Pflicht übernimmt, sich in jedem einzelnen Falle die Garantie 
verschafft, dafs die Arbeitslosigkeit auch wirklich aus dem Unvermöcrpn, 
sich Arbeit zu verschaffen, entspringt und nicht aus etwa Sorglosigkeit, 
so ist nicht einzusehen, weshalb die staatliche Beschaffung der von den 
einzelnen Individuen nicht erlangbarcn Arbeit das Verantwortlichkeits- 
gefühl und die freie Selbstbestinmiung der Arbeiter im allgemeinen 
vermindern und der Sorglosigkeit uud Nachlässigkeit Vorschub leisten 
sollte. Wird ja doch jeder naturgemftfs vorziehen, eine ihm zusagende 
Arbeit unter selbst vereinten Bedindungen zu finden, als eine ihm 
Tom Staate zugewiesene zu verrichten, die ihm vielleicht nicht be- 
hagt, und bei der er weder über Lohn noch Uber sonstige Bedingungen 
zn verhandeln imstande ist. Es ist daher anzunehmen, dafs von dem 
Recht auf Arbeit im allgemeinen nur solche Individuen Gebrauch 

•) Vide Lowe. „Das Beoht anf Arbeite pag. 14. 
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machen werden, die wirklich gar keine Arbeit finden können. Bei 
diesen kann aber von „freier Selbstbestimmung" und von Vcrantwort- 
HchkeitsgefQhl" überhaupt nicht die Rede sein, es wäre denn die freie 
Selbstbestimmung zu verhungern oder Selbstmord zu begehen. Auch 
wird man es nicht als eine Begünstigung der Sorglosigkeit und Nach- 
lässigkeit ansehen können, wenn man soleben Menschen Gelegenheit 
zur Arbeit bietet, und sie dadurch von Bettelei, Vagabondage und 
Verbrechen abhält. Beim Arbeiterstande würde aber die Gewährung 
des Rechtes auf Arbeit im Falle unverschuldeter Arbeitslosigkeit ein 
QeftU der Sicherheit und der Benihigung erzeugen, indem jeder 
wflfste, dafo in diesem ftufsersten Not&Ue die GeeeUecbaft ffir ihn 
eintntt. Unter dieser Bedingung wftre anch die Bestrafong Ton Bettelei 
nnd Vagabondage gerechtfertigt, da sie dann nur die Arbeitsscheaen 
treffen wflide, nnd nieht wie jelzt oft^ anch solobe, die blofs das ün- 
glfick haben, keine Arbeit zu finden. 

Bliebe also noch Qbrig, denYonrarf der Undarchf&brbarkeit des 
Rechtes auf Arbeit zu widerlegten. Von dessen Gegnern wird be- 
hauptet, dafs die Anzahl der Arbeitslosen zu grofs sei, als dafs der Staat 
für alle Arbeit beschaffen könnte, dafs dies mit unerschwinglichen 
Kosten verbunden wäre, und endlich, dafs die wirtschaftliche Produktion 
dann so gesteij^ert werden würde, dafs die Konsumption nicht giei<^ben 
Schritt mit ihr halten könnte, und infolge dieser von staatswegen 
erzeugten Überproduktion der privaten Thätigkeit eine so grofse Kon- 
kurrenz erwachsen würde, dafs sie darunter schwer leiden, und ihren 
Betrieb in vielen Fällen entweder ganz einstellen, oder doch wenigstens 
namhaft einschränken müfste, wodurch dann wieder das Übel, das 
man heilen wolle, die Arbeitslosigkeit, auf anderer Seite geradezu 
hervorgerufen würde. 

Es ist ja richtig, dafs die Zahl der Arbeitslosen gegenwärtig, 
besonders zu Zeiten wirtschaftlicher Krisen, eine bedeutende ist, dook 
hoffen wir, dafs nach Einführung der Ton nns vorgeschlagenen socialen 
Beformen das Heer der Arbeitslosen bedeutend zusammenschmelzen, 
und die Beschaffung von Arbeit för dasselbe keinen Schwierigkeiten 
begegnen wfirde. Was die Kostsn betrifft, die die Gewährung des 
Hechtes auf Arbeit der Gesellschaft remrsachen wflrde, so ist es em 
reines Recbenezempel, ob der Betrag, den die Gesellschaft gegen- 
wärtig für Armenpflege und Erhaltung von Arbeits- und Gefangen- 
häusern ausgiebt, resp. die Erhöhung, die dieser Betrag jetzt infolge 
der durch Arbeitslosigkeit erzeugten Bettelei, Vagabondage und Ver- 
brechen erfahrt, gröfser ist als der Betrag, der dann für Beschaffung 
von Arbeit für diese Arbeitslosen erforderlich wäre. A priori läfst 
sich dies nicht feststellen, daher auch die Behauptung, dafs dem 
Staate aus der Gewährung des Kechtes auf Arbeit, in der von uns 
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beantragten A u s d e Ii n u n g: urierscbwingliche Kosten erwachsen 
würden, ohne ein solehps Kechenexempel vorläufig als unbewiesen er- 
achtet werden mul's. Wenn aber der Schlufs vom Einzelnen auf das 
Ganze ( rlaubt ist so dürfte doch die Beschaffung von Arbeit für die 
Arbeiteloseii dem Staate weniger Kosten verursachen als ihre Er- 
haltung durch Almosen, denn wenn ein Privater die Wahl hat, 
jemandem Arbeit zu beschaffen, und sollte er ihn auch selbst in Arbeit 
nehmen, oder ihn ganz zu erhalten, so wird er wohl das erstere 
Wählen. 

Der schwerwiegendste Vorwurf gegen das Reeht auf Arbeit 
scheint mir der zu sein, daCa dann die Konsamption mit der Produktion 
nicht gleichen Schritt halten, und die private Thätigkeit durch die Kon- 
kurrenz der staatlichen Arbeitsanstalten schwer geschädigt werden 
wflrde. Beklagen sich doch schon jetzt viele Gewerbsleute und 
Industrielle fiber die ihnen durch die Arbeitseizeugnisse der Sträflinge 
in den Strafanstalten erwachsenden Konkurrenz, und in noch viel 
höherem Grade wfirde dies der Fall sein, wenn der Staat nebst den 
Sträflingen auch noch alle Arbeitslosen beschäftigen würde. Liefse 
sich aber nicht ein Modus der Beschäftigung der Arbeitslosen finden, 
bei dem dieser Nachteil vermieden werden könnte? 

In der mehrfach erwähnten Broschüre von C. Löwe „Das Recht 
auf Arbeit" wird ein Vorschlag gemacht, der diesen Übelstand der 
Gewährung des Rechtes auf Arbeit zu beseitigen imstande wäre, und 
der uns daher höchst beachtenswert erscheint, Löwe priizisirt diesen 
Vorschlag folgendermafsen : „Wenn die überflüssige Masse der Arbeiter 
zugleich als Arbeiter und Abnehmer (also gleichzeitig als Produzenten 
und Konsumenten) fungiren, dann läfst sich jede Arbeitskraft mm 
Zwecke der Beschaffung des Lebenserhaltes verwerten" — „dafs 
daher nur durch Schöpfung einer Produktion, in welcher die Arbeiter 
zugleich Abnehmer (Konsumenten) sind, dei materielle Inhalt des 
„Rechtes auf Arbeit" vollständig zur Entfaltung kommen kann.'' 
In weiterer Ausfahrung seines Vorschlages kommt LOwe zu 
folgendem Ergebnisse: „Das Becht auf Arbeit läfst sich nur reali- 
siren durch SchOpfung einer Staatsproduktion, welche sämtliche Aber* 
schlissige Arbeitskräfte beschäftigt, und welche mh auf alle zum 
notdflrftigenünterhaltderselben erforderlichen Lebens- 
(Nahrungs-, Eleidungs-, Wohnnngs- u. s. w.) mittel, und prinzipiell 
nur auf diese erstreckt. Oer Umfang der Produktion ist auf das 
Bedürfnis der sämtlichen Arbeitskillfte zu beschränken und prinzipiell 
nicht darüber auszudehnen. Die gewonnenen Produkte sind ausschliefs- 
lich an die beschäftigungslosen Arbeiter abzusetzen und andere Ab- 
nehmer prinzipiell auszuschliefsen. In diesem Staatsproduktionsbetriebe 
lohnend beschäftigt zu werden, das soll derjenige fordern dürfen, 
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welchem das zu scbafleride Gesetz ein „Recht anf Arbeit" gewährt, 
welches letztere sich nuimiehr snbstaiitivirt als ein Keclit auf 
Arbeit in einer der staatlichen Produktionsanstalten." 

Da also die vom Staate hesfliaftigten Arbeiter alles, was sie 
produziren, auch kousumiren würden, und da sie nicht mehr pro- 
duziren würde«, als sie konsnmiren können, so würde sich einerseits 
Produktion und Konsumptiou das Gleichgowiclifc baiton, andererseits 
die Koukuncii/ der staatlichen Produktiorisanstalten gegenüber der 
privaten Thätigkeit auf ein Minimum reduzirt werden, denn den 
Pmatanstalten entginge blofs der Absatz, den jetsd: die Arbeits- 
losen bewirken, und dieser ist woM naturgemfifs nicbt bedeutend. 
DafOr wftre aber die Gesellsebatt^ also mittelbar auch der Privat- 
Produzent, von dem nicht unbedeutenden Beitrage zur Armenpflege 
grOfstenteOs entlastet. 

Allerdings mfifste der Staat den Produktionsbetrieben der Arbeits- 
losen das Bobmaterial liefern, dies wfirde ihm aber jodenfiiUs weniger 
Auslagen verorsachen, als die Erhaltung der Arbeitslosen durch 
Almosenspendung, wie dies jetzt meist geschieht. Bs ergiebt sich 
dies aas der einfachen Erwägung, dafs der Staat oder die Gesellschaft, 
wenn sie den Arbeitslosen durch Almosen erhält, ihm in den zu seiner 
Erhaltung nötigen Produkten oder deren Geldwerte nicht nur den 
Wert des Hohmateriales dafs zu diesen Produkten nötig war, sondern 
auch noch obendrein den Wert der zu ihrer Herstellung erforderlichen 
Arbeitsleistung verabreicht, während bei Ansfülirnng des Löweschen 
Vorschlages dpr Staat nur so viel aufzubringen liätte, als dei- Wert 
der l?ohprodi]kti beträgt, die zu ihrer Verarbeitung in geuiel'sbare 
Produkte erforderliche Arbeit aber von den Arbeitslosen geleistet 
würde. 

Den Bedingungen, die Lowe für die Durchführbarkeit uiul Erspriefs- 
lichkeit des Rechtes auf Arbeit fordert, möchte ich noch folgende bei- 
fügen. Der Staat müfste sieb die nötige Garantie verscbaften, dafs 
die Individuen die Arbeit von ihm verlangen, ihr Möglichstes gethan 
haben, um bei Privaten Arbeit zu finden; denn das Beebt auf Arbeit 
soll keine Untersttttzung der Sorglosigkeit und Unselbstfindigkeit sein, 
sondern ein Bettungsanker in dem FaUe, wo die Bemfihung des 
Arbeiters nicht ausreicht, Mm ihn in der Brandung der socialen Flut 
Aber Wasser zu halten. Dies könnte in der Weise geschehen, dafs 
jeder Arbeitslose, ehe er in einem staatlichen Produktionsbetriebe auf- 
genommen wird, durch die Bestätigung einer gewissen Zahl von 
Arbeitsgebern, den Beweis zu erbringen hätte, daXs er bei ihnen um 
Arbeit angesucht, aber abgewiesen worden sei. 

Ferner müfste der Lohn oder die Lebenshaltung (Standard of life) 
der in den staatlichen Produktionsbetrieben beschäftigten Arbeiter, 
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ein niedererer sein, als er es im Durchschnitte bei Beschäftigung in 
Privatunternehmungen wäre, damit die Arbeiter dadurch angespornt 
würden, in erster Keihe bei letzteren Arbeit zu suchen, und veranlafst 
würden, nur im Falle der äufsersten Not, und in der Regel nur 
vorübergehend, die staatlichen Produktionsbetriebe aufzusuchen. 

Endlich wäre die Gewäliruug des Rechtes auf Arbeit durch die 
Y0n uns vprgeschliagene freiwillige Beschränkung der Bevölkcrungs- 
snnabmo, wann auch nicht geradezu bedingt, so doch wesentlich erleichtert. 
Oluie diese Besohrftnfaing wSre nimlicb zu '. befArchten, dafs daa 
Anwachsen der Bevölkerongf, das jetzt durch die Not nnd das Elend 
der Arbdtslcsen doch einigennafsen in Schranken gehalten wird, noch 
rascher erfolgen und dadurch die Arbeitsnot noch gesteigert werden 
. wfirde. 

Durch Torstehendes ist meine Stellungnahme zum Rechte auf 

Arbeit genugsam präzisirt, doch möchte ich mir erlauben, noch einige 
Worte beizufügen, da mir dies im Interesse einer Tollständigen Elar- 
legung meiner Ansicht nber diese Frage notwendig erscheint. 

Wenn wir die trheore tischen Brörtemngen über das Becht 
anf Arbeit, die in verschiedenen Abhandlungen vorkommen, und 
die Schlüsse, zu denen dieselben führen, mit einander vergleichen, so 
werden wir linden, dafs sie i^ich in vielen Fallen diametral entgegen- 
stehen. So sagt ,z. B. Haun in seiner Broschüre „Das Recht auf 
Arbeit" auf pag. 83: j,Da8 Recht auf Arbeit ist derjenige im AVesen 
der Arbeit, der Sittlicli k bi t und des Rechtes, des 
Staates und des Einzelnen beer rundete Anspruch, auf Grund 
dessen der von der Privatindustrie zurückgestolseneu, sich selbst und 
seine Nachkommenschaft arbeitsfähig und arbeitswürdig erhaltende 
Staaisbiirger, jederzeit vom Staate anzuweisende, zur Gewinnung des 
Lebensunterhaltes hinreichende nnd erforderliche wirtschaftliche Be- 
scb&ftigung verlangen kann nnd erhalten mnfs." In der Abhandlung über 
das „angebliche" Becht auf Arb6itTon])r.B.Prochowmk dagegen lesen 
wir auf pag. 93: „Wir haben also ersehen, dafs sich nach der heutigen 
Bechtsanschanung auch nicht der geringste Grund f&r die 
Gewährung eines Becbtes auf Arbeit beibringen Iflfst**; auf pag, 101 : 
„Dafs eine Ton der Natur des Menschen nnd der des Erdbodens 
ausgehenden Betrachtung ein Becht auf Arbeit fftr eine Utopie 
erklären mnfs" und endlich auf pag. 117: „Das Recht auf Arbeit ist 
eben nur der Traum einer krankhaft erregten Phantasie " 

Solcher sich direkt widersprechender Äufserungen könnte man 
mit Leichtigkeit einige Dutzend aus den über das Recht auf Arbeit 
erschienenen theoretischen Abhandlungen zusammenstellen, für unsere 
Zwecke mögen die anp-pführten genügen. Alle diese theoreti«<"bpn 
Sod&lpolitiker unterstutzen ihre Ansichten mit Gründen, denen mau 
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eine gewisse Berech tiguug nicht absprechen kann. Für vvas sollen 
wir uns also entscheiden? Ich glaube, dafs wir in dieser Frage am 
leichtesten zu einer Entscheidung kommen werden, wenn wir von 
theoretischen Erörterungen überhaupt absthön, und die Sache vom 
praktischen Standpunkte beurteilen. Begeben wir unä also „medias 
in res" und versetzen wir uns in einen konkreten Fall. 

Auf der Strafse werden wir Ton einem kiftftigen, arbeitsfähigen 
Hanne angebettelt. In Torwarferollem Tone sagen wir zu ihm: 
„Sebämst du dich uicbt mi betteln, warum arbeitest du nicht Wenn 
mis dieser Mann nun anwortet: nHerr, ieb habe mein mdgliehstes ge- 
than, um Arbeit za finden, es ist mir aber nicht gelungen; um nicht 
zu verhungern, bin ich gezwungen zu betteln,** was kOnnen wir ihm 
darauf entgegnen? Nichts, gar nichts ! Oder sollen wir ihm vielleicht 
einen gelehrten Vortrag halten, und ihm zu beweisen suchen, dafs er Tom 
Standpunkte der Theorie eigentlich gar nicht erwarten könne, 
dafs die Gesellschaft ihm Arbeit gebe, nur weil er Nahrung bedarf, 
dafs er aber andererseits eigentlich auch nicht betteln dürfe, d. h. 
also, dafs er vora theoretischen Standpunkte verhungern solle? Wir 
werden dies nicht thun, weil uns die Ironie der Situation klar wird. 
Wir werden schweigen, werden ihm ein Almosen geben oder auch 
nicht geben, und werden von dannen gehen mit dem üefübie, dafs 
wir diesem Manne gegenüber den Kürzeren gezogen, dafs wir uns mit 
unserer Zurechtweisung blamirt liaben. AVir werden das Gefühl 
haben, dai's „etwas faul sein müsse im Staate Dänemark", wenn wir, 
die wir diesem Manne eben eine Moralpredigt halten wollten, statt 
dessen den Mund halten und ratlos und beschämt davongehen müssen. 
Wo sind da die theoretischen Erörterungen, wo die logischen Be- 
weise geblieben, „dafs sich nach der heutigen Bechtsanschaunng 
auch nicht der geringste Qrund für die Gewährung eines Bechtes auf 
Arbeit beibringen Iftfst.'* Warum konunen sie uns in unserer Ver- 
legenheit nicht zu Hilfe? Weil der sociale Instinkt, dieser dem 
Mensehen als Gattungseigenschaft ureigentumlich angeborene Trieb 
uns ankkgt, weil wir ein schlechtes „sodales Gewissen**, ein scbledktes 
Gewissen unserer Gattung gegenflber haben, weil wir Ählen, daCs wir 
die Pflicht, die das Individuum seiner Gattung gegenüber hat, nicht 
erfhilt haben. 

Wenn ein Mensch vor unseren Augen ins Wasser fiUlt, und wir 

sehen, dafs er schwimmen und sich selbst retten kann, so haben wir 
keine Veranlassung ihm zu Hilfe zu kommen ; reichen seine Kräfte 
aber nicht hin, um sich selbst zu retten, und steht es in unserer Macht 
dies zu thun, so gebietet der sociale Instinkt ihm zu helfen, d. h. wir 
haben unsere Pflicht der Gattung gegenüber zu erfüllen. Auf unseren 
konkreten Fall angewendet heilst dies: „Wenn ein Arbeiter sich durch 
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seine eigene Bemühung erhalten kann, indem er selbst Arbeit findet^ 
so hat die Gesellschaft keine Veraulassnno-. ihm solche zu verschaffen; 
kann er dies aber nicht, so ist es die Pflicht der Gesellschaft, ihm 
Arbeit und damit die Möglichkeit des Lebeosunterhaltes zu ge- 
währen." 

Durch seinen ausgeprägten socialen Instinkt hat sich der Mensch 
in der Urzeit über das Tier erhoben, ist durch ihn zu dem geworden 
was er ist; und durch eben diesen socialen Instinkt wird er auch in 
Zukunft auf der iiahn der Kntwickelung immer weiter fortschreiten. 
Im civilisirten Menschen steckt eben noch mehr vom ürmensclieii, als 
man gemeiniglich glaubt, sowohl was seine guten, als was seine 
flcbleeliten Eigenacbaften betrilfi Bei LOsung dex Ftage nach dem 
Becbte auf Arbeit aber, wie bei Losung so mancher anderen Frage 
auf socialem Gebiete, kann man, mutatis mutandis, nach dem bekannten 
Sprache sagen: 

„Was der reinen Theorie nicht gelingt, 
„Findet Ton selbst oft sodaler Instinkt.** 
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Ja nasils «t ▼olii{»w mi Mi.** 

Obwohl es keiner Rechtfertigung von Seiten des Autors bedarf, 
wenn er seiner Schrift ein Schlufswort beifügt, so möchte ich. doch 
wenigstens den Grund angeben, weslialb ich dies gotban habe. 

Gewöhnlich wird im Schlulsworte der Inhalt des Werkes in ge- 
drängter Übersicht noch einmal wiederholt. Ich halte dies für über- 
flüssig. Wer die Ausführungen des Autors beim Lesen seiner Schrift 
nicht verstanden hat, oder durch dieselben nicht überzeugt worden ist, 
der wird auch durch ein solches Schlufswort weder an Verständnis, 
noch an Überzeugung gewinnen, er wird nur durch die Wiederholung 
des ihm unverständlichen oder unsympathischen Inhaltes gelangweilt 
werden ; wer aber den Autor verstanden hat, für den ist eine Wieder- 
holung unnötig und überflüssig. Der Zweck meines Schlafswortes ist 
ein anderer. — 

Die meisten Schriftsteller, die Yorschlilge zur Lösung der socialen 
Frage machen, kümmern sieh nicht um deren DarehfÜhrbarkeit, das 
überlassen sie anderen. Sie nehmen die Möglichkeit der AnsfÜhrung 
der Plftoe als selbstrerstfindlieh an, nnd halten es nicht für nOtig, sich 
darüber auszusprechen. Ich möchte nicht in diesen Fehler Tcrfallen, 
und wiH daher im SchlnCaworte die Durchführbarkelt meiner Vor- 
schläge in Erwägung ziehen. Ich werde dies von einem doppelten 
Standpunkte aus versuchen, Tom volkswirtschaftlichen nnd vom 
kulturellen. 

In der Volkswirtschaft spielt die finanzielle Frage eine Hauptrolle, 
so wollen wir denn auch gleich mit dieser beginnen. Der Vorschlag, 
auf dessen Ausführung die von mir beantragten Reformen in erster 
Reihe basiren, ist die Beschränkung des Erbrechtes, resp. die Fixirung 
eines Erbmaximus bei gleichzeitiger Gewährung eines Erbmiuimums 
an jedes männliche, und emer Lebensrente, eventuell auch Heirats- 
dotation, au jedes weibliche Indindlum. Da wird wohl die Frage ge- 
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stellt werden: Wird das Volksvermögen und die Produktions- 
kraft der civilisirten Nationen dermalen auch hinreichen, 
um diesen Anforderungen zu genügen? Dies zalüenmärsig 
festzustellen, dürfte wohl sehr schwer, ja ganz unmöglich sein, wir 
wollen die Sache daber tod einem allgemeinen Standpunkte aus be- 
trachten. 

Entweder reiobt die Summe alles dessen, was die Natur dem 
Menschen ohne sdn Zuthun liefert, zusammengenommen mit dem, was 
er ihr durch seiue Arbeit an Naturprodukten abringt, und dem, was 
. er mit seinem Fleifse aus denselben herstellt — ich sage - entweder 
reicht dies alles aus, um s&mtlichen Menschen (wenigstens in 
den civilisirten Ländern) nicht nur genügende Nahrung, Wohnung 
nnd Kleidung, sondern auch ein über die blofse Befriedigung der not> 
wendigsten Bedürfnisse hinausgehendes menschenwürliges 
Dasein zn gewähren, oder es reicht dazu nicht aus. Da im letzteren 
Falle keine sociale Reform, und wäre sie noch so scharfsinnig aua- 
gedacht, allgemeines Wohlergelien und allgemeine Zu- 
friedenheit der Mfiischon bewirken könnte, weil immer ein Teil der- 
selben infolge Unzulänglirlil{<'it der Befriedigungsmittel darben würde, 
so mufs angenommen werden, dal's alle socialen Reformatoren, die 
durch ihre Vorschlage eine allgemeine Zufriedenheit bewirken 
wollen,, es als selbstverständlich voraussetzen, dafs der erstero Fall, 
nämlich das Vorhandensein einer genügenden Gütermenge und einer 
genügenden I'roduktionskrall stattfindet, denn sonst wären ihre Heformen 
wirkungslos. Wir befinden uns daher in derselben Lage wie alle 
übrigen socialen Reformatoren, denn ohne diese Voraussetzung kann 
keine Reform allgemeine Zufriedenheit in Gefolge haben. Und 
wenn man uns den Vorwurf machen wollte, dafs die Gfitermenge und 
Produktionskraft der civilisirten Nationen den von uns gestellten An- 
forderungen nicht genfigen wurden, so mfifste man allen fibrigen 
socialen Beformatoren denselben Vorwurf machen; denn wiryerlangen 
nicht etwa ein Erbminimum und eine Lebensrente Ton einer be- 
stimmten Höhe, deren Gew&bmng ?ie]leicht unmöglich wftre, 
sondern, wie alle anderen socialen Reformatoren, nur so viel, dafs 
jeder Mensch ein menschenwürdiges Dasein führen könnte. Soll dies 
aber möglich sein — nnd dies ist ja der Endzweck einer jeden socialen 
Reform — so müssen auch so viel Befriedigungsmittel vorhanden sein 
oder beschatft werden können, als dazu nötig sind. Unsere Vorschläge 
beanspruchen also in dieser Hinsicht keine andere Beurteilung und 
bedürfen keiner anderer Voraussetzungen als diejenigen aller übrigen 
socialen Reformatoren. 

Wenn al)er diese Voraussetzung nicht eintreffen sollte, wenn also 
die Gütermenge und Produktionskraft der civilisirten Nationen der- 
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malen nicht hinreichte, um allen Individuen ein menschen würdic:es 
Dasein zu ermöglichen, nun dann müfste eben das vornehmlichste 
Streben des Menschen darauf gerichtet sein, durch Steigerung des 
Bodenertrages und Vermehrung der Arbeitsprodukte einerseits, und 
durch Beschränkung der Bevölkerungszunahme andererseits, diesen 
volkswirtschaftlich wünschenswerten Zustand in Zukunft herbeizuführen, 
um so die Bedingungen der Durchführbarkeit einer allgemeiu 
befriedigenden socialen Reform zu schaffen. Ich möchte hier noch 
einmal darauf hinweisen, dafs weder eine Vermebrang der Gfltermenge 
durch Prodnktioiissteigeruog, nodi die BeacbrSnkang der Be?Olkerungs- 
zunabme, noeb eine sociale Beform, jedes fflr sieb allein, einen 
Zustand berbeiznfllbren imstande wftre, der allgemeine Zufriedenbeit 
enn^licbte* Denn bei Yermebrung der Gfitermenge oder Bescbrloknng 
der BeTölkemngsznnabme würde zwar die Bedingung einer allgemeinen 
ZuMedenbeit vorbanden sein, dieselbe konnte aber obne sociale Reform 
nicht eintreten, da diese Gütermenge feblerbaft verteilt wäre; bei 
Durchführung einer socialen Reform aber ohne gleichzeitige Be- 
schränkung der Bevölkerungszunahme wftrde das rasche Anwachsen 
der letzteren die Wirkung der ersteren vereiteln. Daraus ist zu er- 
sehen, dafs zur Herbeiführung des gewünschten socialen Zustandea 
alle drei Momente vereint wirken mügseu, und dafs namentlich ohne 
Beschränkung: der Bevölkerungszunahme weder eine sociale Reform 
noch eine Steigerung der Froduktion von dauerndem Nutzen sein 
werden. 

Ein weiterer Cmstand, der die Durchführung unserer Reform, 
wenn auch nicht bedingen, so doch bedeutend erleichtern und wirk- 
samer machen wüviie. wäre, wenn dieselben bei allen civilisirteu 
Nationen gleichzeitig eingeführt werden könnten. Im entgegenge- 
setzten Falle wäre zu befürchten, dafs der vermögende Teil der Be- 
völkerung aus dem Lande oder Länderkomplexe, wo die Beformen 
zuerst eingefdbrt w&ren, auswandern wfirde, um sieb der bedeutenden 
Bescbr&nkung des Vererbnngsrecbtes und den anderen mit unseren 
Verscblilgen verbundenen persl^nlicben Opfern zu entzieben. Der zu- . 
rflckgebliebene, ftrmere Teil der Bevölkerung könnte dann natfirlich 
den finanziellen Anforderungen, die unsere Beformen an das Volks- 
vermögen stellen, nicbt genfigen; die Lander aber, nach denen die 
vermögenden Leute ausgewandert wären, würden dadurch an Eapital- 
kiaft bedeutend gewinnen, und durch ihre industrielle Konkurrenz die 
verarmten Länder schädigen. Mehr oder weniger gilt dies wohl von 
allen durchgreifenden socialen Beformen, denn bei allen würde 
der Egoismus des Individiums zu Gunsten des Gemeinwohles Opfer 
bringen müssen, und die Vereuchung, sich diesen Opfern durch Aus- 
wanderung zu entzieben, liegt bei mangelndem Gemeinsinne sehr nahe. 
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Ich möchte hier als Beispiel auf Eugen Ricbters „SocialdemokratiHche 
Zukunftsbilder" hinweisen, wo er die Greozen des supponirten social- 
demokratischen Zukunfksstaates von einem Grenzkordon von Soldatou 
bewachen läfst, damit die Bürger des neuen Gemeinwesens nicht, aus- 
wandern. 

Noeh in anderer HioBielii irflrde eine, blofs ein begrenztes Länder- 
gebiet umfassende Einführung unserer Reformen, deren Wirksamkeit 
abseliwftdien. Wenn nämlich dnrch BeschrftnbiDg der BerOlkerqngs- 
znnabme in den betreffenden Ländern der Arbeitslohn steigen wflrde, 
so wäre zn befürchten, dafs ans anderen Gebietent wo eine solche 
Beschränkung nicht stattfindet und der Lohn infolge dessen geringer 
ist, die dort in Überzahl gezeugte Arbeiterbevölkerung dahin strömen 
wfirlp, wo ein höherer ArbeitBlohn gezahlt wird. Dadurch würde aber 
der Nutzen der Bevölkernngsbeschränkung illusorisch werden, indem 
ihre Wirkung durch die eingewanderten Arbeitskräfte paralysirt würde. 
Sehen wir doch schon heute, dafs nach Frankreich, dessen Bevölkerung 
sich langsam vermehrt, das Zuströmen ausländischer Arbeitskräfte 
(Italiener, Dentfehe, Scliweizor) ein sehr bedeutendes ist, während 
dies in England, das eine siaikc Bevölkerungszunahme hat, nicht der 
Fall ist.*) Nach den Vereinigten Staaten Nordamerikas, wo die Be- 
völkerungszahl im Verhältnis zur Ausdehnung dos Landes eine geringe 
und der Arbeitslohn ein hoher ist, strömen nicht nur aus Europa, 
sondern ganz besonders aus dem übervölkerten China Arbeitskräfte zu. 
Kein WuiuIpt daher, dafs in Frankreich eine gewisse AnimosiUt gegen 
die massenluit'L zuwandernden Italiener besteht, die bereits zu blutigen 
Konflikten geführt hat, und dafs die Vereinigten Staaten sogar ein Ge- 
seta eriasaen haben, das die ESuwanderuDg der Chinesen ▼«rfaindem 
soll; denn in beiden Fällen wird die günstige Wirkung, die eine im 
Verhältnis zur Produktion geringe Bevölkerungszahl auf das Wohl- 
ergeheu der Arbeiter ansähen kOnnte, durch die fremde Einwanderung 
abgeschwächi 

Wenn es aber möglich wäre, unsere Beformen in allen drifisirten 

Ländern gleichzeitig einzuführen, so würde sich dadurch mit der Zeit 
eine gleichmäfsigere Verteilung, sowohl der BerGlkerung, als auch des 
Volkswohlstandes vollziehen. Da nämlich das Volksvermögen und die 
Produktionskraft der verschiedenen Nationen dermalen eine verschiedene 
ist, so würde im Anfang auch die Höhe des Erbminimums und der den 
weiblichen Individuen zu gewährenden Lebensrente in den verschiedenen 
Ländern eine ver=!chiedene sein. Infolge dessen würde wohl, angelockt 
durch das höhere Krbminimum und die höhere Lebensrente, aas den 
ärmeren Ländern eine Auswanderung in die reichereu stattfinden. Durch 

*) Nach den neuesten statistischen Erhebungen kominen in EngUtnd auf 
1000 Binbeinische 3,5 Analänder, in FnuikreiGh 30, 
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diese Bevölkerungszunabrae würde aber in letzteren der auf den Kopf ent- 
fallende Anteil am Volksvermögen, also auch das Erbminimum der ^TänDor 
und die Lebensrente der Weiber geringer würden. Andererseits würde 
durch diese Auswanderung die Bevölkerung in den ärmeren Ländern 
abnehmen, wodurch daselbst wiederum das Erbminimum und die 
Lebensrente steigen würde. Nach Verlauf einer gewissen Zeit müfste 
sich durch diesen ausgleichenden Prozofs das Erbminimum und die 
Lebensrente in den reichen und den armen Ländern auf die gleiche 
Höhe stellen. Sobald dies eingetreten wäre, würde aber wiederum 
ein Rückströmen der Bevölkerung aus den stark bevölkerten Ländern 
in die dfiDobevölkerten erfolgen, da in letzteren mehr Grand und 
Boden zur Yerfttgong stftnde, nnd mehr Gelegenheit zu neuen Unter- 
nehmungen geboten wäre. Auf diese Weise wfirde sehlieffdich eine 
ziemlich gleichmftfsige Verteilung, sowohl der BeTölkernngszahl als anch 
des VolkswohlstandeB in allen dvilisirten Ländern eintreten, allerdings 
unter Berücksicbtigang des durch die Fruchtbarkeit und die commerdelle 
Lage der verschiedenen Länder bedingten Einflusses, der sich dann 
aber mehr in einer verschiedenen BeTölkemngsdichte, als in einer Ver- 
schiedenheit des Volkswohlstandes äufsern würde. 

Schwerwiegender als die Einwendungen, die man in volkswirt- 
schaftlicher Beziehung gegen meine Reformen erheben dürfte, scheinen 
mir die Bedenken zu sein, die man in Anbetracht des dermaligen 
kulturellen Bildung^^^^n ados der civilisirten Nationen dagegen vorbringen 
könnte. Die Frage nämlich, ob der durchschnittliche Bildungs- 
grad der Völker bereits ein solcher ist, dafs er die Durch- 
führung meiner Reformen ohne grofse Schwierigkeiten er- 
möglichen würde, wird wohl nicht von allen mit einem unbedingten 
„Ja** beantwortet werden. 

Die Vorschläge, die ich zur Lösung der socialen Frage gemacht 
habe, setzen nämlich ein gewisses Quantum au Gemeinsinn voraus, 
bei dessen Nichtvorhandensein ihre Durchführung auf Schwierigkeiten 
stofsen würde. Bis wird nun gewifs manchem einigermafsen zweifel- 
haft erscfaemen, ob dieses Quantum an Gemeinsinn dermalen bei den 
Terschiedenen civilisirten Völkern bereits vorhanden ist. 

Im allgemeinen ist ja der Gemeinsinn heutzutage noch recht 
wenig ausgebildet, die Überzeugung von der Notwendigkeit seines 
Vorhandenseins in jeder Gemeinschaft ist noch nicht in das volle 
Bewnfstsein der Menschen eingedrungen. Der in der Natur des 
Menschen liegende Egoismus ist, begünstigt durch die herrschende 
Wirtschaftsordnung, in üppige Ähren geschossen, und hat den Gemein- 
sinn, mehr als es für das allgemeine Wohl zuträglich ist, in den 
Hintergrund gedrängt, rnd doch ist auch der (lomeinsinn einp in 
der menscbiichen Natur gelegene, den Menschen naturwissenschaftlich 
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cbarakterisirende Eigenschaft, ohne der er eben nicht das geworden 
v&re, was er ist. 

Der Mensch ist, vom Standpunkte der Naturwissenschaft betrachtet, 
ein Herdetier, d. h. ein in Gemeinschaft lebendes Wesen, nur in dieser 
Gemeinschaft kann er zu seiner voikji Entwickelung gelangen, und 
den l'ldu vollkommen uuafüllen, den ihm die Natur angewiesen hat. 
Wenn er sich auf sich selbst beschränkt, und sich von der Gemein* 
Schaft isolirt, sei es physisch oder psychisch, er also z. B. 

als Einsiedler lebt, oder sein ganzes Denken und Traebten ausschliefst 
lieb auf seine Person allein konzentrirt, so bandelt er gegen die 
Natur des Herdeiieres, gegen die menschlicbe Natur. Jeder Yerstofs 
gegen die Natur riebt sieb aber an dem Übertreter. Der sieb Yon 
der Oemeinscbaft isoHrende Mensch wird anormal, er wird krank, 
körperlich oder geistig, und dadurcb unzufrieden mit der Welt und 
mit sich selbst Die Selbstmorde, die heutzutage in so erschreckender 
Weise zunehmen, sind nicht zum mindestens eine Folge dieses fiber- 
mftfiaigen, durch den Gemeinsinn nicht gemilderten Egoismus. Wer 
neben seinen eigenen Interessen auch noch Herz und Sinn hat für 
seine Nebenmenschen, und bestrebt ist, nicht nur sieb selbst, sondern 
auch der Gemeinschaft zu nützen, wird nicht Selbstmorrl begehen, 
denn er hat uimit stets einen Lebenszweck, der ihm Befriedigung 
gewährt, auch wenn er für seine eigene Person nicht die Befrierligung 
finden sollte, die er wünscht. Nur derjenige wird einer wahren 
Zufriedenhpit teilhaftig werden, der den Anforderungen der mensch- 
lichen Natur nach beiden Seiten hin entspricht, indem er neben dem 
natürlichen Triebe des Egoismus auch den natürlichen Trieb des 
Gemeinsinnes walten läfst. Nicht nur „jeder für dicii ielbst", sondern 
auch „einer für alle und alle f&r einen," das ist das wahre menscb«* 
liehe Prinzip. 

Wir sind der Ansicht, dafs sieb diese Dberzeugung heutzutage 
bereits bei vielen Bahn zu brechen beginnt. Basbrt ja doch das 
ganze socaaldemokratiBebe Programm auf dem Gemeinsinne, nur dafo 
man hierbei den Fehler begebt, in das Extrem zu verfitUen, indem 
man bei den BQrgem des sociddemokratiadien Zukunftestaates ein 
Übermafs an Gemeinsinn voraussetzt, das der menschlichen Veran- 
lagung nicht entspricht. Alle Extreme gleichen sich aber mit der 
Zeit aus, und es ist zu erwarten, dafs auch in diesem Falle das 
richtige Yerhftltnis zwischen Egoismus und Gemeinsinn gefunden werden 
wird. — In medio virtus. 

Wenn aber der heutige Bildungsgrad der Völker, insbesondere 
der dermalen in der Gesellschaft vorhandene Gemeinsinn, in der That 
nicht genügen sollte, um rlie von mir vorgeschlagenen Reformen ohne 
Schwierigkeiten durchzufuhren, nun dann darf man eben vor diesen. 
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Schwierigkeiten Dicht zuiückscbreckeu, bondtiiii Jie geeigücten Mittel 
ergreifen, um dies* 11 » n zu überwinden. Einesteils mürste man sich 
bemühen, die Volkslul iuug auf ein höheres Niveau zu bringen, anderen- 
teils die Durchiüliiuug der Reformen mittelst empfindlicher Strafen 
insolange zu erzwingen trachten, als sich die Menschen nicht von 
selbst von deren Nützlichkeit überzeugt hätten. Überhaupt wird wohl 
niemals eioe durcbgreifeDde sociale Refoim, welcher Art sie immer 
sein möge, ohne einen gewissen Zwang durebzalttbren sein. 

JedeniUls dfirfte man aber die vorgeschlagenen Beformen nicht 
plötzlich znr Dnrchfflhmng bringen woÜeni sondern nnr allmAhlich 
fortschreitend. Die in anserer jetzigen Gesellschaftsordnnng bereits 
bestehenden Institutionen und Gepflogenheiten wflrden eine geeignete 
Basis abgeben, um darauf die neuen Beformen aufzubauen. So liefse 
sich z. B. die Beschränkung des Erbrechtes durch eine von Jahr zu 
Jahr steigende Erbschaftssteuer anbahnen; die Gewährung der Lebens» 
rente an alle weiblichen Individuen, durch wesentliche Vermehrung 
der jetzt an Frauen, Witwen und Waisen zu zahlenden Gnadengehalte, 
Pensionen und Erziehungsbeitrfige; die Leistung des Weiberversorgungs- 
beitrages von Seiten aller erwerbsfähigen Männer, durch einen all- 
mählich steigenden Zuschlag zur Einkommensteuer; die Kleinerhaltuug 
des Grundbesitzes durch successive Aufteilung der Staatsdomänen in 
kleinere Htifo und Pachtgüter, sowie durch Ankauf von Grolsgrund- 
besitz von Staatewegen und Parzellirung dessellten (wie dies jetzt, 
allerdings aus anderen Motiven, in Posen geschieht) ; die Zonenenteig- 
nung bei den Städten durch häufiger durchgeführte Expropriationen 
von städtischem Gr und und Boden; die Forderung des Rechtes auf 
Arbeit durch zahlreichere Errichtung von Arbeiter-Kolonieen u. s. w. 
In dem HaTse als die^e Mafsregeln mehr und mehr in Anwendung 
kamen, würde sich die BeTöUcerung allmihlieb an die durchgreifenderen 
Beformen gewöhnen. 

Oberhaupt halte ich es fttr einen Vorzug, der von mir erstrebten 
Gesellschaftsordnung, dafs sie nicht so wie manche andere Tor- 
geschlagene sociale Beform (z. B. die socialderookratische) auf 
einer ganz neuen Wirtschaftsordnung aufgebaut werden mufs, sondern 
auf Grandlage der bestehenden, durch Fortentwickelung gegenwärtiger 
Einrichtungen, geschaffen werden kann. Ich bezeichnete sie daher 
auch im Verlaufe meiner Abhandlung als verbesserte, nicht als 
neue Gesellschaftsordnung. Die Fordermigen, die dieselbe an ihre 
Mitglieder stellt, sind im Keime bereits in unserer jetzigen Gesell- 
schaftsordnung vorhanden, wie ich eben gezeigt habe, man brauchte 
diese Keime nur zur weiteren Entwickeluug gelangen zu lassen. Der 
heutige Staat disponirt ja bereits durch seine Steuern und Abgaben 
bis zu einem gewissen Grade über das Privateigentum seiner Ange- 
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hörigen, und verlangt häutig vom Individuum, dafs es seine iuteressen 
denjenigen der Gemeinschaft unterordne. Meine Forderungen laufen 
auf dasselbe hinaus, nur soll dies alles in einem höheren Grade als 
es jetzt der Fall ibt, geschehen. Das Prinzip, das iiu inen Vorschlägen 
zu Grunde liegt, stimmt also mit demjenigen, Jas m der heutigen 
Geflellscluiftfiordnung gilt, überein, nur der Grad, in dem es zur An- 
wendnng kommen soll, ist ein verBcbiedener. 

Ans Vorangfehendem ist zn ersehen, dalÜEi ich mir die Schwierig- 
keiten, die mit der Aosi&hnmg meiner Reformen Yerbunden sind, 
dnrcbans nicht verhehle, andererseits glaube ich aber gezeigt za haben, 
daTs ihre DurchfÜhnuig wenigstens mcbts unmöglich ist. Sollte diese 
DnrchflUiraDg jedoch dermalen noch nicht möglich sein, nnd erst der 
Zukunft vorbehalten bleiben, so kann ich mich auch damit sufrieden- 
stelleD, denn dann haben meine Reformen immer noch einen Vorzug 
Tor manchen anderen, die weder jetzt, noch in Zukunft ausführbar 
sind. Wenn aber meine Vorschläge überhaupt niemals zur AusfQhrung 
gelangen sollten, so werde ich mich mit dem Ausspruche trösten: 
„in magnis et voluisse sat est** Es genfigt auch Grofses, Gutes 
gewollt zu haben! 

£nde. 
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